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Einleitung
 Klemens Himpele, Andreas Keller und Sonja Staack

Die europäischen Bildungsministerinnen und Bildungsminister haben im 
März 2010 in Budapest und Wien den Europäischen Hochschulraum ausge-
rufen. Damit ist ein mehr als zehnjähriger Prozess zu einem ersten Ergebnis 
gelangt, war doch die Schaffung eines Europäischen Hochschulraums das er-
klärte Ziel der 1999 unterzeichneten Bologna-Erklärung. Gleichzeitig haben 
die Proteste gegen die Umsetzung des groß angelegten Reformprogramms 
in vielen europäischen Ländern einen Höhepunkt erreicht. Auch gemessen 
an den eigenen Ansprüchen sind die Ergebnisse der zehnjährigen Reformen 
unzureichend. So fiel denn auch die Erklärung der Bildungsministerinnen 
und Bildungsminister in Wien und Budapest durchwachsen aus. Darin heißt 
es: „Die jüngsten Proteste in einigen Ländern […] haben uns daran erinnert, 
dass einige der Ziele und Reformen von Bologna nicht richtig umgesetzt und 
vermittelt wurden.“ 

Es ist – dies belegen die studentischen Proteste einerseits aber auch 
die Budapest-Wien-Erklärung andererseits – inzwischen unstrittig, dass es 
bei der Umsetzung der in den Bologna-Dokumenten formulierten Zielstel-
lungen erhebliche Probleme gibt. Die Proteste haben auch deshalb so viel 
Widerhall gefunden, weil sie den Finger in offene Wunden gelegt haben. Die 
Potenziale der Bologna-Reformen sind nicht nur nicht genutzt worden, in 
vielen Bereichen hat sich der Zustand sogar verschlechtert. Die Studierenden 
haben zu Recht Probleme mit einem Übermaß an Prüfungen, einer man-
gelnden Durchlässigkeit zwischen dem Bachelor- und dem Masterstudium, 
steigenden Zugangshürden bei der Aufnahme eines ersten Studiums, rigoro-
sen Anwesenheitspflichten und fehlenden Mobilitätsfenstern angesprochen 
sowie eine vielerorts zu beobachtende inhaltliche Engführung in den neuen 
Studiengängen kritisiert. Dabei wird deutlich, dass das Ziel einer Öffnung der 
Hochschulen im Sinne einer größeren Durchlässigkeit des Bildungssystems  – 
einerseits für Personen ohne traditionelle Hochschulzugangsberechtigung, 
andererseits für Personen, die bereits im Erwerbsleben stehen und drittens 
für internationale Studierende im Zuge einer gesteigerten Mobilität – nicht 
erreicht worden ist. Bevor die Proteste von Studierenden, Schülerinnen und 
Schülern sowie Beschäftigten einsetzten, war dieses Ziel oft nicht einmal the-
matisiert worden. 

Die Umsetzung der Bologna-Ziele ist Aufgabe der nationalen Insti-
tutionen, in Deutschland also der Hochschulen, der Länder und des Bun-
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des. Dabei haben sich die Akteurinnen und Akteure zunehmend von einem 
verengten Bildungsverständnis leiten lassen, welches die Zielsetzung eines 
Studiums auf die Frage der Beschäftigungsfähigkeit der Absolventen und 
Absolventinnen reduzierte („Employability“). Dabei ist die politische Umset-
zung in internationale Prozesse eingebettet, wurde der Bologna-Prozess doch 
zunehmend an die Lissabon-Strategie der Europäischen Union angelehnt, 
die das Ziel hat, Europa zum wettbewerbsfähigsten, wissensbasierten Wirt-
schaftsraum der Welt zu machen. Diesem Ziel haben sich die verschiedenen 
Politikfelder unterzuordnen, auch die Bildungs- und Forschungspolitik der 
Europäischen Union und ihrer Mitgliedsstaaten. Damit verbunden ist eine 
Sichtweise auf Bildung als abhängige Variable der ökonomischen Entwick-
lung, die Reduzierung von Hochschulbildung auf eine eng verstandene beruf-
liche Ausbildung mit dem primären Ziel der Beschäftigungsfähigkeit; andere 
Ziele von Bildungspolitik  – wie die Förderung der sozialen, kulturellen und 
politischen Teilhabe als Voraussetzung für einen demokratischen und sozia-
len Rechtsstaat – traten dagegen in den Hintergrund. 

So zielten die Reformen auch in Deutschland in erster Linie auf mehr 
Praxisbezug des Studiums und die Verkürzung der Studienzeiten ab. Eine 
Öffnung der Hochschulen oder qualitative Studienreformen spielten hingegen 
bei der Implementierung der gestuften Studienstruktur fast keine Rolle. Die 
Öffnung der Hochschulen wurde durch den mangelnden Ausbau der Studi-
enplätze verhindert, die geforderte Öffnung des Masterstudiums für alle Ba-
chelorabsolventen und -absolventinnen, die ihr Studium fortsetzen möchten, 
widerspricht dem erklärten Ziel der Kultusministerkonferenz, den Bachelor 
zum Regelabschluss des deutschen Hochschulsystems zu machen und so die 
Studien zeiten zu verkürzen. Wenn die Dauer des Studiums ein entscheiden-
des Kriterium ist, dann wird außerdem selbst der so häufig eingeforderte 
Auslandsaufenthalt zu einem netten Plus, das man sich leisten können muss. 
Gegen die einseitige Fixierung des Studiums auf den Arbeitsmarkt richteten 
sich auch die Proteste der Studierenden, Schülerinnen und Schüler sowie der 
Beschäftigten. Dabei wird in vielen Fällen kaum zwischen der mangelhaften 
Umsetzung der im Rahmen des Bologna-Prozesses formulierten Ziele und 
der ihrer Überlagerung durch andere – national geprägte – Ziele unterschie-
den. Dies ist wenig verwunderlich – war es doch für viele Hochschulleitungen 
und Ministerialbürokratien bequem, die Alternativlosigkeit ihrer Politik mit 
Bologna oder „Brüssel“ zu begründen. Es sollte folglich – gerade weil die 
Proteste inhaltlich gut begründet sind – nicht der Fehler gemacht werden zu 
glauben, dass ein Ausstieg aus dem Bologna-Prozess die Probleme des Hoch-
schulsystems lösen könnte. 
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Die in den Bologna-Dokumenten formulierten Ziele verdienen in wei-
ten Teilen die Unterstützung auch von Gewerkschaften und Studierendenver-
tretungen: die Stärkung der sozialen Dimension der Hochschulen, die Ver-
einfachung von nationaler und internationaler Mobilität oder eine Öffnung 
der Hochschulen für beruflich qualifizierte Menschen u. a. durch die Aner-
kennung von außerhalb der Hochschulen erbrachten Leistungen sind anzu-
strebende Veränderungen. Diese Potenziale zu nutzen ist die Herausforde-
rung für die zweite Phase des Bologna-Prozesses, die in Wien und Budapest 
eingeleitet wurde. Nachdem die Proteste der Studierenden zunächst noch als 
„gestrig“ (Bundesbildungsministerin Annette Schavan) bezeichnet wurden, 
ist inzwischen allgemein anerkannt, dass die Defizite der Umsetzung des Bo-
logna-Prozesses behoben werden müssen. Gleichzeitig hat eine Debatte über 
die Frage der Verantwortlichkeiten eingesetzt, die relativ typisch ist für das 
deutsche Hochschulsystem: Die Fehler haben immer die anderen gemacht. 
So weisen sich die Hochschulen und die Politik wechselseitig den Schwarzen 
Peter zu. Allerdings sind inzwischen auch ernsthafte Debatten über Verän-
derungen in Gang gesetzt worden, wobei sich deren Tragfähigkeit in den 
kommenden Jahren erst noch erweisen muss. Dank der Proteste der Studie-
renden ist das politische Feld jedenfalls bei der Ausrufung des Europäischen 
Hochschulraums offener als in den vergangenen Jahren. Daher kommt es 
zunehmend darauf an, die Ziele, die Bologna bzw. eine weitere Hochschulre-
form in Deutschland erreichen soll, auszuformulieren.

Hierzu wollte auch die dritte Wissenschaftskonferenz der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft vom 9. bis 12. September 2009 in Bad 
Wildbad im Schwarzwald einen Beitrag leisten. Unter dem Titel Endstation 
Bologna? Zehn Jahre Europäischer Hochschulraum diskutierten Vertreterin-
nen und Vertreter der Gewerkschaften, der Wissenschaft, der Hochschulen, 
der Studierenden und der Politik die Frage, ob und wie es weitergehen soll 
mit den Hochschulreformen in Deutschland. Der vorliegende Sammelband 
dokumentiert die Beiträge zu und Ergebnisse der dritten GEW-Wissen-
schaftskonferenz.

Der Sammelband wird mit einem Grußwort von Wojciech Pillich von 
der polnischen Gewerkschaft NSZZ „Solidarność“ eröffnet. Aus diesem Bei-
trag lassen sich Gemeinsamkeiten, aber auch Differenzen der deutschen und 
der polnischen Debatte herauslesen. In Abschnitt A werden vier grundsätz-
liche Fragestellungen behandelt. Eva Hartmann beleuchtet die internationale 
Bedeutung des Bologna-Prozesses auch in der Abgrenzung nach außen. Der 
Bologna-Raum ist dabei eben auch als neuer Bildungsmarkt zu betrachten, 
auf dessen Funktion und Bedeutung Hartmann eingeht. Ulf Banscherus, An-
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nerose Gulbins, Klemens Himpele und Sonja Staack stellen ihre im Auftrag 
der Max-Traeger-Stiftung erstellte Studie Der Bologna-Prozess zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit. Die europäischen Ziele und ihre Umsetzung in 
Deutschland vor. Hierin wird anhand der Bereiche soziale Dimension, le-
benslanges Lernen, Praxisbezug des Studiums und Mobilität aufgezeigt, wel-
che Potenziale der Bologna-Prozess hätte und dass diese Potenziale in weiten 
Teilen nicht genutzt wurden. Klaus Landfried geht in seinem Beitrag der Fra-
ge nach, wie krank der Patient Bologna-Prozess tatsächlich ist und welche 
Therapie notwendig wäre. Dominic Orr schließlich stellt die Ergebnisse von 
EUROSTUDENT III vor. In dieser Studie wird die soziale Lage der Studieren-
denschaft in zahlreichen europäischen Ländern verglichen.

In Abschnitt B kommen die Stakeholder des Bologna-Prozesses zu 
Wort. Peter Greisler vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) geht in seinem Beitrag der Frage nach, was der Bund künftig noch 
tun kann, um die Implementierung der Reformen besser zu ermöglichen. 
Birger Hendriks beschreibt die Rolle der Kultusministerkonferenz und geht 
auf mögliche Weiterentwicklungen ein. Der Leiter des Bologna-Zentrums der 
Hochschul rektorenkonferenz, Peter Zervakis, benennt die Erfolge der Bologna-
Umsetzung an den Hochschulen ebenso wie Möglichkeiten der Weiterentwick-
lung. Achim Meyer auf der Heyde, Generalsekretär des Deutschen Studenten-
werks, geht der Frage nach, inwieweit das neue Studiensystem besonderen 
Druck auf die Studierenden ausübt. Die Erfahrungen der Wirtschaft mit den 
neuen Abschlüssen beschreibt Henning Dettleff von der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände. Er greift damit eine zentrale Frage auf: 
Wie bewährt sich der Bachelorabschluss auf dem Arbeitsmarkt? Walter Mönig 
(BMBF) benennt Fortschritte und Hindernisse bei der Mobilität der Studieren-
den und der Beschäftigten an den Hochschulen im Europäischen Hochschul-
raum. Auch Siegbert Wuttig vom Deutschen Akademischen Austauschdienst 
setzt sich mit der Frage auseinander, ob die Bologna-Reformen Mobilität för-
dern oder sogar verhindern. Die Probleme der Mobilität aus studentischer 
Sicht werden von Sarina Jessica Schäfer behandelt, während Anja Mihr als 
Wissenschaftlerin die zunehmende Bedeutung grenzüberschreitender Arbeits-
erfahrungen für die Karriere im Wissenschaftssystem beleuchtet.

Der Abschnitt C beschäftigt sich mit dem Spezialthema der Lehrerbil-
dung im Rahmen der Bologna-Reformen. Ulrich Druwe benennt Kompetenz 
als Maßstab der Lehrerbildung und beschreibt Probleme und Möglichkeiten 
aus der Perspektive der Hochschulen. Ulrich Lübke geht auf die Lehrerbil-
dung in Südwestdeutschland ein. Baden-Württemberg ist bei der Umstellung 
der Lehramtsstudiengänge zurückhaltend, was Lübke in seinem Beitrag auf-
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arbeitet. Sven Lehmann betrachtet die Probleme der der Umstellung insbe-
sondere auch mit Blick auf die Ausbildung für verschiedene Schulformen. 
Doro Moritz schließlich formuliert die gewerkschaftlichen Anforderungen 
an die Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern. Die vierte Abschnitt (Ab-
schnitt D) befasst sich mit der Qualitätssicherung: Colin Tück beschreibt die 
Funktion des europäischen Registers für Qualitätssicherungsagenturen. Bas-
tian Baumann benennt die Notwendigkeit der Fortführung der Reformen 
und Nina Gustafsson Åberg geht der Frage nach, inwieweit der Europäische 
Hochschulraum auch ein Handlungsfeld für Gewerkschaften und Studieren-
denvertretungen sein kann. Der Frage nach Ranking, Benchmarks und dem 
Wettbewerb widmet sich Christian Gaehtgens.

Im Abschnitt E wird der Frage der Durchlässigkeit – auch verbunden 
mit der Frage der Qualität der Bildung – nachgegangen. Mit dem Lebensbe-
gleitenden Lernen und der Durchlässigkeit der Strukturen setzt sich Kathrin 
Heyl auseinander. Alexander Katzer beleuchtet die Promotion im Europäi-
schen Hochschulraum und Achim Hopbach geht auf die Akkreditierung und 
die Qualität der Bildung ein. Inwiefern die Frage der Geschlechtersensitivität 
eine Rolle bei den Akkreditierungen spielt und welche Verbesserungsmög-
lichkeiten es gibt, arbeitet Beate Kortendiek heraus. Roland Bloch und Cars-
ten Würmann schließlich betrachten die Arbeitsverhältnisse an den Hoch-
schulen und benennen eine bessere Betreuungsrelation als Voraussetzung 
für eine bessere Lehre. Ebenfalls in Abschnitt E finden sich die Dokumentati-
onen aus den Arbeitsgruppen. Am Schluss des Sammelbandes fasst Andreas 
Keller die Debatte zusammen und formuliert die Erwartungen an die Fort-
setzung des Bologna-Prozesses aus gewerkschaftlicher Perspektive. Er geht 
dabei auch auf Herausforderungen der folgenden Jahre ein und bewertet 
den Wandel, der in der Politik als Reaktion auf die Bildungsproteste teilweise 
schon angegangen wurde.

Weder die Wissenschaftskonferenz 2009 noch dieser Sammelband 
wären möglich gewesen ohne die freundliche Unterstützung durch das Bun-
desministerium für Bildung und Forschung sowie das Bildungs- und Förde-
rungswerk der GEW, ebenso wenig ohne die aktive Mitwirkung der Referen-
tinnen und Referenten, Autorinnen und Autoren sowie die tatkräftige Unter-
stützung der Kolleginnen im Vorstandsbereich Hochschule und Forschung 
beim Hauptvorstand der GEW. Ihnen allen gilt unser herzlichster Dank. Bei 
der Max-Traeger-Stiftung bedanken wir uns für die Förderung der vorliegen-
den Publikation. Wir wünschen uns und allen, die dieses Projekt unterstützt 
haben, dass unsere Debatten, Denkanstöße und Konzepte nicht ohne Wider-
hall in der hochschulpolitischen Auseinandersetzung bleiben. 
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Wie weiter im Bologna-Prozess? 
 Grußwort von Wojciech Pillich, NSZZ Solidarność

Die Realisierung des Bologna-Prozesses sollte bis 2010 abgeschlossen 
sein. Dass der Prozess in diesem Jahr bei Weitem nicht beendet sein 
wird, ist allerdings unschwer absehbar. In der polnischen Gewerkschaft  – 
und Partnerorganisation der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) – NSZZ „Solidarność“ stehen daher bereits jetzt Überlegungen im 
Vordergrund, wie die Bildungssysteme in Europa weiter verbessert wer-
den können. 

1999 wurden in Bologna einige Instrumente, mit welchen man den 
Europäischen Hochschulraum errichten wollte, konkret definiert: Die Ein-
führung eines Kreditpunktesystems (ECTS), die Einteilung des Studiums 
in zwei Stufen, eine flächendeckende Qualitätskontrolle der Bildung (Sys-
tem der Akkreditierung, Zertifizierung etc.), der Ausbau der Mobilitätspro-
gramme für Studierende, Wissenschaftler/-innen und Verwaltungsperso-
nal sowie die Förderung des Lebenslangen Lernens. Im technischen Sinne, 
so ließe sich feststellen, sind diese Instrumente im Jahr 2010 tatsächlich 
realisiert worden. Doch inhaltlich ist der Europäische Hochschulraum 
nicht im Ansatz vollendet. Außerdem wirft die Umsetzung in den einzelnen 
Ländern weiterhin zahlreiche Fragen und Probleme auf, wie sie etwa in 
dem Appell des 26. Gewerkschaftstags GEW zur Bologna-Folgekonferenz 
in Leuven deutlich werden.1 Das Londoner Communiqué (2007) ist daher 
zu unterstützen, wenn es darin heißt: „Wir nehmen 2010 zum Anlass, die 
Vision, die uns bewogen hat, den Bologna-Prozess 1999 in Gang zu setzen, 
erneut zu formulieren, und für einen Europäischen Hochschulraum (EHR) 
einzutreten, der auf Werten und Visionen beruht, die über die Fragen von 
Strukturen und Instrumenten hinausweisen.“ 

Um diese Aufgabe zu erfüllen, lohnt es sich, einen Blick auf dieje-
nige Universität zu werfen, die dem Bologna-Prozess als Namenspatin zur 
Seite steht: Was zeichnete die bereits 1088 gegründete Universität Bologna 
aus? 

1. Sie war international, denn sie bestand aus zwei Bereichen: Einem 
Bereich für Studierende aus Italien und einem zweiten für ausländi-
sche Studierende, die fernab der Alpen wohnten. Die Studierenden 

1 Der Appell ist online verfügbar unter http://www.gew-gewerkschaftstag.de/Binaries/
Binary46829/3_01_003_DS_15_gew.pdf.
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bildeten hierbei nationale Gemeinschaften, sogenannte Nationes. So 
war die polnische Nation – sie zählte allein mehrere Hundert Perso-
nen – im 13. und 14. Jahrhundert eine von 30 Nationes insgesamt. 

2. Sie war autonom. Die Bildungsfreiheit war ebenso gesichert wie die 
Aufenthaltssicherheit – mit Ausnahme allerdings der Studierenden 
ohne Stadtrechte. Die Höhe der Honorare der Professoren und Pro-
fessorinnen war nicht von den Zahlungen der Studierenden abhän-
gig, denn die Honorare wurden von der Stadt bezahlt. Der Rektor 
wurde aus dem Kreis der Studierenden gewählt, z. B. waren zwölf 
polnische Studierende Rektoren. 

3. Sie war humanistisch. Die ersten Studienrichtungen waren das 
römische und das kanonische Recht. Im 14. Jahrhundert kamen 
folgende Fachrichtungen hinzu: Medizin, Philosophie, Arithmetik, 
Astronomie, Logik, Rhetorik, Grammatik, Griechisch, Hebräisch 
und Theologie. Naturwissenschaften wurden erst im 16. Jahrhun-
dert eingeführt. 

Diese Prinzipien wurden 1988 in der Magna Charta Universitatum, die 
im Jahr 1999 als Grundlage des Bologna-Prozess angenommen wurde, 
genauer formuliert. In der Herangehensweise der Bologna-Erklärung je-
doch kommt ein bedeutender Unterschied zur Magna Charta zum Aus-
druck: Sie beschäftigt sich vielfach mit technischen Einzelheiten, wäh-
rend wichtige Zukunftsfragen der europäischen Zivilisation, für welche 
die Bildung eine fundamentale Bedeutung hat, der Aufmerksamkeit ent-
gleiten. Man kann den Eindruck gewinnen, dass hier der Schwanz mit 
dem Hund wedelt. 

Die Universität von Bologna bildete Intellektuelle aus – Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, die in gesellschaftlicher Verantwor-
tung die Entwicklung der damaligen Zivilisation bestimmten. Wenn wir 
uns weiterhin auf Universität von Bologna berufen möchten, müssen wir 
einen Weg finden, um Intellektuelle auszubilden. Europa braucht diese In-
tellektuellen mit Blick auf die gegenwärtigen Anforderungen – und nicht 
nur Europa. Die Forschung ist weit fortgeschritten, sie schafft sich nicht 
nur eine sich „unterwürfige“ Erde, sondern hat grundlegenden Einfluss 
auf das Wesen des Lebens selbst. Gleichzeitig ist sie nicht in der Lage, die 
existenziellen Probleme der Menschheit zu lösen. Daher ist zu überlegen, 
wie Wissenschaft für die gesellschaftliche Entwicklung nutzbar gemacht 
werden kann. Wie könnte das Programm aussehen, um die Idee der ersten 
europäischen Universität fortzusetzen? Was ist heute eine zeitgemäße Vi-
sion dieser Idee des 11. Jahrhunderts? Welche Perspektive können wir den 
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europäischen Hochschulen eröffnen, damit sie sich den großen Fragen des 
21. Jahrhunderts stellen können? 

Um diese Fragen zu beantworten, wollen wir international im Di-
alog bleiben. Ich wünsche den Kolleginnen und Kollegen der GEW, den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Wissenschaftskonferenz sowie den 
Leserinnen und Lesern dieses Sammelbandes gute Ideen und Debatten, 
um die Zukunft des Bologna-Prozesses erfolgreich zu gestalten.
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Europa als neue normative Weltmacht? Einsichten 
aus dem Bologna-Prozess2

 Eva Hartmann

Der Begriff Imperialismus stand in den 1960er- und 1970er-Jahren im 
Zentrum vieler kritischer Analysen der Weltordnung, um allerdings in den 
nachfolgenden Jahrzehnten dem Modewort Globalisierung Platz zu ma-
chen. Erst in den letzten Jahren erfuhr der Begriff ein Comeback, um die 
Herrschaftsstrukturen der gegenwärtigen Globalisierung wieder vermehrt 
in den Blick zu nehmen. Sind wir nach dem Ende des Kalten Krieges in 
eine neue imperiale Phase eingetreten? Wenn ja, welches Machtzentrum ist 
hierbei auszumachen? Einige sehen in den gegenwärtigen Veränderungen 
eine Konsolidierung der USA als einzige Weltmacht, der es auf ungeahnte 
Art und Weise gelungen ist, ihre Macht, aber auch ihr neoliberales Entwick-
lungsmodell auf dem ganzen Globus zu verbreiten (vgl. z. B. Panitch und 
Gindin 2003; Harvey 2003). Andere betonen wiederum einen grundlegen-
den Wandel der globalen Weltordnung, in der die USA nicht mehr länger 
das Machtzentrum bilden (vgl. Hardt und Negri 2001). Sie sehen vielmehr 
die Herausbildung eines netzwerkartigen Imperiums, das viele Paralle-
len zum römischen Imperium aufweist. Dieses Imperium ist jedoch nicht 
mehr länger einem einzigen Staat zuzuordnen, sondern umspannt die gan-
ze Welt. In diesem Sinn besitzt es kein Zentrum. Wiederum andere sehen 
gerade in den Römischen Verträgen der Europäischen Union den Grund-
stein für eine neue Weltmacht, die eine europäische sein wird. Trotz ihrer 
Differenzen vereint diese Überlegungen die Betonung, dass die Weltmacht 
sich nicht alleine durch eine militärische und ökonomische Überlegenheit 
auszeichnet, sondern auch durch eine normative Macht, die die eigenen 
Standards zum Weltstandard erheben kann. In diesem Beitrag möchte ich 
diese Debatte aufgreifen und zeigen, dass eine Analyse der außereuropäi-
schen Dimension des Bologna-Prozesses interessante Einsichten in die sich 
verändernde globale Architektur gibt. Eine solche Untersuchung arbeitet 
zugleich die geopolitische Bedeutung des Bologna-Prozesses heraus, die in 
der kritischen Reflexion des Prozesses bislang wenig Beachtung erhalten 

2 Dieser Beitrag ist eine aktualisierte und überarbeitete Fassung eines Textes, der unter dem Titel 
„Europa als neue Imperialmacht oder im Schatten der USA?“, in Forum Wissenschaft 2/2008, 
Schwerpunkt: Mythos „Wissensgesellschaft“ erschienen ist.

A | 1
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hat.3 Im Zentrum steht die Frage, ob es dem Bologna-Prozess gelungen ist, 
seine eigenen Normen weltweit zu diffundieren. Dies würde die These von 
Europa als einer neuen normativen Weltmacht bestätigen. 

Die globale Dimension des Bologna-Prozesses

Bereits 1998, als der französische Bildungsminister seine Amtskollegen und 
Kolleginnen aus Deutschland, England und Italien einlud, wurde ein Bezug 
auf das außereuropäische Umfeld gemacht, mit dem Ziel „to consolidate 
Europe’s standing in the world“ (Sorbonne Declaration 1998: 3). Deutlicher 
wurden die Worte bereits ein Jahr später, als die Minister/-innen in Bolo-
gna eine „Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit des eu-
ropäischen Hochschulsystems“ (Bologna Deklaration 1999: 3) einforderten, 
mit dem Ziel, sicherzustellen, dass „die europäischen Hochschulen weltweit 
ebenso attraktiv werden wie unsere außergewöhnlichen kulturellen und 
wissenschaftlichen Traditionen“ (ebd.). Zwei Jahre später war man bereit, 
sich in das ökonomische Konkurrenzprojekt des Europäischen Rates einzu-
schreiben, mit seinem globalen Anspruch, Europa als die „most competitive 
and dynamic knowledge-based economy in the world“ (Berlin Communiqué 
2003: 2) zu positionieren. Damit stellten die Minister/-innen den Bologna-
Prozess in den Dienst der Lissabonner Strategie, die die Führungsrolle der 
USA als die bislang stärkste wissensbasierte Wirtschaft infrage stellen will. 

Seit der Bologna-Nachfolgekonferenz in Bergen (2005) begannen die 
Minister/-innen zunehmend eine eigene Internationalisierungsstrategie zu 
formulieren, um die Kooperationsbeziehungen mit den Hochschulen in an-
deren Regionen der Welt auszubauen (vgl. Bergen-Kommuniqué 2005: 6). 
2007 konkretisierten sie das Vorhaben und verabschiedeten in London die 
Strategie „Europäischer Hochschulraum in einem globalen Setting“ (London 
Communiqué 2007: Art. 2.20). Die Schaffung des Bologna-Policy-Forums 
zwei Jahre später auf der Nachfolgekonferenz in Leuven/Louvain-la-Neuve 
hat dieser globalen Strategie bislang am explizitesten Ausdruck verliehen. 
Am zweiten Treffen dieses Forums, das am 12. März 2010 im Rahmen der 
Jubiläumsfeier des Bologna-Prozesses in Wien stattfand, nahmen 25 nicht 
-europäische Regierungen teil und traten so in Austausch mit den 47 Bil-
dungsministern und Ministerinneninnen der Bologna-Länder (Bologna Po-
licy Forum 2010). Mit 72 Ländern versammelte sich somit rund ein Drittel 

3 Für eine ausführliche Analyse dieser Veränderung siehe die neue Spezialausgabe der Zeitschrift 
Globalisation, Societies and Education zur Internationalisierung der Hochschulbildung.
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aller Staaten dieser Welt in Wien. Das Interesse der anderen Regierungen 
am Bologna-Prozess teilzunehmen zeigt, dass die europäischen Normen, die 
im Rahmen des Bologna-Prozesses entwickelt wurden, mittlerweile weltwei-
te Aufmerksamkeit auf sich ziehen (für einen guten Überblick, siehe Zgaga 
2006: 53; Robertson 2008). So stellt ein Bericht des australischen Bildungs-
ministeriums fest: „The scale of the process and the importance of the coun-
tries involved may lead non-European countries to align their system to the 
Bologna Process. To some extent this is already happening. The Latin Ameri-
can countries, for example, have expressed interest in emulating the Bologna 
Process (…) and there has been interest in the process in Asian countries“ 
(Australian Department of Education 2006: 9). 

Der Bologna-Prozess ist insbesondere auch zum Vorbild geworden 
für das Vorhaben, regionale Hochschulräume in den anderen Weltregionen 
zu schaffen. Zentral hierfür ist die Verbesserung der gegenseitigen Aner-
kennung von Hochschulqualifikationen, um so die studentische und aka-
demische Mobilität zu erleichtern. Zum Referenzrahmen für die anderen 
Regionen ist hierbei das Lissabonner Abkommen zur Anerkennung von 
Hochschulqualifikationen in der europäischen Region geworden, das die 
europäischen Staaten am 11. April 1997 in Lissabon unterzeichnet hatten; 
ein Jahr bevor der Bologna-Prozess in Paris initiiert wurde. Dieses Abkom-
men, das eine Revision des europäischen Anerkennungsabkommens der 
UNESCO4 aus dem Jahre 1979 ist, macht weitreichende Auflagen bei der 
Überprüfung ausländischer Hochschulqualifikationen mit dem Ziel, die An-
erkennung und damit die akademische Mobilität zu verbessern (für eine 
ausführliche Diskussion zu diesem Abkommen Hartmann 2009).5 Ähnlich 
wie Europa wollen nun auch die anderen Regionen ihre alten Anerken-
nungsabkommen, die aus der gleichen Zeit datieren wie das erste europäi-
sche Anerkennungsabkommen, novellieren. Oder wie es in der Vorlage der 
UNESCO-Generalversammlung heißt, auf der grünes Licht für das Revisi-
onsvorhaben für die asiatisch-pazifische respektiv afrikanische Region ge-
geben wurde: „The Lisbon Recognition Convention will stimulate and guide 
revisions of UNESCO’s other regional conventions, which must also respond 
to new developments in higher education.“ (UNESCO 2009: no. 5)

So ist es nicht verwunderlich, dass gerade die USA die neue Rolle 
Europas als globale Stichwortgeberin mit Unbehagen beobachten. Oder 

4 Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft, Kultur und Kommunikation.
5 Bei dieser Revision wurde zugleich der Europarat integriert, sodass es sich nun um ein 

Doppelabkommen handelt: Convention on the Recognition of Qualifications concerning 
Higher Education in the Europaen Region, ETS 165.
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in den Worten der Leiterin des US-amerikanischen Bildungsministeriums 
Margret Spellings: „The good news is that we still have the finest system 
of higher education in the world. But we’re at a crossroads. The world 
is catching up“ (Spellings 2005). Ist Europa somit auf dem Weg, zu einer 
neuen Konkurrenzmacht aufzusteigen, die mit ihren eigenen Normen den 
Führungsanspruch der USA streitig machen möchte? Die bisherigen Aus-
führungen scheinen diese Einschätzung zu bestätigen. Eine genauere Ana-
lyse der Normbildung im Rahmen des Bologna-Prozesses zeichnet jedoch 
ein differenzierteres Bild.

Die transatlantische Dimension des Bologna-Prozesses

Dem Bologna-Prozess wohnt in mehrfacher Hinsicht eine transatlantische 
Dimension inne. So orientiert sich die Neustrukturierung des Studiums 
entlang zweier Zyklen – Bachelor und Master – wie auch deren Feingliede-
rung in Kreditpunkte an einer angloamerikanischen Tradition (vgl. kritisch 
hierzu Langan 2004). Die USA sind zudem auch Unterzeichnerstaat der 
zentralen gesetzlichen Grundlage des Bologna-Prozesses, des Lisabonner 
Anerkennungsabkommens. Dies mag auf den ersten Blick erstaunen, ist 
jedoch auf die Geschichte der UNESCO zurückzuführen. Die USA hatten 
bereits das erste UNESCO-Abkommen zur Anerkennung von Hochschul-
qualifikationen für die Europaregion aus dem Jahre 1979 unterzeichnet, 
das damals im Rahmen von vertrauensbildenden Maßnahmen zwischen 
Ost und West Teil des Helsinki-Prozesses wurde, an dem auch die USA 
teilnahmen (vgl. ausführlicher hierzu Hartmann 2009). Dass die USA 1997 
das Lisabonner Abkommen unterzeichneten, ist allerdings nicht alleine 
aus dieser historischen Besonderheit zu erklären. Zumal zu diesem Zeit-
punkt die USA kein Mitglied der UNESCO mehr waren. Sie hatten 1984, 
unter Reagan, ihre Mitgliedschaft aufgekündigt, um ihrer Unzufriedenheit 
mit der Organisation Ausdruck zu verleihen, die seit den 1970er-Jahren zu 
einem wichtigen Sprachrohr der Kritik der Länder des Südens am Norden 
geworden war (Schmitz 1995). Die USA unterzeichneten somit 1997 das 
neue Anerkennungsabkommen für die europäische Region, ohne selbst 
UNESCO-Mitglied zu sein, was auf das große Interesse dieser Regierung 
verweist, von diesem Prozess nicht ausgeschlossen zu werden (Thompson 
1996).

Allerdings war diese „stille“ Teilhabe der USA innerhalb Europas 
durchaus umstritten. So betonten die Bildungsminister/-innen in Berlin 
die Wichtigkeit des Lissabonner Anerkennungsabkommens, um zugleich 
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Teilnahmekriterien für den Bologna-Prozess festzulegen, die sicherstellten, 
dass diese stille Teilhaberin nicht offiziell am Bologna-Prozess teilnehmen 
konnte. Seit Berlin gelten als Zulassungskriterien die Beitrittskriterien zur 
Kulturkonvention des Europarates. Der Zugang ist somit nur für euro-
päische Staaten möglich. Ein Experte begründete in einem Interview die 
Wahl: „With the Lisbon Convention you would have a European North-
American higher education area, because the US and Canada are potential 
parties to the Lisbon convention. They are not parties to the European 
Cultural Convention. The reason to make the reference to the European 
Cultural Convention was that in a sense the Bologna reform is a response 
to what many European countries see as competition especially to the US 
higher education system. So in a sense, it is the European alternative to 
the US higher education system“ (Expert Interview, October 2005). Somit 
bezieht der Bologna-Prozess die USA ein, wie er sie zugleich von der weite-
ren Konkretisierung europäischer Normen ausschließt. Diese ambivalente 
Bezugnahme auf die USA durchzieht den gesamten Standardisierungspro-
zess des Bologna-Prozesses. Sehr deutlich wird dies bei der Akkreditierung 
und Qualitätssicherung durch intermediäre Organisationen, auf die ich im 
Folgenden näher eingehen möchte. 

Qualitätssicherung im europäischen Kontext

Die Einführung einer intermediären Qualitätssicherungsstruktur ist als 
einer der wichtigsten Meilensteine des Bologna-Prozesses zu bewerten. 
Der damit verbundene höhere Autonomiegrad der Hochschulen verändert 
qualitativ das Verhältnis zwischen Staat und Hochschulen (Neave 1998). 
Hochschulen werden nicht mehr länger als Teil der staatlichen Bürokratie 
betrachtet. Zugleich wird durch die Delegation staatlicher Kontrolle an Qua-
litätssicherungs- und Akkreditierungsagenturen ein privates Glied in die 
Kontrollkette eingeführt. Damit übernahmen die kontinental-europäischen 
Länder letztlich ein System, das in den USA und dem Vereinten Königreich 
dominiert. 

Die Einführung dieses Systems leistete zunächst einer weiteren 
Amerikanisierung europäischer Hochschulen Vorschub, da sich die pri-
vate Kontrollstruktur durch Qualitätssicherungsagenturen leicht interna-
tionalisieren lässt. In Reaktion auf eine steigende Nachfrage europäischer 
Hochschulen nach ihren Gütesiegeln begannen angloamerikanische Akkre-
ditierungs- und Qualitätssicherungsagenturen ihre Präsenz in Kontinental-
europa auszubauen, vor allem im Rahmen von betriebswirtschaftlichen und 
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ingenieurwissenschaftlichen Studiengängen.6 Zentral- und osteuropäische 
Hochschulen zeigten sich besonders interessiert an solchen Gütesiegeln, in 
der Hoffnung hierdurch den Zugang ihrer Absolventen und Absolventinnen 
zu den Arbeitsmärkten in den Hochlohnländern zu verbessern. Dieses In-
teresse brachte die europäischen Kernländer unter Zugzwang, wollten sie 
die Definitionshoheit darüber, was die Qualität einer Hochschule ausmacht, 
nicht US-amerikanischen Agenturen überlassen (Sursock 2001: 7). Die 
euro päischen Wirtschafts- und Berufsverbände reagierten postwendend mit 
der Gründung eigener Agenturen.7 Der verstärkte Einfluss von – wenn nun 
auch europäischen – Wirtschaftsverbänden auf das Hochschulstudium stieß 
wiederum bei vielen Regierungen und Teilen der Hochschulgemeinde auf 
Vorbehalte. Auf diese Gemengelage reagierte die Europäische Kommission, 
indem sie 2000 ein europäisches Netzwerk für Qualitätssicherungsagentu-
ren ins Leben rief und so die Frage nach europäischen Qualitätsstandards 
wieder stärker in den staatlichen Einflussbereich zurückholte, nicht zuletzt 
um die Akzeptanz dieser externen Kontrollstruktur an sich zu verbessern. 

Nachdem die Minister/-innen die Entwicklung von europäischen 
Qualitätsstandards in Berlin 2003 in Auftrag gaben, verpflichteten sie 
sich 2005 in Bergen zu deren Berücksichtigung. Schließlich wurde 2008 
das Euro päische Register für Qualitätssicherung in der Hochschulbildung 
(EQAR) ins Leben gerufen, das auf europäischer Ebene die Einhaltung dieser 
Standards überwachen und fördern soll.8 Qualitätssicherungsagenturen, die 
die europäischen Standards nachweislich einhalten, können eine Aufnahme 
in dieses Register beantragen und so ein zusätzliches europäisches Güte-
siegel erwerben. Ziel dieser Metakontrolle ist die Förderung einer Verein-
heitlichung der externen Qualitätskontrolle innerhalb Europas, um so die 
gegenseitige Anerkennung von Hochschulqualifikationen zu erleichtern.

Zugleich aber erlaubt diese Struktur, die Dominanz US-amerikani-
scher Qualitätsnormen in Europa zu schwächen. Denn sie schafft Anreize 
für nicht europäische Qualitätssicherungsagenturen, europäische Standards 
zu übernehmen, um ins Register aufgenommen zu werden und so den Wert 
ihrer Gütesiegel zu erhöhen. Hochschulen, die von einer im Regis ter auf-

6 Bekanntestes Beispiel einer solchen Agentur ist die bereits 1916 gegründete American Assembly 
of Collegiate Schools of Business (AACSB). Eine weitere Agentur ist die 1967 im Vereinten 
Königreich gegründete AMBA, die Association of MBAs.

7 So wurde die Foundation for International Business Administration Accreditation (FIBAA) 
1994 von deutschen und österreichischen Wirtschaftsverbänden gegründet. Das Consortium 
of European Management Schools (CEMS) kam durch eine Initiative von Hochschulen und 
Wirtschaftsverbänden zustande.

8 Siehe www.eqar.eu (Zugriff am 30.03.10). 
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genommenen Agentur ausgezeichneten werden, können davon ausgehen, 
dass ihre Qualifikationsnachweise von den anderen europäischen Ländern 
anerkannt werden. Diese Sicherheit ist insbesondere wichtig für zentral- 
und osteuropäische Länder, die wohl am Bologna-Prozess teilnehmen, aber 
nicht zur EU gehören und entsprechend nicht gleichermaßen vom Perso-
nenfreizügigkeitsimperativ der EU profitieren können. Entsprechend stei-
gert die Aufnahme einer Agentur ins Register den Wert ihrer Zertifizierung. 
Für die kerneuropäischen Regierungen, die maßgeblich in die Normbildung 
involviert waren, bedeutet das Register wieder stärker Einfluss auf die Nor-
menbildung zu nehmen, wenn nun auch nicht mehr auf nationaler, son-
dern auf europäischer Ebene. Die Rechnung scheint aufzugehen und das 
Interesse von nicht europäischen Qualitätssicherungsagenturen zu wecken. 
So meldete zum Beispiel Australien sein Beitrittsinteresse bereits früh an. 
„The Australian quality assurance system generally fits within the broad 
guidelines established by the Bologna Process, but a documented audit of 
comparability may be useful as a tool for marketing and dealing with future 
recognition issues in Europe. It is a question of whether AUQA [Australian 
Universities Quality Agency, E.H.] should seek admission to the (…) Euro-
pean Register of Quality Assurance Agencies (…)“ (Autralian Department of 
Education 2006: 10). 

Fazit

Die Analyse der Normbildungsprozesse im Rahmen des Bologna-Prozesses 
gibt eine differenzierte Antwort auf die Frage, ob Europa aus dem Schatten 
der USA getreten ist, um eine eigene normative Weltmacht zu werden. Sie 
zeigt, dass der Bologna-Prozess nicht auf eine Imitation US-amerikanischer 
Normen zu reduzieren ist. Nichtsdestoweniger spielen diese eine zentrale 
Rolle als gemeinsamer Nenner für die europäischen Länder und bilden so 
den Ausgangspunkt der Konstitution europäischer Normen. In diesem Sinn 
ist die Amerikanisierung eine zentrale Konstitutionsbedingung der normati-
ven Macht Europas, die nun an globaler Ausstrahlungskraft gewinnt. Diese 
Ausstrahlung mag wohl von der Nähe zu den US-amerikanischen Normen 
profitieren. Durch die wirtschaftliche Stärke Europas, verbunden mit einer 
guten Hochschulbildung und einem attraktiven Arbeitsmarkt, speist sie sich 
jedoch aus eigenen Ressourcen. So bestätigt diese Entwicklung die These 
von Europa als einer aufsteigenden normativen Weltmacht, die dabei ist, 
ihre eigenen Standards als Weltstandard zu setzen, auch wenn diese stark 
mit US-amerikanischen Elementen durchsetzt sind. Der Bologna-Prozess ist 
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somit Teil einer Reorganisation der globalen Architektur, in der Europa eine 
neue Rolle einnimmt. Offen bleibt die Frage, wie sich die kritischen Kräfte 
Europas und der Rest der Welt zu diesen Entwicklungen verhalten.

Literatur
Australian Department of Education, Science and Training 2006: The Bologna Process and Aust-

ralia: Next Steps, April 2006, Australian Government.
Autralian Department of Education, Science and Training 2006: The Bologna Process and Austra-

lia: Next Steps, April 2006, Australian Government.
Bergen-Kommuniqué 2005: Der Europäische Hochschulraum – die Ziele verwirklichen. Kommu-

niqué der Konferenz der für die Hochschulen zuständigen europäischen Ministerinnen und 
Minister, Bergen, 19.–20. Mai 2005.

Berlin Communiqué 2003: „Realising the European Higher Education Area“, Conference of MInis-
ters responsible for Higher Education, Berlin on 19 September.

Bologna Deklaration 1999: „Der Europäische Hochschulraum – Gemeinsame Erklärung der Euro-
päischen Bildungsminister, 19. Juni 1999, Bologna.“

Bologna Policy Forum 2010: „Bologna Policy Forum Statement, Vienna, March 12, 2010.“
Hardt, Michael/Negri, Antonio 2001: Empire. Cambridge, London, Harvard University Press.
Hartmann, Eva 2009: Die Entstehung eines globalen Arbeitsmarktregimes, Interdependenzen zwi-

schen der WTO und der UNESCO. Kassel, Kobra.
Harvey, David 2003: The new imperialism. Oxford et al., Oxford University Press.
Langan, Elise 2004: „France & the United States: The Competition for University Students-Bolog-

na and Beyond.“ Higher Education Policy 17(7): 445–455.
London Communiqué 2007: Towards the European Higher Education Area: responding to challen-

ges in a globalised world, London, 18 May 2007.
Neave, Guy 1998: „The evaluative State reconsidered.“ European Journal of Education 33(3): 265–284.
Panitch, Leo/Gindin, Sam, Eds. 2003: Global Capitalism and the American Empire. The imperial 

Challenge. London, Merlin.
Robertson, Susan L. 2008: Europe/Asia Regionalism, Higher Education and the Production of 

World Order. Centre for Globalisation, Education 
Schmitz, Hans Peter 1995: „Konflikte in der UNESCO. Eine Überprüfung der neorealistischen The-

sen zum Nord-Süd-Verhältnis.“ Zeitschrift für Internationale Beziehungen 2(1): 107–139.
Sorbonne Declaration 1998: Joint declaration on harmonisation of the architecture of the Euro-

pean higher education system, Paris, the Sorbonne, May 25 1998.
Spellings, Margret 2005: A National Dialogue: Commission on the Future of Higher Education. 

Prepared Remarks for Secretary Spellings at the Meeting of the Commission on the Future of 
Higher Education in Charlotte, North Carolin, U.S. Department of Education.

Sursock, André 2001: Towards Accreditation Schemes for Higher Education in Europe?, Final Pro-
ject Report February 2001, Association of European Universities (CRE).

Thompson, Timothy S. 1996: „A brief Commentary on the U.S. Perspective in regard to the Joint 
Council of Europe/UNESCO Covention on the Recognition of Qualification concering Higher 
Education in the European Region.“ Higher Education in Europe 21(4): 57–63.

UNESCO 2009: Item 8.4 of the provisional agenda, Revision of the 1981 Regional Convention on 
the Recognition of Studis, Certificates, Diplomas, Degrees and other academic Qualifications 
in Higher Education in the African States and the 1983 Regional Convention on the Recognition 
of Studis, Diplomas and Degrees in Higher Education in Asia and the Pacific, General Confe-
rence, 35th session, 35 C/48, 7 September 2009. Paris, UNESCO.

Zgaga, Paul 2006: Looking out! The Bologna Process in a Global Setting. Oslo, The Norwegian 
Ministry of Education and Research.



27

Bologna in Deutschland – Reform der ungenutzten 
Chancen

 Ulf Banscherus, Annerose Gulbins, Klemens Himpele und Sonja Staack

Der 1999 in Bologna eingeleitete Prozess zur Schaffung eines Europäischen 
Hochschulraums umfasste vor allem die Ziele einer Vereinheitlichung der 
Studienabschlüsse, einer Verbesserung der gegenseitigen Anerkennung so-
wie die Förderung der Mobilität. Bei den seither zweijährig stattfindenden 
Bologna-Nachfolgekonferenzen sind der Zielkatalog und der hochschulpo-
litische Instrumentenkasten regelmäßig ergänzt und konkretisiert worden, 
unter anderem um die wenig bekannten, aber hochschulpolitisch in beson-
derer Weise relevanten Bekenntnisse zur Geschlechtergerechtigkeit (Berlin 
2003) und zum Verständnis von Bildung als öffentlichem Gut (prominent in 
Leuven 2009). Spätestens durch den Bildungsstreik und die Hörsaalbeset-
zungen des Jahres 2009 ist der Bologna-Prozess passend zum „Jubiläums-
jahr“ wieder stärker in den Mittelpunkt der medialen und politischen Auf-
merksamkeit gerückt. Eine nähere Betrachtung der europäischen Ziele ist 
zehn Jahre nach der Unterzeichnung der Bologna-Erklärung also nicht nur 
eine rituelle Pflichtübung, sondern durchaus von einer gewissen wissen-
schaftlichen und politischen Relevanz.9

In der hochschulpolitischen Debatte in Deutschland werden die 
Ziele des Bologna-Prozesses häufig auf den Aspekt der gestuften Studien-
gänge reduziert, deren Vor- und Nachteile aus guten Gründen immer wie-
der diskutiert und kritisiert wurden, während andere Elemente kaum oder 
nur sehr selten tiefergehende Betrachtung erfahren haben. Aus Sicht der 
Autor/-innen sollte jedoch weniger die instrumentelle Diskussion um Ab-
schlussgrade, Module und Punkte im Zentrum der Betrachtung stehen – 
auch wenn diese nachvollziehbarerweise die Debatten in den Hochschu-
len maßgeblich bestimmt. Andere Reformelemente sind aber von höherer 
Relevanz, wenn es darum gehen soll, die institutionell und sozial hoch-
gradig exklusive Hochschullandschaft in Deutschland in relevanter Weise 
aufzubrechen. Hierzu gehören auch ein fundamentales Infragestellen der 
bürgerlichen Universitätstradition und die Entwicklung einer zeitgemäßen 

9 Der vorliegende Beitrag basiert auf dem von der Max-Traeger-Stiftung geförderten Bericht 
„Der Bologna-Prozess zwischen Anspruch und Wirklichkeit“, der im September 2009 bei der 
GEW-Wissenschaftskonferenz in Bad Wildbad präsentiert wurde. Vgl.: Banscherus/Gulbins/
Himpele/Staack 2009.
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Aufgabenbeschreibung der Hochschulen, die Forschung, Bildung und Aus-
bildung nicht gegeneinander ausspielt, sondern produktiv verbindet. (Vgl. 
Banscherus/Schewe/Staack 2007, Jarausch 2008) Der vorliegende Beitrag 
befasst sich demnach nur am Rande mit den bekannten Problemen der 
neuen Strukturinstrumente wie Modulen und Leistungspunkten, genauso 
wenig leistet er eine kritische Auseinandersetzung mit der Bologna-Erklä-
rung und den daran anschließenden Kommuniqués. Die vorliegende Ana-
lyse konzentriert sich stattdessen auf vier Teilziele des Bologna-Prozesses, 
denen ein weitgehendes Reformpotential zukommen könnte – sofern der 
politische Wille hierfür vorhanden ist. Dabei handelt es sich um folgende 
vier Problemfelder, die jedes für sich einen Beitrag zur Öffnung des deut-
schen Hochschulsystems leisten könnten:

die soziale Dimension des Bologna-Prozesses als Beitrag für die so-
ziale Öffnung der Hochschulen;
die Definition einer nachhaltigen Berufsqualifizierung der Bachelor- 
und Masterstudiengänge als Beitrag für eine Öffnung in die gesell-
schaftliche und berufliche Praxis;
die Förderung des lebenslangen Lernens als Beitrag für eine weiter-
gehende Öffnung der Hochschulen in die Gesellschaft;
die Förderung der Mobilität der Studierenden als Beitrag für eine 
räumliche Öffnung der deutschen Hochschullandschaft gegenüber 
Europa.

Für jede dieser potenziellen Reformdimensionen werden im Folgenden die 
im Bologna-Prozess angelegten Zielsetzungen operationalisiert und die be-
stehende empirische Realität wird mit diesen Zielen abgeglichen. Ohne die 
Ergebnisse im Detail vorwegzunehmen, kann doch bereits an dieser Stelle 
festgehalten werden, dass die Ziele in den genannten Teilbereichen aus der 
Sicht der Autoren und Autorinnen bisher nicht erreicht worden sind und 
die Implementierung des Bologna-Prozesses in Deutschland daher auch als 
eine „Reform der vertanen Chancen“ zu begreifen ist.

Soziale Öffnung der Hochschulen (Soziale Dimension)

Ein zentrales Problem des deutschen Bildungssystems ist die hohe sozia-
le Selektivität. Diese ist nicht alleine dem Hochschulsystem zuzuschrei-
ben, dennoch verschärft sich auch beim Hochschulzugang noch die bereits 
im Schulsystem angelegte soziale Segregation. So weisen Isserstedt et al. 
(2007, S. 95) darauf hin, dass die soziale Zusammensetzung der Personen 
mit Hochschulzugangsberechtigung, die ihre Studienoption nicht einlösen, 
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eine strukturelle Unausgewogenheit aufweist: Je bildungsferner das El-
ternhaus, desto höher die Wahrscheinlichkeit, dass von der Studien option 
kein Gebrauch gemacht wird. Insgesamt besteht ein besonders enger Zu-
sammenhang zwischen einem akademischen Abschluss der Eltern und 
der Aufnahme eines Studiums (vgl. ebd., S. 114). Beispielsweise nehmen 
die Kinder von Beamten mit Hochschulabschluss zu 95 Prozent ein Hoch-
schulstudium auf, die Kinder von Beamten ohne akademischen Abschluss 
aber nur zu 37 Prozent. Bei den Angestellten sind es 76 Prozent mit Hoch-
schulabschluss der Eltern, aber nur 17 Prozent ohne (vgl. ebd.). Auch im 
europäischen Vergleich wird deutlich, dass die Studierwahrscheinlichkeit 
in Deutschland erheblich vom Bildungsabschluss des Vaters abhängt. Die-
ser Zusammenhang ist auch in zahlreichen anderen Ländern festzustellen 
(vgl. Orr et al. 2008), weshalb die Aufnahme der sozialen Dimension in den 
Zielkatalog des Bologna-Prozesses im Jahr 2001 – welche wesentlich auf 
Drängen der Studierenden hin erfolgte – überfällig war.

Die Ursachen für die soziale Ungleichheit an den Hochschulen sind 
vielseitig. Für Deutschland ist jedoch besonders auf die Kontinuität einer 
starken Differenzierung zwischen den Systemen der allgemeinen und der 
beruflichen Bildung hinzuweisen, zwischen denen nur wenige Schnittstel-
len bestehen. Diese Trennung beginnt im Prinzip bereits beim Übergang 
auf die weiterführenden Schulen, da lediglich das Gymnasium direkt zu 
einer allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung führt, die anderen 
Schulformen jedoch eher auf einen beruflichen Bildungsweg vorbereiten. 
Eine einmal eingeschlagene Bildungslaufbahn ist in Deutschland deshalb 
nur schwer zu revidieren. Gerade vor diesem Hintergrund ist der niedrige 
Anteil der Studierenden, die ohne traditionelle Hochschulzugangsberech-
tigung den Weg an die Hochschulen finden, problematisch: Ein Vergleich 
unter 23 europäischen Ländern zeigt, dass der Anteil nicht traditioneller 
Studierender in Deutschland mit einem Prozent sehr niedrig ist (vgl. Orr 
et al. 2008, S. 42). Der mit 15 Prozent größte Anteil nicht traditioneller Stu-
dierender ist in England und Wales zu verzeichnen, was wesentlich auf die 
Open University zurückzuführen ist, die mit etwa 200000 Studierenden die 
größte britische Universität ist und ihr Studienangebot fast vollständig im 
Fernstudium anbietet. Für ein grundständiges Studium an der Open Uni-
versity bestehen keinerlei formale Zugangsvoraussetzungen, die Studien-
gänge sind den Abschlüssen anderer Universitäten gleichgestellt. Ein ent-
sprechendes Angebot des offenen Hochschulzugangs besteht auch in den 
Niederlanden, was mit einem Anteil nicht traditioneller Studierender von 
10 Prozent korrespondiert. Dass auch ein Land mit einer relativ niedrigen 
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Studienberechtigtenquote nicht traditionelle Studierende in einer relevan-
ten Größenordnung an die Hochschulen führen kann, zeigt Österreich, wo 
der entsprechende Anteil bei 6 Prozent liegt.

Es bestehen somit auch an der Schwelle zur Hochschule noch Mög-
lichkeiten, eine andere soziale Zusammensetzung der Studierendenschaf-
ten zu erreichen, auch wenn die soziale Schieflage des Bildungssystems an 
dieser Stelle nicht mehr vollständig korrigiert werden kann. Bologna bietet 
jedoch die Chance, genau hier einzugreifen und durch verschiedene Maß-
nahmen gegenzusteuern:

Die gestufte Studienstruktur könnte die Entscheidung für ein Stu-
dium gerade für Menschen mit geringeren ökonomischen Ressour-
cen aufgrund der besseren Planbarkeit zumindest bis zum Bachelor 
begünstigen.
Die Öffnung von Hochschulen für Menschen ohne traditionelle Hoch-
schulzugangsberechtigung könnte durch die modulare Studien-
struktur erleichtert werden.
Eine höhere Interdisziplinarität könnte durch die Modularisierung er-
möglicht werden und so Studiengänge inhaltlich attraktiver machen.
Neue Lern- und Lehrformen könnten genutzt werden, um mehr 
Menschen an akademische Arbeitsweisen heranzuführen.

Die aus den diskutierten Modellen heraus entstandene Hoffnung, dass die 
Einführung gestufter Studiengänge der sozialen Segregation entgegenwir-
ken könnte, wurde bisher nicht erfüllt. Dies hat im Wesentlichen damit 
zu tun, dass die politische Stoßrichtung der Reformen regelmäßig an der 
sozia len Dimension vorbeiging und vor allem das Ziel der Studienzeitver-
kürzung verfolgte. Anstatt die Umstellung der Studienstruktur zu einer Öff-
nung zu nutzen ist die Anzahl der zulassungsbeschränkten Studiengänge 
weiter gestiegen. Im Sommersemester 2009 waren 50,3 Prozent der Dip-
lom-, Magister- und Staatsexamensstudiengänge zulassungsfrei; bei den 
Bachelorstudien gängen waren dies lediglich 46,0 Prozent (vgl. HRK 2009). 

Auch die Beteiligung von Frauen im Wissenschaftsbetrieb – schon 
immer mit dem strukturellen Ungleichgewicht versehen, dass mit fort-
schreitender Karriere der Frauenanteil kontinuierlich sinkt – ist im Master 
(40,7 Prozent Frauenanteil bei der Abschlussprüfung) deutlich geringer als 
im Bachelor (53,9 Prozent), sodass die zusätzliche Hürde offensichtlich für 
Frauen problematischer ist als für Männer – womit sich alte Erfahrungen 
wiederholen. Dies legen die zitierten Daten der amtlichen Prüfungsstatistik 
zumindest nahe (vgl. Statistisches Bundesamt 2008). 



31

A | 2
Bologna in Deutschland – Reform der ungenutzten Chancen

Frauenanteil Abschlüsse 2007
Fächergruppe Ins gesamt Diplom  

u.  Ä.
Lehr amts-
prüfungen

FH-Ab-
schluss

Bachelor Master

Sprach- und Kultur-
wissenschaften

75,7 74,9 80,8 72,0 76,6 67,5

Sport 51,2 43,6 59,3 56,8 31,3

Rechts-, Wirtschafts-  
und Sozialwiss.

51,6 48,8 62,2 54,9 55,8 46,0

Mathematik, Natur-
wissenschaften

39,6 41,1 70,6 21,8 33,9 31,3

Humanmedizin/
Gesundheitswiss.

58,5 59,6 84,0 74,7 75,7 50,1

Veterinärmedizin 82,7 85,4 53,8

Agrar-, Forst- und 
Ernährungswiss.

57,2 62,2 81,0 52,4 63,6 57,5

Ingenieur wissen-
schaften

22,3 23,8 33,3 21,5 29,2 23,4

Kunst/Kunst-
wissenschaften

65,4 62,9 78,5 65,5 59,1 69,6

Insgesamt 50,8 52,2 75,9 43,4 53,9 40,7

Quelle: Statistisches Bundesamt 2008, ZUS 02; eigene Darstellung

Tabelle 1:  Frauenanteile bei Hochschulabschlüssen nach Abschlussart 
und Fächergruppe 2007

Mit Blick auf die soziale Dimension ist der Bologna-Prozess in Deutsch-
land insgesamt als verpasste Chance zu betrachten. Die Überlagerung der 
Reform mit sachfremden Überlegungen – insbesondere die fehlende Aus-
stattung der Hochschulen und die Fokussierung auf die Studienzeitverkür-
zung – haben das Reformpotential erdrückt und die bestehenden sozialen 
Ungleichgewichte weiter fortgeschrieben. 

Öffnung der Hochschulen zur beruflichen und gesellschaft-
lichen Praxis (Berufsbefähigung)

Ähnlich wie bei der Einführung des Bachelors als erstem Studienabschluss 
in Deutschland das Thema Studienzeitverkürzung die Frage der sozialen 
Dimension überlagert hat, wird die Debatte um eine zeitgemäße akade-
mische Berufsqualifizierung überlagert durch Forderungen aus Politik 
und Wirtschaft nach einer stärkeren Orientierung des Studiums an den 
unmittelbaren Verwertungsinteressen der Unternehmen. Die Debatte da-
rüber, welche Fähigkeiten und Kenntnisse ein Studium vermitteln soll und 
welches Verständnis von Praxis eigentlich die Grundlage der Diskussion 
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bildet, wurde erst gar nicht eröffnet, die Chance auf eine qualitative Stu-
dienreform mithin verspielt. In der Bologna-Erklärung wird als zentrales 
Vorhaben die Einführung eines Systems leicht verständlicher und ver-
gleichbarer Abschlüsse formuliert und dies mit dem Ziel verknüpft, „die 
arbeitsmarktrelevanten Qualifikationen der europäischen Bürger ebenso 
wie die internationale Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Hochschul-
systems zu fördern“. Schon an dieser Stelle bricht sich eine Engführung 
der Berufsbefähigung auf kurzfristige ökonomische Interessen Bahn, die 
im Rahmen der Folgekonferenzen im Begriff der Employability als we-
sentlichem Qualifikationsziel eines Studiums gipfelt. Von umfassender 
beruflicher Handlungsfähigkeit, wissenschaftlicher Urteilsfähigkeit, Per-
sönlichkeitsentwicklung und der Fähigkeit, Gegebenheiten nicht einfach 
hinzunehmen, sondern kritisch zu hinterfragen und gegebenenfalls zu ver-
ändern, ist in den Bologna-Debatten dagegen kaum etwas zu vernehmen. 
Die Employability der Absolventen und Absolventinnen soll zudem grund-
sätzlich bereits mit dem Bachelor erreicht werden.

Diese Engführung der Diskussion hat eine ernsthafte Debatte über 
eine Öffnung des Hochschulsystems hin zur Berufswelt verhindert. Um-
fragen bei Arbeitgebern machen zudem deutlich, dass es nach wie vor 
an einer konzeptionellen Einordnung der Bachelorabsolventen und -absol-
ventinnen auf dem Arbeitsmarkt fehlt (vgl. DGFP 2009). Ferner droht den 
Bachelorabsolventen und -absolventinnen eine neue „gläserne Decke“, da 
ihnen die gleiche Chance zum Erreichen von Führungspositionen, wie sie 
Akademikern und Akademikerinnen mit einem traditionellen Hochschul-
abschluss haben, nach Auffassung der Mehrheit der Unternehmen (51 Pro-
zent) nur dann zusteht, wenn sie im Verlauf ihrer Karriere einen weiteren 
Hochschulabschluss erwerben (vgl. Konegen-Grenier 2004, S. 15). Da Ba-
chelorabsolventen und -absolventinnen zudem oft in Bereichen eingestellt 
werden, die früher den Absolventen und Absolventinnen einer Aufstiegs-
fortbildung vorbehalten waren, droht auch Personen mit einer abgeschlos-
senen Berufsausbildung eine Verschlechterung ihrer Berufschancen. 

Die bestehende Unsicherheit bezüglich der Praxistauglichkeit ins-
besondere der Bachelorstudiengänge spiegelt sich auch in entsprechen-
den empirischen Daten wieder: So haben sich die wichtigsten Gründe für 
die Wahl eines Bachelorstudiums im Laufe der Zeit verändert (vgl. Heine/
Kerst/Sommer 2007; Heine/Krawietz 2007; Heine et al. 2008). Während 
sich der Anteil derjenigen, die den Bachelor begrüßten, weil sie die Mög-
lichkeit sahen, einen Masterstudiengang anzuschließen (im Wintersemes-
ter 2007/2008 73 Prozent) seit der ersten Befragung im Wintersemester 
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2000/2001 nur geringfügig verändert hat, ist die Zustimmung in Bezug 
auf andere wichtige Argumente für einen Bachelorstudiengang deutlich 
zurückgegangen. Dies betrifft neben der kürzeren Studienzeit und der Art 
der Studiengestaltung mit Modulen und Leistungspunkten auch die inter-
nationale Verbreitung von Bachelor- und Masterstudiengängen und die 
Arbeitsmarktchancen. Die Bedeutung des Motivs der kurzen Studienzeit 
sank zwischen dem Wintersemester 2000/2001 und dem Wintersemester 
2007/2008 von 45 Prozent auf nur noch 29 Prozent, bei der Betonung der 
Internationalität des Bachelors sank die Zustimmung von 81 Prozent auf 
53 Prozent. Auch die Zustimmung zur Studienorganisation lag im Winter-
semester 2007/2008 nur noch bei 20 Prozent. Ein entsprechender Trend 
lässt sich auch bei der Bewertung der Arbeitsmarktchancen beobachten. 
Im Wintersemester 2000/2001 wählten noch 60 Prozent der Anfänger/ 
-innen im Bachelor ihren Studiengang aufgrund erwarteter positiver Ar-
beitsmarktchancen, im Wintersemester 2007/2008 waren es lediglich 
noch 37 Prozent – wobei dieser Anteil an Fachhochschulen mit 46 Pro-
zent deutlich höher ist, während an den Universitäten nur 31 Prozent der 
Befragten vom Bachelor gute Berufsaussichten erwarten (vgl. Heine et al. 
2008, S. 172). Andersherum betrachtet, bilden die unklaren Arbeitsmarkt-
chancen und beruflichen Perspektiven weiterhin den wichtigsten Grund 
für Studienanfänger/-innen, sich gegen ein Bachelorstudium zu entschei-
den: 64 Prozent derjenigen, die einen Bachelorstudiengang nicht in Be-
tracht ziehen, geben diese Begründung an – das entspricht 22 Prozent aller 
Studienanfänger/-innen (vgl. Krawietz 2007). Auch die Daten des aktuel-
len Studierendensurveys sind eindeutig: Haben im Jahr 2001 noch 25 Pro-
zent der befragten Studierenden mit dem Bachelor gute Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt verbunden, lag dieser Wert 2007 nur noch bei 12 Prozent. 
Damit korrespondiert die Einschätzung, dass der Bachelorabschluss zu 
Hochschulabsolventen und -absolventinnen „zweiter Klasse“ führe. Dieser 
Aussage stimmte mit 52 Prozent die Mehrheit der befragten Studierenden 
zu (vgl. Bargel/Ramm/Multrus 2008, S. 43). 

Um die nötige Öffnung der Hochschulen für die gesellschaftliche 
und berufliche Praxis als Element einer qualitativen Studienreform tat-
sächlich zu erreichen, müssten Politik und Hochschulen zunächst einen 
Begriff der Praxisorientierung entwickeln, der sich gegenüber einer Eng-
führung auf die kurzfristige Verwertbarkeit von Lehrinhalten deutlich ab-
grenzt und klare konzeptionelle Perspektiven für die akademische Bildung 
umfasst. Diese Chance wurde bisher nicht genutzt. 
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Öffnung in die Gesellschaft (Lebenslanges Lernen)

Mit dem Ziel der Öffnung der Hochschulen für Formen des lebenslangen 
Lernens ist nicht nur die Forderung einer Öffnung für nicht traditionel-
le Bildungsbiografien, sondern gerade auch die Hoffnung auf eine soziale 
Öffnung verbunden. Dabei umfasst der Begriff des lebenslangen Lernens 
an Hochschulen mehrere Dimensionen, denen die Absicht gemeinsam 
ist, Menschen den Weg an die Hochschulen zu eröffnen, die nicht dem 
klassischen Bild des „Normalstudenten“ entsprechen, weil sie älter sind, 
nicht über das Abitur als „traditionelle“ Form der Studienberechtigung 
verfügen, nach einer längeren Phase der Berufs- oder Familientätigkeit 
ein Studium aufnehmen oder sich im Rahmen einer individuellen Weiter-
bildungsstrategie für einzelne Module oder Kurse interessieren, die von 
den Hochschulen angeboten werden. In Deutschland ist der Begriff des 
lebenslangen Lernens in den vergangenen Jahren auch von vielen Hoch-
schulen aufgenommen worden, allerdings weniger von operativer als viel-
mehr von programmatischer Bedeutung. Auch liegt der Fokus in der Regel 
bei der (wissenschaftlichen) Weiterbildung für Akademiker/-innen. Wolter 
(2003) stellt trotz des für die meisten Hochschulen ähnlichen Handlungs-
rahmens stark differenzierte, teilweise sogar divergierende Entwicklungen 
und Aktivitäten auf dem Gebiet der Weiterbildung fest – abhängig von der 
jeweiligen Entwicklungsstrategie der jeweiligen Hochschule. Insgesamt tue 
sich insbesondere die Universität als Institution schwer damit, die Weiter-
bildung als dritten, gleichwertigen Pfeiler neben Forschung und Lehre zu 
etablieren (vgl. Wolter et al. 2003). 

Neben dem bereits diskutierten nicht traditionellen Hochschulzu-
gang (ohne Abitur) und der Anrechnung von Kompetenzen ist das Angebot 
von flexiblen Lernwegen, wozu unter anderem das Teilzeitstudium gehört, 
ein in den Erklärungen des Bologna-Prozesses genanntes Instrument zur 
Förderung des lebenslangen Lernens. Die deutschen Hochschulen bieten 
jedoch nach wie vor nur in geringem Umfang Studiengänge an, die in 
Teilzeitform studiert werden können. Somit bleibt Deutschland auch beim 
Angebot flexibler Lernwege im europäischen Vergleich deutlich hinter an-
deren Ländern zurück. Die Ergebnisse der europäischen Vergleichsstudie 
Eurostudent III (Orr/Schnitzer/Frackmann 2008a, S. 50 ff.) zeigen, dass 
in Deutschland nur 4 Prozent aller Studierenden in einem Teilzeitstudien-
gang studieren, während dies beispielsweise für 30 Prozent der Studie-
renden in England und Wales zutrifft. Der geringen Zahl von Studierenden 
in Teilzeitstudiengängen steht in Deutschland allerdings ein deutlich grö-
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ßerer Anteil faktischer Teilzeitstudierender gegenüber. Als faktische Teil-
zeitstudierende gelten Studierende, die weniger als 20 Wochenstunden 
für ihr Studium tätig sind. Den Angaben von Eurostudent III zufolge traf 
dies im Jahr 2006 auf 18 Prozent aller Studierenden in Deutschland zu. 

Auch im Bereich des lebenslangen Lernens besteht an den Hoch-
schulen in Deutschland ein deutlicher Nachholbedarf. Zwar gibt es for-
male Möglichkeiten zur Anrechnung von außerhochschulisch erworbenen 
Kompetenzen und zum nicht traditionellen Hochschulzugang, die enge 
Kopplung an die traditionellen Studieninhalte beziehungsweise an das 
traditionelle Abiturwissen erschweren eine Nutzung dieser Möglichkeiten 
durch beruflich oder anderweitig qualifizierte Menschen aber erheblich, 
wie die geringen Werte in der Statistik belegen. Wie dargestellt ist die 
Situation beim Teilzeitstudium ebenfalls unbefriedigend. Hier besteht aus 
individuellen Gründen ein deutlich größerer Bedarf nach entsprechenden 
Angeboten als tatsächlich vorhanden. Weiterhin stimmt die Einschätzung 
vieler Verantwortlicher für Weiterbildungsangebote an den Hochschulen 
nachdenklich, dass in ihren Einrichtungen Investitionsmittel fehlen und 
eine Vollkostendeckung nicht als erreichbar gilt. Dies stellt perspektivisch 
auch die Frage nach der Qualität von Weiterbildungsangeboten der Hoch-
schulen (Vgl. Faulstich u. a. 2007). Insgesamt haben die Hochschulen auf 
dem Weg zu Trägerinstitutionen des lebenslangen Lernens noch viele 
Schritte vor sich. 

Internationale Öffnung (Mobilität)

Die Steigerung der Mobilität war und ist eines der zentralen Ziele des Bo-
logna-Prozesses, da der akademische Austausch zwischen den Ländern als 
konstituierend für einen Europäischen Hochschulraum angesehen wird. 
Daher nimmt das Thema bei der Bologna-Erklärung genauso einen pro-
minenten Platz ein wie in allen Kommuniqués der Folgekonferenzen. In 
der konkreten Umsetzung sind im Bereich der Mobilität vergleichsweise 
konkrete Instrumente entwickelt worden – das European Credit Transfer 
System (ECTS) und das Diploma Supplement sind hier ebenso zu nennen 
wie die strukturelle und finanzielle Förderung von Auslandsaufenthalten 
der Studierenden.10 Dennoch bleibt gerade die Anrechnung von erbrachten 

10 Das Ziel der Mobilität im Bologna-Prozess bezieht sich neben den Studierenden auch auf 
das akademische Personal und das Personal in Technik und Verwaltung. Eine Behandlung der 
Mobilität des Hochschulpersonals ist in diesem Rahmen leider nicht möglich.
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Leistungen in der Praxis ein Problem, ebenso ausländerrechtliche Bestim-
mungen und die Möglichkeiten zur Mitnahme von Transferleistungen. 

Bei der Anerkennung von Studienleistungen in einem technischen 
Sinne hat sich in den vergangenen Jahren in den europäischen Ländern viel 
getan, wobei die Implementation in Deutschland etwa bei der Umsetzung 
von ECTS und Diploma Supplement deutlich langsamer und unvollständiger 
verläuft als in anderen Ländern (vgl. EACEA 2009). Vielfach werden auch 
die tatsächlichen Stärken des Systems nicht genutzt, da in vielen Fällen nicht 
auf Learning Outcomes abgestellt wird, sondern zur Berechnung der ECTS-
Punkte noch immer Kontaktstunden und Veranstaltungsinhalte ausschlag-
gebend sind. Gerade eine Umstellung auf Lernergebnisse und Kompetenzen 
jedoch würde den tatsächlichen Erfahrungen im Rahmen eines Auslands-
studiums besser gerecht. Ein zentrales Problem bei der Anerkennung von 
im Ausland erbrachten Leistungen ist die in Deutschland immer noch weit 
verbreitete Beweislastumkehr: Nicht die Hochschule muss begründen, war-
um eine Leistung aus dem Ausland nicht anerkannt wird, sondern der Stu-
dierende muss mühsam nachweisen, dass die Leistung aus dem Ausland tat-
sächlich mit einer inländischen Leistung vergleichbar ist. Dies widerspricht 
der auch von Deutschland ratifizierten Lissabon-Konvention aus dem Jahre 
1997. Hier heißt es in Artikel III.3 Absatz 5: „Die Beweislast, dass ein Antrag 
nicht die entsprechenden Voraussetzungen [zur Anerkennung, Anm. d. Verf.] 
erfüllt, liegt bei der die Bewertung durchführenden Stelle“ (Europarat 1997).

Untersuchungen in Deutschland stellen eine gestiegene Mobilitäts-
neigung der Studierenden fest, die jedoch häufig nicht realisiert wird. Die 
hochschulpolitisch erwartete höhere Mobilität der Studierenden im Euro-
päischen Hochschulraum aufgrund der Umstellung auf das konsekutive 
Studiensystem und der Modularisierung zeichnet sich allerdings nicht ab, 
da die „gegenwärtigen Auskünfte der Studierenden zur realisierten und 
zur geplanten Studienphase im Ausland […] für die Bachelorstudierenden 
keine höhere Quote an Auslandsstudium erwarten (lassen)“ (Multrus et al. 
2008, S. 213). Auch eine HIS-Studie konstatiert ein signifikantes Gefälle 
zwischen traditionellen und neuen Studiengängen bezüglich des Mobili-
tätsverhaltens: So nahmen zwischen 2007 und 2009 die studienbezogenen 
Auslandsaufenthalte (Studium, Praktika etc.) in allen Abschlussgruppen 
zu  – außer bei Bachelorstudierenden an Universitäten sowie Masterstudie-
renden. Während von den Diplomstudierenden an Universitäten 35 und 
an Fachhochschulen 29 Prozent studienbezogen im Ausland waren und für 
Magisterstudiengänge sogar ein Wert von 49 Prozent erreicht wurde, liegen 
die Mobilitätsquoten im Bachelor an Universitäten bei 15 und an Fach-
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hochschulen bei 13 Prozent sowie im Master (leicht gesunken seit 2007) bei 
27  Prozent (vgl. Heublein/Hutzsch 2009, S. 2).

Wie lassen sich diese widersprüchlichen Ergebnisse – gestiegenes 
Interesse an Mobilität aber sinkende tatsächliche Auslandsaufenthalte – er-
klären? Einerseits nennen die Studierenden konkrete Probleme bei der Fi-
nanzierung und der Studienorganisation, andererseits hat dies mit der be-
reits genannten Überlagerung des Bologna-Prozesses mit anderen Zielen zu 
tun: Wenn die Studienzeitverkürzung ein elementarer Bestandteil der Re-
formen sein soll, gleichzeitig die Studienpläne mit engen Prüfungsrhythmen 
einhergehen, dann fehlen schlicht die Mobilitätsfenster, da ein Auslandsstu-
dium sehr häufig eine Studienzeitverlängerung nach sich zieht. Dies bedeu-
tet jedoch auch, dass die Einführung mobilitätsfördernder Maßnahmen ins 
Leere läuft, wenn das Auslandsstudium eine Entscheidung bleibt, die den 
nötigen finanziellen und zeitlichen Freiraum voraussetzt. Um das Potenzial 
eines Europäischen Hochschulraums tatsächlich zu nutzen, ist bei der Wei-
terentwicklung von Bologna auf folgende Punkte zu achten: 

Um allen Studierenden, die dies wünschen, einen studienbezogenen 
Auslandsaufenthalt zu ermöglichen, muss in der Einführung und 
Weiterentwicklung von ECTS und Modularisierung auf eine hinrei-
chende Flexibilität geachtet werden Dazu gehört die Einplanung so-
genannter Mobilitätsfenster.
Die Anerkennung von Qualifikationen, die an anderen Hochschulen 
oder im Ausland erworben wurden, muss substantiell vereinfacht 
werden. Hier tun Großzügigkeit in der Anerkennung und ein positi-
ver Umgang mit Diversität not.
Angesichts der massiv hemmenden Wirkung finanzieller Unsicher-
heiten ist eine verlässliche und kostendeckende Absicherung der 
Kosten akademischer Auslandsaufenthalte anzustreben.

Fazit

In diesem Beitrag konnten zahlreiche Schwächen der Umsetzung des Bo-
logna-Prozesses in Deutschland aufgezeigt werden, ebenfalls konnte ge-
zeigt werden, dass gerade die anhaltende Gültigkeit der hochschulpoliti-
schen Traditionen der deutschen Universität, die von den gegenwärtigen 
Auseinandersetzungen um die instrumentelle Ausgestaltung der gestuften 
Studienstruktur nur überlagert wird, sich als massives Hindernis für eine 
Öffnung der Hochschulen erwiesen hat. Eine weitgehende qualitative Stu-
dienreform braucht Zeit und auch den Mut, konzeptionell die gewohnten 
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Pfade zu verlassen. Eine Entschleunigung des Bologna-Prozesses mit dem 
Ziel einer Nach- und Neujustierung ist deshalb zwingend geboten. Nicht 
Studienzeitverkürzung und Employability, sondern qualitative Studienre-
form, soziale Durchlässigkeit und wissenschaftlicher Praxisbezug sollten 
zukünftig im Mittelpunkt der Reformbemühungen stehen. 

Die Probleme, die durch den Bologna-Prozess zum Teil verschärft 
wurden, bestanden überwiegend auch vor 1999 im deutschen Bildungs-
system. Eine Umsetzung der Forderung, den gesamten Prozess rückgängig 
zu machen, würde eine Restauration der vorgeblich meritokratischen, fak-
tisch vor allem sozial ausschließenden und damit in weiten Teilen elitären 
und wenig in gesellschaftliche Prozesse eingebundenen „alten“ Universität 
bedeuten. Dem ist die Forderung qualitativer Reformen mit den genannten 
potenziellen Reformdimensionen entgegenzusetzen. Der Status quo muss 
überwunden werden, der Status quo ante kann hierfür keine Richtlinie 
sein. 
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Operation gelungen, Patient tot?
Ein Einwurf zu zehn Jahren Europäischer  
Hochschulraum

 Klaus Landfried

Es stimmt: in Politik und Verwaltungen der deutschen Provinzen, auch un-
ter Professores, mögen viele, zu viele den Bologna-Prozess als chirurgische 
Operation verstanden haben. Obwohl eigentlich zu deren Mentalität eher 
das Wort Maßnahme passen würde, die rechtsförmig und ständig über-
prüfbar, da durchkodifiziert, damit keiner für persönliche Entscheidungen 
haften muss, nur noch durchgeführt werden muss. Und der Patient: etwa 
die Humboldtsche Universität? Dass ich nicht lache. Wann soll es denn die 
gegeben haben? Das Grundprinzip des forschenden Lernens? Ja, das muss 
das Leitbild bleiben. Aber aus meiner Sicht sind die vor allem von den vielen 
professoralen Maßnahmen gefesselten Studierenden der Patient. Insoweit, 
noch einmal kurz medizinisch: Die Diagnose der vielen Väter und Mütter 
der Bologna-Erklärung war zutreffend, ihre sehr allgemeinen Therapie-
Empfehlungen waren es auch. Aber dann ist – in Deutschland, nicht frei-
lich z. B. in den Niederlanden – die Umsetzung der Therapie in die Hände 
von vor allem ängstlichen und detailversessenen Vorschriften-Spezialisten 
und Belehrungs-Fetischisten geraten. Und nun bekommt der Patient kaum 
noch Luft. Tot ist er Gott sei Dank nicht. Der Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) ist zu danken, dass sie nun nicht zu einem schulme-
dizinisch vielleicht indizierten Luftröhrenschnitt ansetzt, sondern zu einer 
ganzheitlichen, systemorientierten Wiederherstellung des Patienten. 

Die Studierenden protestieren (zu Recht) gegen die überflüssige 
Gängelung, gegen ein Übermaß an Belehrung und Ab-Prüfung. An der 
Reform der Studienreformen wollen sie (zu Recht) aktiv mitwirken. Auf 
der anderen Seite jammern viele Professoren und Professorinnen, mental 
gefangen in ihrer selbstreferenziellen, akademischen Subkultur, über die 
Ergebnisse ihres eigenen Reform-Pfuschs. Die inzwischen lautstark in die 
Öffentlichkeit dringenden Klagen der Studierenden über unzumutbare Stu-
dienbedingungen und ebenso unzumutbare Prüfungsexzesse wurden von 
den Universitäten bisher entweder ignoriert oder für professorale Positi-
onen instrumentalisiert. Und es werden die Initiatoren des Europäischen 
Hochschulraumes für den Pfusch bei der Umsetzung haftbar gemacht. 

A | 3
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Öffnung zur Berufswelt

Schon vor 15 Jahren war klar, dass unter den Rahmenbedingungen von 30 bis 
40 Prozent, eventuell sogar später 50 Prozent einer Altersgruppe im tertiären 
Sektor des Bildungssystems, dessen universitärer Teil ja einst auf weniger 
als 2 Prozent bis maximal 5 Prozent einer Altersgruppe zugeschnitten war, 
die in der subjektiven Erinnerung der verehrten Kollegenund Kolleginnen so 
tolle Universität des 19. und 20. Jahrhunderts ruiniert wird, freilich sich vor 
allem selbst ruiniert, weil sie auf die Herausforderungen einer sich differen-
zierenden Gesellschaft mit enorm gewachsenen, aber ganz unterschiedlichen 
Qualifikationsanforderungen an die große Mehrheit der Erwerbsbevölkerung 
nicht angemessen reagiert. In den Klagen der verehrten Freunde angeblich 
bewährter Abschlüsse, mit denen allerdings gerade internationale Mobilität 
mehr als schwerfiel, lässt sich leider nicht erkennen, dass über jene Heraus-
forderungen der globalisierten Welt ernsthaft nachgedacht wurde. Jedenfalls 
habe ich von ihnen bisher außer der immer berechtigten Forderung nach 
mehr Geld keine konzeptionellen Überlegungen dazu gehört, wie denn künf-
tig und mit welchen Zielen die Hochschulbildung stattfinden solle. Die zu 
Recht endlich sogenannten Universities of Applied Sciences haben sich deut-
lich schneller und wirkungsvoller auf die neue Studienarchitektur eingelas-
sen als die vornehmen Universitäten. Haben Sie einmal mit einem richtigen 
Universitätsprofessor alter Schule über die Gleichwertigkeit von allgemeiner 
und beruflicher Bildung diskutiert? Über die Anerkennung von außerhalb 
seiner fachlichen Universitas erbrachten Bildungs- und Ausbildungsleistun-
gen? Da aber liegt der Prüfstein dafür, wie weit wir mit einem allgemein 
zugänglichen Europäischen Bildungsraum gelangt sind. 

Zu Recht werden Entgleisungen des Bologna-Prozesses beklagt, vor 
allem die in der praktizierten Form überflüssige (und vermeidbare), bü-
rokratisch-mechanische Klein-Klein-Portionierung von Lehr-Bruchstücken 
(vulgo Module) und die damit angeblich zwangsläufig einhergehende Ver-
schulung der Lehrinhalte. Gerade Letztere ist, wie gute Gegenbeispiele zei-
gen, leicht zu vermeiden, wenn man über didaktische Kompetenz verfügt 
und nicht nur aus Finanzgründen darauf achtet, mit wie viel Stunden das ei-
gene Fach im Studienplan verankert ist. Auch der Formular- und Gremien-
aufwand angesichts (ebenso überflüssiger, aber auch vermeidbarer) über-
bordender Berichtspflichten gegenüber Ministerien und Agenturen wird zu 
Recht als unvertretbar hoch kritisiert. Schließlich kann auch die manchmal 
fliegenbeinzählerische Attitüde gegenüber dem forschenden Lernen in der 
Wissenschaft und das rechthaberische Gehabe seitens mancher Qualitäts-
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Bürokraten und Bürokratinnen niemanden überzeugen. All diese ärger-
lichen und – ich wiederhole es noch einmal: überflüssigen – Entgleisungen 
des Wissenschaftsbetriebs wurzeln aber ausschließlich in der offensicht-
lichen Unfähigkeit vieler von Fantasie-Armut und Verantwortungsscheu 
gepeinigter Fachbereiche, Landesministerien und Qualitäts-Mess-Einrich-
tungen, die einfachen Prinzipien jener Erklärung von Bologna zu verstehen 
und sie in kreative neue Lern- bzw. Lehrformate zu übersetzen. 

Die Welt der kurzen Horizonte

Der Weg nach Bologna begann schon in den Jahren 1995 bis -98 bei den Ta-
gungen der Conference des Recteurs des Universites Europeennes (CRE; heu-
te European Universities Association – EUA). Auf Staatsebene hatten 1997/98 
Gespräche zwischen einigen Wissenschaftsministern und -ministerinnen aus 
EU-Ländern stattgefunden. Eine wesentlich stärkere Orientierung der ja zah-
lenmäßig überwiegenden Teile der akademischen Ausbildung, die nicht auf 
die Heranbildung des professoralen Nachwuchses gerichtet sein sollte, an 
der Qualifikationsnachfrage der Arbeitsmärkte, eine bessere internationale 
Vergleichbarkeit und Anschlussfähigkeit der Abschlüsse, eine bessere, das 
heißt über die bloße Fixierung auf das spezielle Dissertationsthema hinaus-
gehende, Heranbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses durch geeignete 
Promotionsstudien, Karriereberatung und Post-Doc-Phasen, eine stärkere Be-
rücksichtigung des Bedarfes der Unternehmen an wissenschaftlicher Weiter-
bildung durch in den Hochschulen im Dialog mit der Wirtschaft entwickelte 
Programme und eine europaweit vergleichbare Sicherung von Mindestanfor-
derungen an das Können der Absolventen und Absolventinnen bei den ver-
schiedenen Abschlüssen des gesamten Bildungssystems, das waren die Ziele. 

In den deutschen Provinzen (die sich als Länder, die sie nach dem 
deutschen Grundgesetz ja sind, oft wie souveräne Staaten gerieren) und in 
manchen ihrer Hochschulen – wie auch in manchen Unternehmensführun-
gen – ist die gnadenlose Schärfe des globalen Wettbewerbs um die Nutzung 
der einzigen und – unter günstigen Umständen – erneuerbaren und vermehr-
baren Ressource Bildung im Kampf um Produkt- wie Verfahrensinnovati-
onen, im Kampf um die Besetzung der Themen des medial ausgetragenen 
Wettbewerbs um die Dominanz kultureller Leitbilder (und der ihnen wieder 
folgenden Produkte), noch immer nicht überall bewusst geworden. Natür-
lich wird in den üblichen Sonntagsreden das Lippenbekenntnis zur zentra-
len Bedeutung von Bildung und Forschung für das Überleben des jeweiligen 
Landes abgelegt. Aber die meisten der Bekenntnisse blieben in Deutschland 
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bisher fast folgenlos. Das Megathema Bildung gebar in Deutschland zwar 
neue Programme wie Elite-Universitäten oder zwei Hochschulpakte. Rech-
net man aber einmal netto die bei den Hochschulen insgesamt ankommen-
den Mittel zusammen und rechnet noch die Inflationsraten der letzten sechs 
Jahre heraus, so bleibt nicht viel mehr als Umverteilung zugunsten weniger. 
Insbesondere der bauliche Zustand der meisten Hochschulen erfordert mil-
liardenschwere Sanierungen. Von dem Betrug an der jungen Generation gar 
nicht zu reden, der gerade wieder durch das Gerede von Hunderttausenden 
neuen Studienplätzen begangen wird, indem nämlich nur rund 70 Prozent 
der tatsächlichen Kosten dieser Studienplätze überhaupt finanziert werden. 
Die zu schmale Studienfinanzierung hat ihre Folgen: Angesichts der Tatsa-
che, dass viele Studierende heute ohnehin während des ganzen Studiums 
Geld verdienen müssen, kann das sogenannte Vollzeitstudium allenfalls von 
einer privilegierten Minderheit wahrgenommen werden. Das Erwerbsleben 
begleitende Studien programme der Hochschulen haben aber leider noch 
Seltenheitswert. 

Flexible Studienwege ermöglichen

Die bisher in einigen deutschen Ländern (nicht etwa von der Bologna-Er-
klärung) verordnete oder einfach von den Fachbereichen so umgesetzte, 
törichte Einheitlichkeit von Bachelorstudiengängen mit drei Jahren Regel-
studienzeit und einem nur in zweijähriger Form erwünschten Master muss 
überprüft werden. Dort, wo eine direkte Berufsqualifizierung angestrebt 
wird, also z. B. bei den Ingenieuren und Ingenieurinnen, müssen auch drei- 
und vierjährige Bachelorprogramme möglich sein, wie sie in Indien, Schott-
land, Australien oder in den USA üblich sind. Das schafft Zeit für eine pro-
jektgestützte Propädeutik der Wissenschaftsmethodik, Raum für überfach-
liche Bildung, internationale Mobilität und für die unerlässlichen Praktika. 
Ein im Schnitt etwa vier Jahre dauerndes Programm, das erkennbar den 
Anforderungen an Methoden- wie Fachkompetenz gerecht wird, wäre eine 
bessere Alternative als die bisher von den meisten deutschen Hochschulen 
verordneten drei Jahre mit ihrer oft nur mechanischen Zählung von ECTS-
Punkten, also erledigten Zeiteinheiten und abgeprüften Wissensfetzen. 
Kompetenzen, also Können (und Lernen Können) auf der Basis von Wissen, 
sind das Ziel der wissenschaftlichen Ausbildung, nicht scheinbar gesicherte 
Inhalte. Dabei müssen wir eine Form des Studierens oder Weiterstudierens 
erleichtern, die ohnehin in einigen Jahren auch in Deutschland der Normal-
fall sein wird: das den Beruf begleitende Studium. 
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Die aus dem Bologna-Gedanken in Deutschland fälschlich als zwin-
gend abgeleitete Stufung unmittelbar aufeinanderfolgender Studien und ih-
rer Abschlüsse (Konsekutivität), bei der in den ersten drei Jahren die Grund-
lagen des Faches durch Eintrichtern des Prüfungsstoffes gelegt werden sollen 
– oft leider, ohne die Methoden selbstständig zu üben und zu reflektieren  –, 
an die danach die groteskerweise noch immer an der Heranbildung des 
professoralen Nachwuchses orientierte Magister-/Masterausbildung an den 
Universitäten angehängt wird, kann man nur als Etikettenschwindel und als 
Pervertierung der Bologna-Idee bezeichnen. Es ist vor allem die didaktische 
Einfallslosigkeit vieler Professoren und Professorinnen, die außer Referieren 
und Referieren-Lassen andere Lernformate entweder nicht zu kennen oder 
für unter ihrer Würde zu betrachten scheinen, die das Leiden der Studieren-
den hervorruft. Forschendes Lernen im Sinne Humboldts ist dagegen immer 
dann möglich, wenn man die ausgetretenen Wege veralteten akademischen 
Unterrichts verlässt: z. B. durch Projekt-Studium, gerade auch in Natur- und 
Technikwissenschaften, moderiertes E-Learning in Gruppen, Mentoring und 
Coaching, Planspiele, Rollenspiele oder Praktika in Unternehmen mit theo-
retischer Auswertung, am besten alles auch noch fächerübergreifend. Dass 
solche Sperenzien unter den Bedingungen der vom staatlichen Vorschriften-
korsett getragenen, sogenannten Massen-Universität nicht gehen würden, 
kann ich nicht glauben. Es fehlt ja oft schon am Willen, es zu versuchen. 

Vom Patienten zum Marathonläufer

Bildung ist mehr als Wissen und mehr als Qualifikation. Bei Bildung und 
Ausbildung geht es um Weltaneignung, um einen Lernprozess, der streng 
systematisches Analysieren, ganzheitliches Verstehen von Zusammenhän-
gen, gekonntes und verantwortbares Handeln und Gestalten im Sport wie 
in der Kunst, in der Wirtschaft wie beim Staat ebenso einschließt wie auch 
die emotional geprägte Suche nach Antworten auf die Frage nach den letz-
ten Dingen: nach dem Woher und Wohin des menschlichen Lebens, auch 
nach der Bedeutung des eigenen Todes. Das heißt aber auch zu erkennen, 
dass Bildung durch aktives, eigene Erfahrungen machendes, erprobendes, 
auch emotional bewegtes Lernen geschieht, nicht aber durch jene Art der 
Wissensverabreichung, die nicht zu Unrecht mit dem Nürnberger Trichter 
und mit dem für deutsche Prüfungsordnungen so typischen Bürokraten-
wort Stoffabprüfen verbunden wird. 

So wenig eine auf bloße Fertigkeiten für bestimmte Berufe sich 
richtende Ausbildung sinnvoll wäre, weil heute niemand die sich ständig 
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weiterentwickelnden Anforderungen der Arbeitswelt in zwanzig Jahren 
kennen kann, so weltfremd wäre auch die Verabreichung eines scheinbar 
humanistischen Bildungskanons a la Schwanitz. Einmal, weil dieser Kanon 
bloß Halbbildung darstellt. Denn er unterdrückt mit seinem geisteswissen-
schaftlichen Monopolanspruch andere, zentrale Wege der Weltaneignung: 
Mathematik, Naturwissenschaft und Technik, auch die gehören zur Bil-
dung. Zum anderen aber, weil er mit seiner belehrenden Besserwisserei 
den schon vom Philosophen Fichte vor 200 Jahren erkannten Kern von 
Bildung vergisst: „Bildung beruht auf Selbsttätigkeit und zielt auf Selbst-
tätigkeit ab.“ Wenn wir diesen Bildungs-Begriff ernst nehmen, können wir 
den Patienten Bologna-Prozess für die Stärkung einer neuen Lernkultur 
zum Marathonläufer machen.
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Die soziale Dimension des Europäischen 
Hochschulraums11

 Dominic Orr

Im GEW-Appell aus dem April 2009 wurde ein radikaler Kurswechsel in 
der Umsetzung des Bologna-Prozesses gefordert.12 Als erster Punkt wurde 
dabei die Notwendigkeit der Stärkung der sozialen Dimension des Bologna-
Prozesses und damit der Chancengerechtigkeit genannt. Gleichzeitig haben 
auch die Minister/-innen bei der fünften Bologna-Folgekonferenz in Leuven 
die soziale Dimension zum Fokus des Bologna-Prozesses gemacht. Dabei 
haben sie die soziale Dimension auch im Zusammenhang mit der demogra-
fischen Entwicklung (vgl. Vlasceanu/Grünberg 2008) sowie mit der steigen-
den Nachfrage für Hochqualifizierte am Arbeitsmarkt (vgl. CEDEFOP 2008) 
gesehen: 

„Angesichts der Herausforderung einer alternden Gesellschaft kann 
Europa nur dann erfolgreich sein, wenn es die Talente und Fähigkei-
ten seiner Bürgerinnen und Bürger maximiert und sich vollständig 
dem lebenslangen Lernen sowie der Öffnung der Hochschulen wid-
met.“ (Leuven Communiqué 2009)

Es geht also darum, Talente unabhängig vom sozialen Hintergrund und 
dem bisherigen persönlichen Bildungsweg zu fördern. Die Herausforde-
rung für Europa ist die Gewinnung von Gruppen für ein Studium, die an 
Hochschulbildung bisher kaum partizipiert hatten. Empirische Daten zei-
gen, dass dies in der Regel Schulabgänger/-innen ohne die für ein Land 
typische Hochschulberechtigung, ältere Studienberechtigte, die sich häufig 
nach Schulabgang zunächst gegen die Aufnahme eines Studiums entschie-
den haben, und Personen, die den hochschulfernen Schichten angehören, 
sind (vgl. Miclea 2008; Orr et al. 2008). 

Um sicherzustellen, dass die Rahmenbedingungen des Studiums 
die Bedürfnisse und Möglichkeiten von Studierenden berücksichtigen, ist 
durchaus eine Reform der Bologna-Reformen erforderlich. Hierbei muss 

11 Der Autor möchte sich bei Dorit Griga (HIS) und den Herausgebern und Herausgeberinnen 
dieser Publikation für die Unterstützung bei der Erstellung dieses Beitrags bedanken.

12 Der Appell ist im Anhang der folgenden Publikation dokumentiert: http://www.gew.de/
Binaries/Binary52190/090903_Bologna-Endfassung_final-WEB.pdf
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nicht nur darauf geachtet werden, dass Studierende die Fähigkeit mitbrin-
gen, um ein Studium erfolgreich abzuschließen (Studierfähigkeit) sondern 
auch, dass die Organisation des Studiums angemessen ist (Studierbarkeit). 
Dass dieses Problem bisher vernachlässigt wurde, zeigen auch die Proteste 
in Deutschland und Österreich im Herbst 2009.

Rahmenbedingungen: Interaktion zwischen Studien-
finanzierung und Zeitbudget

Die Finanzierung des Studiums ist ein grundlegendes Merkmal der 
Studien bedingungen und der Studierbarkeit. Studierenden muss eine aus-
reichende finanzielle Unterstützung zur Verfügung stehen, um ihr Studium 
durchführen und innerhalb eines bestimmten Zeitraums abschließen zu 
können. Es existieren drei wesentliche Finanzierungsquellen, mit denen 
Studierende die Kosten für ihr Studium und ihren Lebensunterhalt decken: 
Familien, staatliche Förderung und Erwerbstätigkeit neben dem Studium 
(vgl. Orr et al. 2008, S. 92; Schwarz/Rehburg 2002). 

Abbildung 1:  Zusammensetzung des Gesamteinkommens nach 
Einkommensquelle für Nichtelternwohner/-innen
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Neben Differenzen in Bezug auf die Aufteilung der Kosten zwischen dem 
Staat und den Eltern lässt sich in Abbildung 1 erkennen, dass Erwerbstätig-
keit durchweg zu den Standpfeilern der europäischen Studienfinanzierung 
gehört. Festzustellen ist weiterhin, dass in der Hälfte der im Rahmen der 
Studie EUROSTUDENT III betrachteten Länder mehr als die Hälfte der Stu-
dierenden arbeitet (vgl. Orr et al. 2008, S. 119 f.). In Deutschland liegt der 
Anteil erwerbstätiger Studierender mit 65 Prozent aller Studierenden be-
sonders hoch; unter Studierenden aus hochschulfernen Schichten beträgt 
er sogar 68 Prozent. 

Um den Zusammenhang zwischen Erwerbstätigkeit und Studien-
intensität zu untersuchen, analysiert EUROSTUDENT die Zeit, die Studie-
rende für ihr Studium aufwenden, im Vergleich zum Zeitaufwand für den 
Nebenjob. In der Mehrheit der Länder ist ein klarer, inverser Zusammen-
hang erkennbar, d. h. ein hoher Zeitaufwand für den Nebenjob (mehr als 
11 Stunden Erwerbstätigkeit pro Woche während des Semesters, vgl. ebd., 
S. 122) führt zu einer Reduktion der Zeit, die für das Studium aufgewendet 
wird. Die vier Fallbeispiele in Abbildung 2 – Türkei und Irland einerseits 
sowie Österreich und Deutschland andererseits – zeigen detailliert, dass 
die Flexibilität des Studiums von Studierenden ausgereizt wird, wenn ihre 
Erwerbstätigkeit neben dem Studium besonders hoch ist. Bisher waren die 
Möglichkeiten dazu in der Türkei und in Irland eng begrenzt und – vor 
der Bologna-Reform – in Deutschland und Österreich besonders günstig. 
Dennoch bringt diese Flexibilität in Bezug auf den Studienaufwand pro Wo-
che nichts, wenn sie nicht im Studienprogramm berücksichtigt ist. Anders 
gesagt: Die Gestaltung von Studienprogrammen muss sowohl Bedürfnisse 
und Möglichkeiten der Studierenden als auch Möglichkeiten und Erwartun-
gen der Hochschulen, ein qualitativ anspruchsvolles Studium effektiv anzu-
bieten, vereinbaren.13 

13 Genau in diesem Kontext mahnt die Kultusministerkonferenz die Sicherung von Studierbarkeit 
als zentralen Aspekt der Akkreditierung von reformierten Studiengängen in Deutschland an 
(vgl. KMK 2009).
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Abbildung 2:  Gesamtzeitbudget einer typischen Studienwoche nach 
unterschiedlichem Zeitaufwand für Erwerbstätigkeit – 
ausgewählte Länder (in Stunden pro Woche)

Aktuelle Herausforderung: die Vereinbarung von Studierbarkeit 
und Studierfähigkeit

Der dritte deutsche Bericht zur Umsetzung des Bologna-Prozesses nimmt 
auch Stellung zur sozialen Dimension der Studienreform. Demnach müsste 
es eine „verstärkte Berücksichtigung der Belange von Studierenden in be-
sonderen Lebenslagen bei Zulassung, Workload und Prüfungen …“ geben 
(Deutscher Bundestag 2009). 

Die Daten von Studien wie EUROSTUDENT zeugen davon, dass Stu-
dierende ihre Wochenzeit zwischen verschiedenen Aktivitäten aufteilen. 
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Wenn Studieren nur eine unter vielen weiteren Aktivitäten ist, hängt der 
Erfolg eines solchen Balanceaktes von der Flexibilität der Studienorganisa-
tion ab. Diese Interaktion kann als Matrix dargestellt werden (Abbildung 3). 

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 3: Matrix zur Einordnung geeigneter Formen der Studienorganisation

Auf der horizontalen Achse der Matrix in Abbildung 3 wird eine steigen-
de Zentralität des Studiums für die Studierenden dargestellt. Dabei führt 
eine hohe Zentralität zu einem hohen Engagement für das Studium. Stu-
dien haben gezeigt, dass ein hohes Engagement seitens der Studierenden 
die Chancen auf einen Studienerfolg verbessern (vgl. Kuh et al. 2008). 
Diese exklusive Bindung an das Studium ist für viele Studierende jedoch 
nicht wünschenswert oder schlicht nicht möglich. Aktuell gibt es kaum 
vergleichbare Daten zu diesem Aspekt (erst der nächste Bericht von EU-
ROSTUDENT im Jahr 2011 wird hierzu Daten bereitstellen). Die deutsche 
Sozialerhebung zeigt jedoch, dass selbst Studierende, die Vollzeit studie-
ren und nur wenige Stunden pro Woche erwerbstätig sind, zu 37 Prozent 
das Studium nur als gleichwertige Aktivität unter anderen Aktivitäten ein-
schätzen. Dieser Anteil steigt auf 48 Prozent bei Studierenden, die neben 
dem Studium regelmäßig arbeiten. Des Weiteren schätzen 22 Prozent der 
Teilzeitstudierenden ihr Studium als anderen Aktivitäten untergeordnet 
ein, und nur 22 Prozent beurteilen das Studium als Fokus ihres Alltags 
(vgl. Wolter et al. 2007, S. 305).
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Die vertikale Achse stellt eine zunehmende Flexibilität in der Stu-
dienorganisation zwischen zwei extremen Zuständen dar: einer starren, 
schulähnlichen Struktur und einer Struktur, die zum großen Teil vom Ler-
nenden selbst bestimmt wird. Es lässt sich hierbei fragen, welcher Grad an 
Flexibilität und Selbstbestimmung ohne Nachteile für die Vermittlung einer 
höheren Bildung möglich ist (vgl. Brennan et al. 2008). Ferner gibt es auch 
das Problem einer fehlenden Orientierung bei einer unklaren Studienstruk-
tur. Insbesondere am Anfang des Studiums müssen Studierende das Ler-
nen erlernen und Fähigkeiten entwickeln, um geeignete Entscheidungen 
hinsichtlich ihres akademischen Fortschritts zu treffen (vgl. Orr et al. 2008, 
S. 165). 

Insgesamt ergeben sich vier Organisationsformen oder „Lernszena-
rien“; jedes mit positiven und negativen Aspekten und mehr oder minder 
geeignet für einen bestimmten Typ von Studierenden. 

1. Hohe Zentralität des Studiums, hohe Flexibilität des Studienpro-
gramms: Studierende, die sich für einen bestimmten Zeitraum 
fast ausschließlich ihrem Studium widmen, sind häufig die Kern-
zielgruppe von Konzepten der höheren Bildung. Insbesondere die 
Humboldt’sche Tradition geht von Studierenden als jungen Wissen-
schaftlern und Wissenschaftlerinnen aus, die Freiheit brauchen, um 
zu experimentieren und um sich intellektuell weiterzuentwickeln. 
Dieses Konzept setzt ein hohes Engagement hinsichtlich Energie 
und Zeit sowie eine reife intellektuelle Fähigkeit voraus, um von 
diesen Rahmenbedingungen zu profitieren. 

2. Hohe Zentralität des Studiums, niedrige Flexibilität des Studienpro-
gramms: Im Unterschied zur ersten Konstellation ist das Studien-
programm hier nicht flexibel, sondern eng vorstrukturiert. Dies 
kann sowohl mit dem Konzept des studentischen Lernens als auch 
mit dem Studienfach zusammenhängen. Im ersten Fall wird davon 
ausgegangen, dass die Studierenden mehr Unterstützung beim Ler-
nen brauchen. Daher wird ein solches Studium oft als schulähnlich 
charakterisiert. Allerdings können sich auch die Lehrpläne zwischen 
den Fachbereichen stark unterscheiden, etwa, wenn von einem 
klar definierten Curriculum ausgegangen wird, das abzuarbeiten 
ist (z. B. Ingenieurwesen, Medizin, Jura). Der Vorteil dieser starren 
Organisationsform liegt in einem geringen Zeitverlust durch die Or-
ganisation des Lehrplans; zudem werden weniger stark entwickelte 
Lernkompetenzen vorausgesetzt. Auch für die Hochschulen ist es 
leichter, solche Programme effizient zu planen, jedoch bieten sie we-
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niger Gelegenheiten zum Experimentieren während des Studiums. 
In vielen Bologna-Staaten (mitunter Deutschland) wird die bisherige 
Umsetzung der Bologna-Strukturen in diesem Sinne kritisiert. 

3. Niedrige Zentralität des Studiums, niedrige Flexibilität des Studien-
programms: Eine niedrige Zentralität des Studiums im Vergleich 
zu den anderen Aktivitäten eines Studierenden gepaart mit einer 
niedrigen Flexibilität des Studienprogramms wird das Finden ei-
nes Gleichgewichts zwischen Studium und Alltag erschweren. Wie 
bereits erläutert gibt es viele Studierende, die entweder aufgrund 
individueller Motivationen oder persönlicher Umstände – wie Ar-
beit und Familie – die erwartete Zeit und Energie für ein norma-
les Studium nicht aufbringen können. Studierende, die unter die-
sen Rahmenbedingungen einen Abschluss erwerben wollen, stellen 
gleichzeitig auch die größte Risikogruppe für einen Studienabbruch 
dar. Eine solche Konstellation wird in Ländern wie Deutschland erst 
jetzt zum ersichtlichen Problemfall, da die Bologna-Reformen eine 
engere Studienstruktur vorschreiben als dies bisher in den meisten 
Fächern der Fall war. 

4. Niedrige Zentralität des Studiums, hohe Flexibilität des Studienpro-
gramms: Eine geeignete Form des Studienangebots für nicht tra-
ditionelle Studierende kann ein flexibles Studienprogramm sein. 
Dies meint allerdings nicht nur das Angebot eines Teilzeitstudiums. 
Vielmehr ist ein solches Angebot durch flexible, modularisierte Stu-
dieninhalte zu erreichen, wie sie häufig in Skandinavien zu finden 
sind. Diese Konstellation ist besonders geeignet für ältere Studien-
berechtigte, die spät zum Hochschulstudium kommen. Wie bei der 
anderen Konstellation flexibler Studienorganisation besteht jedoch 
die Gefahr einer fehlenden Orientierung für die Studierenden. Auch 
die Integration in das Hochschulleben, das neben Lehrveranstaltun-
gen auch die sozialen Kontakte einschließt, ist in dieser Konstella-
tion schwierig. 

Der radikale Kurswechsel, der von der GEW gefordert wird, liegt nicht im 
Bologna-Prozess selbst, sondern vielmehr im Unterschied zwischen den 
Zielen des Bologna-Prozesses und deren Umsetzung begründet (vgl. Ban-
scherus et al. 2009). Im vorliegenden Beitrag wurde argumentiert, dass die 
Verwirklichung eines „Europas des Wissens“ (Bologna-Deklaration 1999) 
insbesondere von der Verbesserung der sozialen Dimension des Studiums 
abhängt. Angesichts der Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt sowie der de-
mografischen Strukturen in Europa können Hochschulsysteme nur dann 
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nachhaltig sein, wenn sie effektiver mit der Ressource „Studierende“ um-
gehen. Daher ist es besonders wichtig, Studierfähigkeit und Studierbarkeit 
in einem Kontext zu denken. Damit kann die Effektivität der nationalen 
und institutionellen Bologna-Reformen evaluiert und verbessert werden. 
EUROSTUDENT sieht seine Aufgabe darin, eine international vergleichen-
de Datenlage hierzu beizutragen. 
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„Schön, dass wir darüber gesprochen haben …“ 
Was kann und wird der Bund noch tun?

 Peter Greisler

Als die GEW mir angeboten hat, in diesem Tagungsband einen Beitrag 
unter obigem Titel zu veröffentlichen, wollte ich das zunächst ablehnen, 
weil dieser Titel falsche Vorurteile transportiert. In etwa: Debattieren nutzt 
nichts, zentral regeln kann der Bund nichts, aber darauf käme es eigentlich 
an. Tatsächlich ist das eine wunderbare Gelegenheit, dieser Sicht zu wider-
sprechen und zwar in allen drei Punkten.

Der Bologna-Prozess, den wir auf der Tagung „Endstation Bolog-
na?“ gründlich erörtert haben, ist selbst der beste Beweis dafür, dass De-
batten etwas bewirken. Die Bologna-Erklärungen sind alle völkerrechtlich 
nicht verbindlich und dennoch halten sich die Staaten weitgehend daran, 
weil in langen Debatten auf verschiedenen Ebenen Ministerien, Hochschul-
rektoren, Studierende, Gewerkschaften und Arbeitgeber/-innen einen Kon-
sens gefunden haben, den sie richtig finden und nun auch durchsetzen wol-
len. Die Debatten vermehren auch das Wissen übereinander und führen 
zu Lern erfolgen, die die Beteiligten in ihren Ländern umsetzen. Inspiriert 
durch das niederländische Beispiel haben wir zum Beispiel die Auslands-
förderung ab dem ersten Semester für Auszubildende mit ständigem Wohn-
sitz im Inland eingeführt. Das regelmäßige Gespräch mit den Kolleginnen 
und Kollegen anderer Staaten bringt neue Erkenntnisse, ebenso wie der 
Datenvergleich zwischen den nationalen Bildungssystemen: Woran liegt es, 
dass in Deutschland die an ausländischen Hochschulen erbrachten Leistun-
gen relativ schlecht anerkannt werden? In langen Debatten mit ausländi-
schen Kollegen und Kolleginnen fiel eine unterschiedliche Herangehenswei-
se auf. Die Kollegen und Kolleginnen sagten, man habe die Studienleistung 
anerkannt, da sie sich von der in der inländischen Universität verlangten 
Leistung nicht wesentlich unterscheide, während die Deutschen meinten, 
man könne sie nicht anerkennen, da sie nicht gleichwertig sei. Hier ist die 
gleiche rechtliche Grundlage, nämlich die Lissabon-Konvention, einmal so 
und einmal so verstanden worden. Tatsächlich soll die Anerkennung nur 
verweigert werden, wenn sich die Leistung wesentlich unterscheidet. 

B | 1
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Neue Debatten, neue Perspektiven

Neue Begrifflichkeiten, die in der Debatte entstehen, eröffnen neue Per-
spektiven. Der Begriff „participative equity“ wird verwendet für das Ziel, 
das wir in London beschlossen haben: „(…) that the student body entering, 
participating in and completing higher education should reflect the diversi-
ty of our populations“ (London Communiqué 2007). Die deutschen Begriffe 
Gleichheit, Chancengleichheit, Chancengerechtigkeit haben lange den Blick 
darauf verstellt, dass wir bestimmte Gruppen unserer Gesellschaft ungleich 
behandeln müssen, damit sie ausreichend an Bildung teilhaben können. 
Werden alle gleich behandelt, dann kann es immer noch passieren, dass 
eine große Gruppe einer Religionsgemeinschaft oder von Migranten und 
Migrantinnen nicht ausreichend an der Hochschulbildung teilhat, was für 
die Gesellschaft langfristig schädlich ist. Das definierte Ergebnis (Teilha-
be aller Gruppen der Gesellschaft) müssen wir mit allen geeigneten Maß-
nahmen anstreben. In der Dresdner Erklärung der Bundesregierung und 
der Regierungschefs der Länder vom 22.10.2008 finden sich Beispiele für 
gezielte Förderung bestimmter unterrepräsentierter Gruppen, um gleiche 
Teilhabe an Bildung und Arbeit zu erreichen. Zwei Beispiele: „die Länder 
wollen … mehr Männer als Fachkräfte für die Erziehung … der Kinder 
gewinnen“, „der Bund will mit dem nationalen Pakt für mehr Frauen in 
MINT-Berufen … gezielt junge Frauen für diese Berufe“ gewinnen – Felder, 
in denen pure Gleichberechtigung (jeder Mann hat das gleiche Recht wie 
Frauen, sich auf die Stelle im Kindergarten zu bewerben, jede Frau hat 
das gleiche Recht wie Männer, sich im Fach Maschinenbau einzuschreiben) 
nicht zum gewünschten Ergebnis führte. 

Und auch die Debatten in Deutschland verändern etwas. Bei der 
GEW-Tagung spürte man die Ungeduld derjenigen, die im Sommer pro-
testiert haben und bei einigen gab es die Wahrnehmung, außer Worten 
sei nichts gewesen. Diese Wahrnehmung teile ich nicht. Insbesondere vor 
Ort sind viele aufgewacht und haben gemerkt, dass der Unmut sich schnell 
nicht nur gegen die große Politik richtet, sondern auch an die örtlich Ver-
antwortlichen. Es gibt noch einiges, was wir in der „großen“ Politik verbes-
sern können und auch dafür geben die öffentlichen Debatten Rückenwind, 
aber die Hauptkritik richtete sich in Wirklichkeit gegen die an manchen Or-
ten nicht sehr studierendenfreundliche Umsetzung, z. B. die Überfrachtung 
von Studiengängen und die übertrieben kleinteiligen Prüfungen. Hier wird 
es Verbesserungen geben. 
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Was kann und wird der Bund noch tun?

Zentralstaatliche Vorgaben oder Hochschulautonomie?

So weit zum Wert der Debatten. Nun zur Frage, ob es darauf ankommt, etwas 
zentral zu regeln und ob der Bund das kann. Schon vor, aber erst recht nach 
der Föderalismusreform, nehmen die Länder ihre gesamtstaatliche Verant-
wortung auch dadurch wahr, dass sie bestimmte Dinge gemeinsam bundes-
weit regeln. Mit Blick auf den gemeinsamen Europäischen Hochschulraum 
frage ich mich: Macht eine zentral-deutsche Regelung überhaupt noch Sinn? 
Ist ein Laisser-faire unter den Bundesländern nicht effektiver? Würde größere 
Flexibilität der Hochschulen im Rahmen der sehr großzügigen Bologna-Re-
geln nicht zu ebenso guten oder langfristig sogar besseren Lösungen führen?

Ein Beispiel aus den ländergemeinsamen Strukturvorgaben: „…  Mas-
terstudiengänge sind nach den Profiltypen ‚stärker anwendungsorientiert‘ 
und ‚stärker forschungsorientiert‘ zu differenzieren. Die Hochschulen legen 
für jeden Masterstudiengang das Profil fest. Masterstudiengänge können 
nur akkreditiert werden, wenn sie einem der beiden Profitypen zugeord-
net sind …“. Was würde passieren, wenn diese Regelung nicht existieren 
würde? Wie ist ein Studiengang einzuordnen, in dem sich Professoren mit 
ihren Studierenden der angewandten Forschung widmen wollen? Welche 
Entscheidungshilfe geben wir Arbeitgebern und Arbeitgeberinnen, die nun 
auf deutsche Absolventen und Absolventinnen treffen, die klar dem Profil an-
wendungsorientiert (= für die Praxis brauchbar?) oder forschungsorientiert 
(= sollte an der Uni bleiben?) zugeordnet sind und bei denen sich zugleich 
englische, niederländische und österreichische Absolventen und Absolven-
tinnen bewerben, die „einfach nur Master sind“? Ich sage gar nicht, dass 
diese Profilierung sinnlos ist. Wenn eine Hochschule im Diploma supplement 
den potenziellen Arbeitgebern und Arbeitgeberinnen ein treffendes und klar 
profiliertes Bild von den erworbenen Kompetenzen der Absolventen und Ab-
solventinnen verschaffen kann, dann ist das sinnvoll, aber dafür reicht völlig 
aus, den Hochschulen vorzuschreiben, dass sie ein aussagekräftiges Diploma 
supplement erstellen sollen. Das ist das, was Bund und Länder, die European 
University Association, die European Student’s Union, Arbeitgeber/-innen 
und Gewerkschaften sowie 45 andere Staaten in Europa beschlossen haben. 
Die Vorgabe bestimmter Profiltypen ist Überregulierung, die Beschränkung 
auf zwei Typen ein völlig unnötiger Eingriff in die Hochschulautonomie. 

Paradoxerweise ist es in Zukunft zunehmend im nationalen Inte-
resse, Hochschulpolitik nicht nur national, sondern vor allem hochschul-
spezifisch und europäisch zu denken. Dabei bleibt für die Regierungen 
von Bund und Ländern genügend zu tun, denn natürlich müssen wir im 
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gemeinsamen Interesse zu den europäischen Fragen nationale Positionen 
entwickeln, die wir in Brüssel und im Bologna-Prozess vertreten. Die För-
derung von Mobilität, die Werbung für den Studien- und Wissenschafts-
standort Deutschland, die Förderung einer möglichst großen Teilhabe an 
Bildung sind Aufgaben, die das volle Engagement von Bund und Ländern 
verdienen. Dabei hat der Bund, insbesondere mit seinen Zuständigkeiten 
aus Artikel 74 Absatz 1 Ziffer 13 GG (Regelung der Ausbildungsbeihilfen) 
und Artikel 91b Ziffer 2 GG (Zusammenwirken von Bund und Ländern bei 
Vorhaben der Wissenschaft und Forschung an Hochschulen) sowie durch 
die Wahrnehmung der Rechte als Mitgliedstaat der EU im Hochschulbe-
reich ganz wichtige Aufgaben. Dass der Bund in allen genannten Bereichen 
eng mit den Ländern zusammenarbeiten muss, um erfolgreich zu sein, ist 
eine Chance, denn erst die Zusammenschau aus den verschiedenen Pers-
pektiven ermöglicht eine gute Gesamtbeurteilung. 

Rahmenbedingungen schaffen für einen fairen Wettbewerb

National besteht die Herausforderung heute nicht mehr darin, zu bestimmen, 
was die Hochschulen im Einzelnen tun oder lassen sollen. Die Herausforde-
rung, vor der wir stehen, ist die Gestaltung der Rahmenbedingungen in einer 
Weise, die den Hochschulen einen fairen Wettbewerb um Studierende und 
um Forschungsergebnisse und natürlich gute Studienbedingungen ermög-
licht. Wenn Mobilität durch BAföG und Stipendien, Anerkennung von Stu-
dienleistungen und liberale Reisebedingungen erleichtert wird, dann muss 
eine deutsche Hochschule vor allem attraktiv für deutsche und ausländische 
Studierende sein, um langfristig Erfolg zu haben. Das erfüllt im Ergebnis alle 
Forderungen, die Studierende haben – natürlich Studierbarkeit und Qualität 
des Studiums. Wenn unsere Forschungsförderung die vollen Kosten der For-
schung deckt, dann ist eine Universität erfolgreich, wenn sie im Wettbewerb 
um Forschungsmittel die besten Leistungen bringt. Wir fordern von den Hoch-
schulen nicht Wohlverhalten, sondern Ergebnisse. Zwei unserer wichtigen 
Ziele für die nächste Legislaturperiode sind deshalb wieder die Förderung der 
Mobilität, Stärkung der Lehre und eine bessere Erstattung der Forschungs-
kosten. Schön, dass wir darüber im Gespräch bleiben, … es lohnt sich.

Literatur
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Kurskorrektur oder Kurs halten? Die KMK als 
Rahmengeberin der Bologna-Umsetzung

 Birger Hendriks

Das ehrgeizige Ziel des Bologna-Prozesses, bis zum Jahr 2010 einen „Euro-
päischen Hochschulraum“ zu schaffen, ist zwar nicht voll erreicht – schon 
deswegen nicht, weil ein Teil der jetzt 46 Mitgliedstaaten erst vor wenigen 
Jahren hinzugekommen ist. In vielen Ländern, auch in Deutschland, hat 
sich aber eine Menge getan: Mehr als drei Viertel der Studiengänge sind 
bei uns auf die zweistufige Struktur umgestellt, die Qualitätssicherung ist 
wesentlich vorangekommen, auch bei Themen wie der Orientierung der 
Studiengänge an Lernergebnissen oder der Anerkennung von Studienleis-
tungen hat es Fortschritte gegeben. Überhaupt: Die Lehre an Hochschulen 
zu verbessern, ist weit mehr in den Focus gerückt als dies noch vor 10  Jah-
ren der Fall war. 

Doch bei der Realisierung der Bologna-Ziele sind auch Fehler ge-
macht worden, sei es in bester Absicht, sei es aus Gleichgültigkeit. Die 
Kritik von Studierenden richtet sich nicht nur gegen Studiengebühren und 
nicht ausreichende Betreuungsverhältnisse, sondern auch auf Punkte wie: 

eine sachgerechte Umsetzung der Bachelor-/Masterstruktur mit Mo-
dularisierung, definierten Lernergebnissen, ECTS, 
die Beachtung des „Workload“ und einer angemessenen Prüfungs-
belastung der Studierenden, 
eine Orientierung an den Belangen der Studierenden bei der Lehre 
(„student centered learning“), 
die aus ihrer Sicht mangelnde Beteiligung an den Reformen,
einen Mangel an transparenten Zugängen zu Masterstudiengängen.

Daneben gibt es weitere Kritik, insbesondere an der Förderung der Mobi-
lität der Studierenden. Hierbei geht es vor allem um eine entsprechende 
Gestaltung der Curricula, die das Studieren von Teilen des Studiums im 
Ausland ermöglichen, und um eine transparente Anerkennungspraxis der 
im Ausland erbrachten Studienleistungen.

Anmerkungen zur öffentlichen Kritik

Die Hochschulen in Deutschland haben (im internationalen Vergleich) rela-
tiv spät damit begonnen, die Bologna-Ziele umzusetzen. Deshalb ist es nicht 
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verwunderlich, dass Deutschland innerhalb der 46 Bologna-Staaten zu den 
unteren 30 Prozent zählt, so weit es um die Zahl der Studierenden in Ba-
chelor-/Masterstudiengängen geht (vgl. DUZ-Magazin 2010). Rechtwissen-
schaft ist als eines der Staatsprüfungsfächer in Deutschland noch nicht 
umgestellt – nur in sechs weiteren europäischen Staaten ist dies ebenso. 
Zudem haben erst einige Länder Deutschlands die Lehramtsausbildung 
auf Bachelor- und Masterstudiengänge umgestellt. 

Die erwähnte Kritik betrifft im Wesentlichen nicht die Bologna-Zie-
le selbst, sondern ihre Umsetzung. Sie weist in der Tat Defizite auf. Diese 
Defizite festzustellen war keine Selbstverständlichkeit, weil sie längere Zeit 
überlagert wurden von einer verbreiteten Ablehnung der Bologna-Reform 
als solcher. Manchen passte die ganze Richtung nicht – begleitet von ent-
sprechenden Presseartikeln und dem einen oder anderen Verband. Dabei 
spielt möglicherweise auch der Umstand eine Rolle, dass manche Profes-
soren und Professorinnen sich durch die Forschung definieren, die Lehre 
dagegen keine zentrale Rolle spielt. Der Bologna-Prozess betrifft nun aber 
nahezu ausschließlich die Lehre. Dies war und ist kein leichtes Umfeld 
für die Schritte der Bologna-Reform. Notwendig ist ein Bewusstseinswan-
del bei allen Beteiligten. Man muss allerdings zugleich positiv hervorhe-
ben, dass die Hochschulen trotz der komplexen Herausforderungen die 
Bologna-Reform zu vielen erfolgreichen Ergebnissen geführt haben, wie 
der hohe Grad an Akzeptanz seitens der Studierenden zeigt: Sie sind weit 
überwiegend zufrieden mit den Studiengängen. Untersuchungen CHEPS, 
INCHER und ECOTEC (o.  J.) zufolge sind Bachelor-Absolventen und -Ab-
solventinnen in der Wirtschaft ähnlich akzeptiert wie Diplomierte, und sie 
verdienen nach wenigen Jahren vergleichbare Gehälter.

Die Studiengänge weiterentwickeln

Die Bundesländer hatten sich bereits im Jahr 2003 auf Strukturvorga-
ben für die Umsetzung des Bologna-Prozesses verständigt und damit ihre 
Hausaufgaben gemacht. In diesen Vorgaben waren wesentliche Punkte 
angesprochen, die als Orientierung für die Hochschulen wie für die Akkre-
ditierungsagenturen (bei den Akkreditierungsverfahren) von Bedeutung 
sind. Diese Vorgaben waren verfasst nach dem damaligen Stand. Heute 
bedürfen sie vor dem Hintergrund der inzwischen gewonnenen Erkennt-
nisse und Erfahrungen in manchen Punkten einer Nachbesserung. Dies 
sind Aufgaben der Länder. 
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Die KMK als Rahmengeberin der Bologna-Umsetzung

Bei der notwendigen Umsetzung kommt es vor allem auf die Wei-
terentwicklung der Studiengänge, insbesondere der Bachelorprogramme 
an. Sie sollten als Basisausbildung eine breite Plattform ohne Speziali-
sierung bieten, klar und transparent modularisiert (mit 5 oder 6 Credits 
oder einem Mehrfachen davon) und an Lernergebnissen orientiert sein 
(vgl. Europäische Kommission 2009). Für Spezialisierung und Profilierung 
(der Hochschule) ist Raum bei den Masterstudiengängen. Die Hochschu-
len sollten sich bei dieser Ausgestaltung an den Studierenden, weniger 
an den Interessen der Professoren und Professorinnen orientieren. Dies 
führt von allein zu einer befriedigenden Berücksichtigung des angemesse-
nen „workload“, zu angemessener Prüfungsbelastung und zu verbesserten 
Möglichkeiten der inländischen und ausländischen Mobilität innerhalb des 
Studiums (vgl. KMK 2010). Dies sind Aufgaben der Hochschulen.

Auch die Anerkennung von Studienleistungen liegt im Interesse der 
Studierenden und der Mobilität. Bestandsaufnahmen des Deutschen Aka-
demischen Austauschdienstes (DAAD 2007) und Befragungen von Studie-
renden durch Hochschulen14 haben gezeigt, dass hier einiges verbessert 
werden sollte. Maßgeblich kommt es bei der Anerkennung von auswärti-
gen Studienleistungen nicht auf Gleichwertigkeit mit den heimischen An-
forderungen sondern darauf an, ob wesentliche Unterschiede festzustellen 
sind. Und dies – so sieht es die Lissabon-Konvention vor – muss die Hoch-
schule den Antragstellern und Antragstellerinnen beweisen. Die Studie-
renden sollten schon vor dem Auslandsaufenthalt wissen, worauf sie bei 
dem auswärtigen Studium für dessen Anerkennung achten müssen, und 
sie brauchen entsprechende Informationen und Beratung. 

Die Umsetzung des Bologna-Prozesses, nicht seine Ziele, gilt es 
also zu verbessern. In diesem Sinne geht es für mich als Antwort auf das 
mir gegebene Thema um Kurskorrekturen, damit wir wieder Kurs halten 
können. Diese Korrekturen bleiben eine fortwährende Aufgabe, etwa beim 
Thema Qualitätssicherung. Das gestiegene Bewusstsein der Hochschulen 
für Qualität ist erfreulich, die zum Teil unbefriedigende Programmakkre-
ditierung ist aber nur ein Durchgangsstadium auf dem Weg zu effektivem 
internem Qualitätsmanagement einer jeden Hochschule. Hier ist auch der 
Akkreditierungsrat nach Weiterentwicklung gefragt. 

14  Siehe www.uni-kiel.de/stud/umfragen/index.shtml
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Umsetzung der Bologna-Reformen an 
den deutschen Hochschulen: Erfolge und 
Weiterentwicklung

 Peter A. Zervakis

Die Bologna-Reform ist die umfassendste und tiefgreifendste Studienreform 
der vergangenen Jahrzehnte. Sie fordert die Hochschulen in einer Situa-
tion heraus, in der ein stetig wachsender Anteil eines Altersjahrgangs einen 
Hochschulabschluss erwerben soll, den Hochschulen immer vielfältigere 
und anspruchsvollere Aufgaben gestellt werden, gleichzeitig die Ausstattung 
und insbesondere die Grundfinanzierung jedoch in keiner Weise mit diesen 
wachsenden Anforderungen Schritt halten.

Die Hochschulen haben fast 80 Prozent ihrer Studiengänge auf die 
neue gestufte Bachelor-/Masterstruktur umgestellt (vgl. HRK 2009, S. 5). Aus-
nahmen sind neben den kirchlichen Abschlüssen und wenigen „alten“ Stu-
diengängen die Staatsexamensfächer (vor allem Rechtswissenschaften und 
Medizin), die nicht in den alleinigen Verantwortungsbereich der Hochschulen 
fallen. Mittlerweile sind drei Viertel der Studienanfängerinnen und -anfänger 
in den neuen Studiengängen eingeschrieben. Obwohl es für eine empirisch 
gesicherte Bilanz noch zu früh ist, weil die ersten großen Bachelor- und Mas-
terabsolventenjahrgänge erst in den nächsten Jahren die Hochschulen ver-
lassen werden, lässt sich eine ermutigende Zwischenbilanz ziehen.

Erfolge 

Bologna steht für klare wissenschaftliche Qualifikationsziele und vielerorts 
sind positive Ergebnisse sichtbar: 

Die konsequente Kompetenz- und Lernergebnis-Orientierung so-
wie Studierenden-Zentrierung in den Studiengängen haben dazu 
geführt, dass in Teilbereichen die Studienabbrecherquote erheblich 
gesenkt werden konnte. Besonders bei der Abbrecherrate in den 
Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften an den Universitäten 
sind erfreuliche Rückgänge zu verzeichnen. Eine positive Tendenz 
zeigt sich auch bei den Fächern mit stagnierenden Abbruchquo-
ten wie in den Natur- und Ingenieurwissenschaften. Im Gegensatz 
zu den traditionellen Studiengängen wird heute eine ungünstige 
Studien fachwahl frühzeitig in den ersten Semestern erkannt. Die 
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Studieneingangsphase wird als Folge heterogener Bildungsverläufe 
immer wichtiger, um motivierten Studierenden die Möglichkeit zu 
geben, bestehende Defizite nachzuholen.
Die akademische Lehre gewinnt weiter an Bedeutung. Wurde frü-
her in vielen Fächern vor allem Wissen vermittelt, so werden heute 
verstärkt auch methodische, soziale und persönliche Kompetenzen 
gefördert. In vielen Hochschulen beurteilen die Studierenden die Me-
thodik und Fachdidaktik der Lehrenden in den modularisierten Stu-
diengängen deutlich besser als in den traditionellen Studiengängen. 
Für Bachelor-Absolventinnen und Absolventen zeigt sich schon heu-
te, dass ihre tatsächliche Fachstudiendauer (6,7 Semester) erstmals 
nahe an der durchschnittlichen Regelstudienzeit ihrer Studiengänge 
(6,2 Semester) liegt, was ein enormer Fortschritt im Vergleich zur 
Vergangenheit ist.
Erfreulich positiv sind die Daten der neuesten Absolventenbefragung 
des Kasseler Instituts für Hochschulforschung (INCHER). Demnach 
sind die deutschen Bachelorstudierenden mobiler als bislang ange-
nommen: So nutzten 35 Prozent der befragten Bachelor-Absolventen 
und -Absolventinnen der Fachhochschulen sowie 32 Prozent aus Uni-
versitäten im Rahmen ihres Studiums die Möglichkeit eines – wenn 
auch immer kürzeren – Auslandsaufenthalts. Innerhalb von Deutsch-
land wechseln 14 Prozent aller Studierenden ihre Hochschule. Offen-
sichtlich nutzen die meisten Studierenden das „Mobilitätsscharnier“ 
zwischen Bachelor und Master für einen Hochschulwechsel.
Durch die Einführung des ECTS-Punktesystems wurde europaweit 
eine gemeinsame Sprache gefunden, um auf Grundlage von Lerner-
gebnissen die Mobilität der Studierenden und die Durchlässigkeit zwi-
schen den verschiedenen Hochschultypen erheblich zu erleichtern.
Nicht zuletzt Transparenzinstrumente wie das Diploma Supplement 
verhelfen den neuen Studienabschlüssen zu besserer Verständlich-
keit und mehr Anerkennung auch auf dem Arbeitsmarkt.
Zur steigenden Akzeptanz der Abschlüsse, besonders des Bache-
lors, auf dem Arbeitsmarkt hat das INCHER in seiner Absolventen-
befragung 2008 vor Kurzem festgestellt, dass rund 22 Prozent der 
Bachelor-Absolventen und -Absolventinnen von Universitäten und 
sogar 59 Prozent von Fachhochschulen den Direkteinstieg in den 
Beruf wählen, und dies nach ähnlichen Suchzeiten und auf ebenso 
zufriedenstellende Positionen wie Absolventen und Absolventinnen 
traditioneller Abschlüsse.
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Erfolge und Weiterentwicklung

Die Qualitätssicherung ist über die praktizierte Akkreditierung fest 
in den Hochschulen verankert und ergänzt dort sinnvoll die internen 
Qualitätssicherungsmaßnahmen. Durch die Vereinbarung vergleich-
barer Mindeststandards und das Erfordernis der externen Begutach-
tung wird Vertrauen in ganz Europa geschaffen, das die Grundlage 
ist für grenzüberschreitende Hochschulkooperationen und für die 
Anerkennung von im Ausland erbrachten Studienleistungen. 

Weiterentwicklung der Bologna-Reformen: Konsolidierung  
und Flexibilisierung 

Da sich die grundlegenden Strukturelemente der Reform noch in der Um-
setzung befinden, sind in keinem europäischen Mitgliedsland alle Ziele 
des Bologna-Prozesses vollständig erreicht worden, wie das Ministertref-
fen im Jahr 2009 festgestellt hat. Die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) 
hat früh auch mithilfe ihrer Bologna-Projekte begonnen, die Umsetzung 
der Reform in den deutschen Hochschulen offen und intensiv zu diskutie-
ren und zu begleiten (vgl. Zervakis 2010, S. 174 ff.). 

Klagen über eine Überlastung der Studierenden und mangelnde Ei-
genverantwortung wurden auch im Rahmen der Bildungsproteste durch die 
Studierenden thematisiert. Obwohl Umfragen belegen, dass in den neuen 
Studiengängen der allgemeine zeitliche Arbeitsaufwand aller Studierenden 
durchschnittlich nicht oder nur geringfügig gestiegen ist, wird der gefühlte 
„Notendruck“ besonders in den ersten Semestern von den Studierenden 
stark wahrgenommen. Um ein erfolgreiches Studium zu gewährleisten, 
müssen Lehr-, Lern- und Prüfungsformen stärker aufeinander sowie unter 
den Lehrenden abgestimmt werden. Hier gilt es, auf „Studierbarkeit“ und 
Attraktivität der Curricula zu achten. Sie müssen ausreichend Freiräume 
geben, um auch selbst organisiertes Arbeiten und Lernen zu stimulieren. 
Die gestuften Studienstrukturen gewinnen besonders dann weiter an At-
traktivität, wenn in ihrer Gestaltung die studentische Arbeitszeit, die Ak-
zeptanz auf dem Arbeitsmarkt und die Einrichtung von flexiblen Modellen 
für Vollzeit- und Teilzeitstudierende hinsichtlich der vielfältigen Bildungs-
wege systematisch berücksichtigt werden. 

Die Hochschulen haben diese Defizite erkannt und sind dabei, ihre 
Studiengänge zu überarbeiten und die vielfältigen Flexibilisierungspoten-
tiale, die die Bologna-Reform anbietet, zu nutzen. Allerdings benötigt die 
Reform eine um mindestens 15 Prozent erhöhte Lehrkapazität, wie die 
HRK unter Berufung auf den Wissenschaftsrat dargelegt hat. 
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Nachdem die Hochschulen ihre Prioritäten für die Weiterentwicklung 
des Reformprozesses gesetzt und in der HRK geeignete Strategien zu deren 
Umsetzung diskutiert und verabredet haben (vgl. ebd., S. 180 f.), die sie suk-
zessive umsetzen, reagieren auch die Länder. In einer gemeinsamen Erklä-
rung von HRK und KMK vom 10.12.2009 wird zugesagt, für „ein qualitäts-
volles Studium“ zu sorgen und „die internationale Mobilität der Studierenden 
zu fördern“. Dies setze „gute Studienbedingungen“ voraus. Die Kultusminis-
terkonferenz (KMK) wird die Ländergemeinsamen Strukturvorgaben flexi-
bilisieren und keine spezifischen Länderregelungen gelten lassen, „die die 
Gestaltungsfreiheit der Hochschulen einengen“. 

Die HRK drängt darauf, die soziale Dimension von Bologna deut-
licher zu machen, in dem das Studium flexibilisiert und angemessen finan-
zierte Zusatzangebote ermöglicht werden. Die Zugänge zum Studium müs-
sen transparenter und offener werden: für Studierende aus dem In- und 
Ausland, aus „klassischen“ Bildungsverläufen und aus Bildungsbiografien, 
die heute noch als ungewöhnlich gelten. Eine große Diversität der modu-
larisierten Studienangebote ist eine gute Grundlage, um unterschiedlichen 
Qualifikationswünschen zu entsprechen. Mehr Transparenz bei der Hoch-
schulzugangsprüfung gewährleistet außerdem größere Durchlässigkeit aus 
der beruflichen Bildung. Hierzu bedarf es eines Ausbaus von Teilzeitstu-
diengängen sowie von weiterbildenden, berufsbegleitenden (Master-)Stu-
diengängen und einer verstärkten qualitätsorientierten Anerkennung von 
außerhochschulisch erbrachten Leistungen. Ergänzende Beratungsleistun-
gen, Brückenkurse und familiengerechte Infrastrukturen sind unerlässlich. 
Der Europäische Hochschulraum kann nur in einem intensiven Austausch 
mit den Hochschulen und den nationalen Hochschulsystemen in Europa 
verwirklicht werden und über einen kontinuierlichen Prozess der Koordi-
nierung, Weitergabe und Übernahme von Beispielen erfolgreicher Reform-
praxis. 
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Macht der Bachelor krank? 
Studieren zwischen Druck, Kontrolle und 
Konkurrenz – Anforderungen an eine neue 
Studierendengeneration

 Achim Meyer auf der Heyde

Zwei Vorbemerkungen und eine Klarstellung vorweg: Je nach Perspekti-
ve und persönlicher Haltung zum Bologna-Prozess mag es eine Enttäu-
schung sein – oder eine Erleichterung: Nein, der Bachelor macht nicht 
krank. Zumindest nicht nach den heute vorliegenden empirischen Stu-
dien – und derer gibt es leider nicht sehr viele. Nein, der Bachelor macht 
nicht krank, aber es gibt auch keinen Grund, die Hände in den Schoß zu 
legen.

Erste Vorbemerkung: Im September 2009, als die Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft zu ihrer Wissenschaftskonferenz „Endsta-
tion Bologna?“ eingeladen hatte, war die erste Welle der Studierenden-
Proteste gegen den Bachelor in seiner deutschen Form etwas abgeklun-
gen, die zweite Welle lief gerade an. Seitdem hat sich einiges getan. Die 
Kultusministerkonferenz, die Hochschulrektorenkonferenz, selbst der 
Akkreditierungsrat – alle geloben als Reaktion auf die Proteste Besserung 
bei Bachelor, sprich: weniger Stoff, weniger Prüfungen, eine Lockerung 
der Anwesenheitskontrollen, mehr „Studierbarkeit“, größere Zeitfenster. 
Wenn dieser Tagungsband erscheint, ist der Bachelor vielleicht ein ande-
rer – hoffentlich: besserer! –, als der Bachelor vom Sommer 2009. 

Zweite Vorbemerkung: „Der Bachelor“, das ist schon eine arge 
Verkürzung, wenn man bedenkt, dass ungefähr drei Viertel der mehr als 
11000 Studiengänge an mehr als 350 Hochschulen in Deutschland ihre 
Studiengänge auf Bachelor und Master umgestellt haben. Die hochschul-
politische Debatte des Jahres 2009 nahm teilweise groteske Züge an. Al-
les, was an Deutschlands Hochschulen schlecht läuft; alle Versäumnisse 
und Probleme der letzten Jahrzehnte wurden nach dem Prinzip pars pro 
toto „dem Bachelor“ zugeschrieben. Diese Debatte hatte teilweise hyste-
rische Züge; eine sachlichere Auseinandersetzung ist dringend geboten. 

B | 4
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Druck? Welcher Druck?

Im Gegensatz zur Physik, wo Druck gemessen werden kann, ist der „Druck“ 
in einem Bachelor-Studium nicht ganz so einfach zu quantifizieren. Auch 
wenn unterstellt wird, dass viele Bachelorstudiengänge stofflich überfrach-
tet sind, dass die Prüfungsdichte zu hoch und der Leistungsdruck von An-
fang an hoch ist, weil jede Prüfungsnote in die Examensnote einfließt – wie 
stark sich die Betroffenen in einem solchen Studiensystem unter Druck füh-
len, kann individuell unterschiedlich sein. 

Die regelmäßigen „Studierendensurveys“ der Bundesregierung 
(zuletzt Bargel et al. 2008) zeichnen ein differenziertes Bild. Tino Bargel, 
Mitautor der Studien, brachte es beim Jahrestreffen der Beraterinnen und 
Berater aus den Studentenwerken im November 2009 auf den Punkt: „Die 
gegenwärtigen Studierenden haben mehr Druck, fühlen mehr Druck und 
machen sich selbst mehr Druck“ (Bargel 2009). Dieser Druck wirkt sich 
insbesondere in den ingenieurwissenschaftlichen Studiengängen an den 
Fachhochschulen aus: diese verzeichnen steigende Studienabbrüche. Dem-
gegenüber wirkt sich die Strukturierung der geisteswissenschaftlichen Stu-
diengänge an den Hochschulen was die Zahl der Studienabbrüche betrifft, 
positiver aus (vgl. Heublein et al.). 

Der objektive Druck

Bachelor-Studierende stehen unter Finanzierungsdruck: Wie die regel-
mäßigen Sozialerhebungen des Deutschen Studentenwerks (DSW, zuletzt 
Isserstedt et al. 2007) belegen, gehört das Jobben noch immer zu den 
wichtigsten Säulen der Studienfinanzierung, neben dem Elternunterhalt 
und dem BAföG. 63 Prozent der Studierenden jobben derzeit; ohne den Ne-
benjob könnte ein Drittel der Studierenden sich das Studium schlicht nicht 
leisten. In fünf Bundesländern werden Studiengebühren von 500 Euro im 
Semester erhoben, auch das setzt viele Studierende und ihre unterhaltsver-
pflichteten Eltern unter Druck, vor allem das gute Drittel der Studierenden, 
das mit weniger als dem aktuellen BAföG-Höchstsatz von 648 Euro im Mo-
nat auskommen muss. Für 40 Prozent der Studierenden ist die Studien-
finanzierung nicht gesichert. Die Sozialberatungsstellen der Studentenwer-
ke verzeichneten im Jahr 2008 gegenüber dem Vorjahr einen Anstieg der 
Beratungskontakte um 27 Prozent; die Studienfinanzierung ist das Thema, 
zu dem die Studierenden den größten Beratungsbedarf haben (vgl. DSW 
2009).
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Zeitliche Konflikte zwischen Bachelorstudium und notwendiger Er-
werbsarbeit zur Studienfinanzierung bleiben da nicht aus. Schon das alte 
Studiensystem war auf die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Studie-
renden schlecht eingestellt, der Bologna-Prozess hat diesen Konflikt ver-
schärft. Im Sommer 2006, als die jüngste Sozialerhebung durchgeführt 
wurde, lagen die Bachelorstudierenden bei der zeitlichen Belastung mit 
36  Stunden pro Woche an zweiter Stelle, hinter den Staatsexamens-Studi-
engängen (ohne Lehramt), für die die Studierenden im Schnitt 41 Stunden 
die Woche aufwenden müssen, und vor den alten Diplom- (34 Stunden) 
bzw. Magister-Studiengängen (30 Stunden). Die zeitliche Belastung ist ge-
stiegen, allerdings dürfte der Zeitaufwand nicht der ausschließliche Grund 
für den „Druck“ sein. 

Der gefühlte Druck

Für Bargel (2009) ist es vor allem die Art der Leistungserbringung im Ba-
chelorstudium, die die Studierenden subjektiv belastet: permanente Leis-
tungskontrollen, Präsenzpflicht und Sanktionen, eine enge Folge der Prü-
fungsabläufe und hohe Intransparenz. Viele Bachelorstudierende scheinen 
sich ausgeliefert zu fühlen, die Steuerung über ihr Studium ist ihnen aus 
der Hand genommen.

Der selbst gemachte Druck

Studierende stehen heute unter einem ganz anderen gesellschaftlichen 
Erwartungsdruck als frühere Generationen. Beste Noten, ein rasches Stu-
dium, attraktive Praktika, ein Auslandsaufenthalt, dazu bitte etwas sozia-
les Engagement, mehrere Fremdsprachen – solche Idealbilder, oder viel-
leicht besser: Zerrbilder eines „idealen Studenten“ sind vorherrschend und 
werden vor allem von der Wirtschaft kräftig genährt. Man sollte die Macht 
solcher Bilder und ihre Wirkung auf junge Menschen nicht unterschätzen. 
Bis zur weltweiten Finanzkrise war der gesellschaftliche Diskurs über die 
Globalisierung von neoliberalen hypertrophen Dogmen dominiert, denen 
zufolge Staaten, aber auch der Einzelne, sich in einem globalen Wettstreit 
um Ressourcen, Märkte, Jobs und Chancen befinde. Für die heutige Gene-
ration von Hochschülern und Hochschülerinnen ist Konkurrenz kein bloßer 
Begriff, sondern tägliche Realität, genauso wie die Sorge um den späteren 
Arbeitsplatz angesichts der Wirtschaftskrise und der noch nicht hinreichen-
den Klarheit, ob das Beschäftigungssystem die Absolventen und Absolven-
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tinnen auch adäquat aufnimmt. Die Studierenden von heute wollen eine 
kürzere Studiendauer, sie nehmen sich eine höhere Intensität vor und stre-
ben einen sehr guten Abschluss an (vgl. Bargel 2009).

Macht dieser Druck krank?

19 Prozent der Studierenden haben gesundheitliche Probleme, und wiede-
rum 11 Prozent von ihnen – also zwischen 1 und 2 Prozent der Studieren-
den insgesamt – leiden an einer psychischen Erkrankung (vgl. Isserstedt 
et al. 2007). Ob und in welchem Ausmaß die neuen Bachelor- und Master-
Studien gänge zu mehr psychischen Erkrankungen oder Erkrankungen ge-
nerell führen, muss erst erforscht werden. Die 19. Sozialerhebung des DSW, 
die im Frühjahr 2010 vorgestellt werden soll, kann vielleicht erste Antwor-
ten liefern. Zudem ist zwischen psychischen Erkrankungen und Not- bzw. 
Krisensituationen unterscheiden, in die die Studierenden vorübergehend 
geraten und die sie psychisch belasten. In den neuen Studiengängen mit 
ihrer hohen Prüfungsdichte werden Studierende im Vergleich mit vielen 
alten Studiengängen sehr früh und sehr deutlich mit hohen Anforderungen 
bezüglich ihres Umgangs mit Stress, Prüfungen, Zeit- und Selbstmanage-
ment konfrontiert. 

Mit fast 80000 Beratungskontakten verzeichnen die psychologi-
schen Beratungsstellen der Studentenwerke im Jahr 2008 einen deutlichen 
Anstieg von mehr als 20 Prozent gegenüber dem Jahr 2007. Die häufigsten 
Themen: Lern- und Arbeitsstörungen, Leistungsprobleme, Arbeitsorgani-
sation und Zeitmanagement, Prüfungsangst, depressive Verstimmungen, 
Identitäts- und Selbstwertprobleme. Mehr als 23000 Studierende ließen 
sich 2008 in Einzel- oder Gruppengesprächen bei den Studentenwerken 
psychologisch beraten (vgl. DSW 2009). Daraus nun aber den Schluss zu 
ziehen, „der Bachelor“ mache per se krank, depressiv oder er überfordere 
die Studierenden generell, ist zu kurz gegriffen. Die Studierenden nehmen 
psychologische Beratung heute viel selbstverständlicher in Anspruch als 
früher, gleichzeitig hat sich auch das Angebotsspektrum der Studentenwer-
ke deutlich erweitert. Sie bieten den Studierenden über die psychologischen 
Beratungsstellen Kurse und Coachings, etwa zu Stressmanagement oder 
zu Lerntechniken. Das Studentenwerk Oldenburg zum Beispiel summiert 
unter dem Titel „Starker Start ins Studium“ Kurse und Workshops, in denen 
die Studierenden Lerntechniken vermittelt bekommen und sich in Einzel- 
und Gruppenvorträgen üben.
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Fazit: Bachelor brauchen Beratung

Der Bachelor macht nicht krank, aber der Beratungsbedarf der Bachelor-
studierenden nimmt definitiv zu. Sie brauchen nicht nur mehr fachliche 
Betreuung und Beratung, sondern auch deutlich mehr studienbegleitende 
Beratung, vor allem zur Studienfinanzierung und zum Umgang mit Stress 
und Prüfungen. Diese Entwicklung wird sich noch verschärfen, sollten die 
Hochschulen weiterhin die Betreuungsrelation zwischen Lehrenden und 
Lernenden nicht verbessern können und sollten die Studentenwerke wei-
terhin keine zusätzliche Unterstützung der Länder für mehr Beratungsan-
gebote erhalten. An die neuen Studierendengenerationen stellen die neuen 
Studiengänge hohe Leistungsanforderungen. Die gesellschaftlichen Erwar-
tungen sind ebenfalls hoch, wenn nicht unerfüllbar, und die Studierenden 
setzen sich selbst unter Druck. Der Bachelor ist damit Ursache und Symp-
tom zugleich.
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Der Bachelor auf dem Arbeitsmarkt: Erfahrungen 
der Wirtschaft mit einem neuen Studienabschluss

  
 Henning Dettleff

Was neu ist, stößt manchmal auf hartnäckiges Misstrauen. Dies zeigte sich 
auch bei der Diskussion um den Bachelor. Zur Kritik an der Gestaltung 
der Studiengänge selbst gesellte sich immer wieder die Behauptung, Ba-
chelorabsolventen und -absolventinnen hätten nur geringe Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt, sie würden als Sachbearbeiter/-innen beschäftigt und 
weit unterdurchschnittlich entlohnt. Den Unkenrufen folgte auch die Selbst-
einschätzung der Absolventen und Absolventinnen: Nur 37 Prozent der 
Studienanfänger/-innen nehmen ihr Bachelorstudium mit der Überzeugung 
auf, dass sie als Absolventen gute Einstiegsmöglichkeiten auf dem Arbeits-
markt haben (vgl. HIS 2008, S. 172). Von allen Studierenden glauben gar 
nur 12 Prozent, dass der Bachelorabschluss auf das Berufsleben vorbereite 
(vgl. BMBF 2008, S. 44). 

Unbestritten ist die Bologna-Reform ein Lernprozess sowohl für die 
Hochschulen, die Studierenden und die Absolventen und Absolventinnen, 
als auch für die Unternehmen. Die Arbeitgeber/-innen haben jedoch in der 
öffentlichen Diskussion von Anfang an besonders auf die damit verbunde-
nen Chancen hingewiesen. Sie haben daher nicht nur den Bologna-Prozess 
und seine Ziele unterstützt, sondern auch die Bachelorabsolventen und -ab-
solventinnen ausdrücklich zum frühen Einstieg in eine Berufstätigkeit er-
muntert. Dazu dienten die drei Erklärungen „Bachelor Welcome!“, die von 
führenden deutschen Unternehmen erstmals 2004 und dann erneut 2006 
und 2008 veröffentlicht wurden.15 Diese Erklärungen sind von der Überzeu-
gung getragen, dass die Stufung der Studienstruktur dem differenzierten 
Bedarf des Arbeitsmarktes an wissenschaftlich ausgebildeten Fachkräften 
entspricht. Gerade für Bachelorabsolventen und -absolventinnen entstehen 
zudem neue Berufsmöglichkeiten durch steigende Qualifikationsanforde-
rungen in vielen Tätigkeitsfeldern (Stichwort Akademisierung), etwa in den 
Bereichen Gesundheit und Pflege, Erziehung und Soziale Arbeit. Darüber 
hinaus können sie sich zu einem späteren Zeitpunkt noch für ein Masterstu-

15  Die Erklärungen sind abrufbar unter http://www.stifterverband.de/wissenschaft_und_
hochschule/hochschule_und_wirtschaft/bachelor_welcome/index.html
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dium entscheiden, das sie in Vollzeit oder parallel zu einer Berufstätigkeit 
absolvieren. Die Entscheidung, ob das Studium fortgesetzt werden soll, 
muss in Zeiten des Lebenslangen Lernens eben nicht unwiderruflich am 
Ende des Bachelorstudiums getroffen werden, sondern kann auch später 
erfolgen.

Erwartungen der Wirtschaft

Die Aussichten auf dem akademischen Arbeitsmarkt hängen entscheidend 
vom Kompetenzprofil der Absolventen und Absolventinnen ab. Unabhän-
gig von Hochschultyp, Abschlussart und Studienfach erwarten Arbeitge-
ber von Hochschulabsolventen und -absolventinnen wissenschaftliches 
Fach- und Methodenwissen, die Fähigkeit zur Anwendung des Wissens im 
beruflichen Handeln sowie Schlüsselkompetenzen, die im besten Fall in-
tegriert und im fachlichen Kontext vermittelt wurden (vgl. Pankow 2008). 
Gewünschte Schlüsselkompetenzen sind vor allem Teamfähigkeit, selbst-
ständiges Arbeiten, Eigeninitiative und Kommunikationsfähigkeit. Auch 
interkulturelle Kompetenzen, die durch Auslandsaufenthalte erworben 
werden, haben für Unternehmen große Bedeutung. 

Wissenschaftlichkeit, Praxisbezug und die Vermittlung von Schlüs-
selkompetenzen zeichnen also ein Studium aus, das Hochschulabsolventen 
und -absolventinnen erfolgreich auf den Arbeitsmarkt vorbereitet. Beschäf-
tigungsfähigkeit heißt für sie eben nicht, dass berufspraktisches Wissen 
und Arbeitsroutinen beherrscht werden. Arbeitgeber/-innen erwarten von 
den Hochschulen vielmehr, dass sie ihre Studierenden breit auf komple-
xe Herausforderungen in Gesellschaft und Arbeitsleben vorbereiten. Ge-
nau das tun sie, wenn sie sie zum eigenständigen methodengeleiteten und 
reflektierten Handeln in neuen Kontexten anleiten. Nicht umsonst haben 
Vertreter/-innen der Arbeitgeber, Industrie und Hochschulen zum Thema 
Beschäftigungsfähigkeit ein gemeinsames Verständnis formuliert, das den 
Anforderungen der Wirtschaft und der Wissenschaft gleichermaßen Rech-
nung trägt (vgl. BDA 2008). 

Speziell von Bachelorabsolventen und -absolventinnen erwarten 
Unternehmen eine breite wissenschaftliche Grundlagenbildung ohne starke 
fachwissenschaftliche Spezialisierung, ausgeprägte Schlüsselkompetenzen 
und einen souveränen Umgang mit wissenschaftlichen Methoden. Einer 
starken fach lichen Ausdifferenzierung der Studiengänge stehen sie daher 
eher skeptisch gegenüber. Je nach Branche und Aufgabenbereich sind diese 
Erwartungen unterschiedlich gewichtet. Auch der Anteil neu eingestellter 
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Absolventen und Absolventinnen mit Bachelor- oder Masterabschluss oder 
mit Promotion ist branchen- und tätigkeitsabhängig. Dies ist nicht neu: 
Auch schon vor Bologna gab es etwa in den Naturwissenschaften einen 
erheblichen Anteil promovierter Berufseinsteiger/-innen. Der Vorteil der 
gestuften Studienstruktur liegt jedoch gerade darin, den zunehmend diffe-
renzierten Akademikerarbeitsmarkt besser abdecken zu können. 

Ein wichtiges Erfolgskriterium ist eine positive Grundstimmung für 
Bologna an den Hochschulen. Der Bachelorabschluss erfährt gerade aus 
der Mitte der Hochschulen scharfe und oft unberechtigte Kritik, die in der 
Presse vielfältig aufgegriffen wird. Dass dies bei den Studierenden bereits 
deutliche Wirkung zeigt, belegen die erwähnten Zweifel an den eigenen Be-
schäftigungschancen. Hieraus erwächst ein Imageproblem, das auch Unter-
nehmen nicht unberührt lässt. Verunsichert sind vor allem viele kleine und 
mittelständische Unternehmen. Wer dagegen bereits Erfahrungen mit Ba-
chelorabsolventen und -absolventinnen gemacht hat, weiß viel Positives zu 
berichten. Ein Blick in die jüngste Vergangenheit relativiert viele der vorge-
brachten Prophezeiungen. Düstere Aussichten waren bereits das Schicksal 
der Absolventen und Absolventinnen in den 1960 eingeführten Magister-
studiengängen. Auch der Magister hatte das Image, für die Arbeitslosigkeit 
zu qualifizieren. Gute Stellen haben die Absolventen und Absolventinnen 
dennoch bekommen. 

Die ersten Erfahrungen

Im Prüfungsjahr 2008 haben etwa 13 Prozent aller Hochschulabsolventen 
und -absolventinnen ihr Studium mit einem Bachelor beendet.16 Nach wie 
vor liegt der Anteil der Bachelorabsolventen und -absolventinnen damit 
deutlich unter dem der Diplom- und Magisterabsolventen und -absolventin-
nen (63 Prozent), ist aber in den vergangenen Jahren erheblich gestiegen 
(2006: 5,7 Prozent; 2007: 8,2 Prozent). Da die absolute Zahl der verliehe-
nen Bachelorabschlüsse 2007 bereits bei über 23000 und 2008 gar bei fast 
40000 lag, lassen sich nunmehr auch erste empirisch fundierte Aussagen 
zu deren Akzeptanz am Arbeitsmarkt machen. 

Der DIHK hat zu diesem Thema 2007 eine Umfrage durchgeführt, 
an der sich mehr als 2000 Unternehmen beteiligt haben (vgl. Pankow 2008). 
Demnach hatten 25 Prozent der 2007 eingestellten Hochschulabsolventen 
und -absolventinnen einen Bachelor. Zwei Drittel der Unternehmen waren 

16  Diese und die folgenden Angaben basieren auf Daten des Statistischen Bundesamtes.
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mit den Leistungen ihrer neu eingestellten Bachelorabsolventen und -ab-
solventinnen zufrieden. Dieser Wert liegt nur geringfügig unter der entspre-
chenden Quote für Masterabsolventen und -absolventinnen (70 Prozent). 
Bei den Schlüsselkompetenzen haben sie nach Einschätzung der Unterneh-
men – und auch nach Selbsteinschätzung der Absolventen und Absolven-
tinnen – sogar eine besondere Stärke und liegen mindestens gleichauf mit 
den Absolventen und Absolventinnen anderer Studiengänge (vgl. Briedis 
2007, S. 63 ff.).

Doch nicht nur die Unternehmen, auch die Bachelorabsolventen 
und -absolventinnen selbst berichten über gute Erfahrungen auf dem Ar-
beitsmarkt. Nur drei Monate brauchen sie im Durchschnitt, um nach ihrem 
Abschluss eine Berufstätigkeit zu finden. Die Arbeitslosigkeit liegt bei ih-
nen mit 3 Prozent so niedrig wie bei anderen Hochschulabsolventen und 
-absolventinnen. Bei einem deutlich geringeren Durchschnittsalter ist ein 
großer Teil nach 18 Monaten bereits unbefristet beschäftigt. Ebenfalls in 
gleichem Maße wie andere Hochschulabsolventen und -absolventinnen 
sind Berufseinsteiger und -einsteigerinnen mit Bachelorabschluss mit ihrer 
Tätigkeit zufrieden und empfinden sie als ausbildungsadäquat (vgl. Teich-
ler/Schomburg 2009). Bachelorabsolventen und -absolventinnen erhalten 
zudem attraktive Einstiegsvergütungen. Im Durchschnitt erhalten sie zwar 
etwas geringere Einstiegsgehälter als die Absolventen und Absolventinnen 
der Diplom- bzw. Magisterstudiengänge. Es deutet sich jedoch an, dass die 
Gehaltsentwicklung gerade bei zielgerichteter Weiterbildung positiv ver-
läuft. In den Ingenieurwissenschaften und der Informatik gibt es derzeit 
kaum Unterschiede zwischen den Abschlussgruppen.

Im Jahr 2007 haben sich bereits drei von fünf Bachelorabsolventen 
und -absolventinnen der Fachhochschulen für den direkten Einstieg in eine 
Berufstätigkeit entschieden. Bei den Universitäten ist dies bisher nur einer 
von fünf. Es bleibt zu hoffen, dass nach Konsolidierung des Reformprozes-
ses noch mehr junge Menschen frühzeitig den Schritt in die Arbeitswelt 
wagen. Die Voraussetzungen auf dem Arbeitsmarkt sind hierfür bereits ge-
geben.

Fazit

Die vorliegenden Studien belegen, dass der Bachelorabschluss auf dem Ar-
beitsmarkt eine hohe Akzeptanz erfährt und diejenigen, die an einer Be-
rufstätigkeit interessiert sind, attraktive Beschäftigungsmöglichkeiten fin-
den. Die Unternehmen haben geeignete Beschäftigungsfelder entwickelt, 
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die von Berufseinsteigern mit Bachelorabschluss als im Niveau angemes-
sen und zufrieden stellend empfunden werden. Die Umstellung auf Bache-
lor- und Masterabschlüsse hat sich damit als arbeitsmarktpolitischer Erfolg 
erwiesen. 
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Mobilität im Europäischen Hochschul- und 
Forschungsraum: Rahmenbedingungen und 
Hindernisse für Studierende und Beschäftigte

 Walter Mönig

Die Europäisierung unserer Lebens- und Arbeitsbedingungen ist in den 
vergangenen zehn Jahren mächtig vorangeschritten, ohne dass uns dies 
immer bewusst wird. Hierfür stehen die Einführung des Euro, Fortschritte 
bei der Verwirklichung des Binnenmarktes, Initiativen zum Europäischen 
Forschungsraum, das Schengener-Abkommen, die EU-Erweiterung, die Ei-
nigung auf den Lissabon-Vertrag und eben auch der Bologna-Prozess. 

Die Mobilität von Studierenden und Beschäftigten ist ein wesent-
liches Ziel des Bologna-Prozesses und zugleich eine notwendige Voraus-
setzung für die Qualitätssteigerung von Lehre und Forschung. Um an 
der vordersten Front der Wissenschaften mitwirken zu können, müssen 
Forschung und Lehre hoch spezialisiert sein, sodass die ganze Breite der 
Wissenschaften in der Regel nicht an einer Institution zu finden sein wird. 
Zusammenarbeit – auch über nationale Grenzen hinweg – prägt daher die 
Arbeit in der Wissenschaft, der zeitweise Aufenthalt an mehreren wissen-
schaftlichen Einrichtungen auch im Ausland sollte ein unerlässliches Ele-
ment von Wissenschaftskarrieren sein. Die Bundesregierung hat sich daher 
das Ziel gesetzt, dass bis 2020 20 Prozent der Hochschulabgänger/-innen 
wenigstens einen Studienabschnitt im Ausland verbracht haben. 

ERA-Vision 2020

Dass die Forschungspolitik nicht mehr als eine isolierte nationale Ange-
legenheit angesehen werden kann, gehört inzwischen zum Allgemeinwis-
sen. Mit den Forschungsrahmenprogrammen der EU stehen substanzielle 
Finanzmittel für die europäische Forschungszusammenarbeit zur Verfü-
gung. Der europäische Binnenmarkt mit seinen Grundfreiheiten für den 
Waren- und Dienstleistungsverkehr sowie für die Niederlassungsfreiheit 
steckt einen Rechtsrahmen ab, der auch Forschern und Forscherinnen und 
Universitäten Möglichkeiten der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
bietet. Gleichwohl gibt es noch rechtliche, administrative und sonstige tat-
sächliche Probleme, die die Zusammenarbeit und Mobilität behindern. Das 
Europäische Parlament und der Rat haben deshalb eine Langfriststrategie 
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beschlossen, um einen echten Europäischen Forschungsraum zu schaffen, 
in dem Freizügigkeit für Forscher/-innen herrscht und wissenschaftliche 
Erkenntnisse und Technologien frei ausgetauscht werden. Das Konzept 
eines Europäischen Forschungsraums hat sich zum Referenzmodell der 
Europäischen Forschungspolitik entwickelt. Die Schaffung eines solchen 
Forschungsraums gehört zu den Zielen der EU und ist im Lissabon-Vertrag 
festgeschrieben.

Der Ministerrat hat im Dezember 2008 die ERA-Vision 2020 ange-
nommen. Ein wesentlicher Bestandteil dieser Vision ist die Verwirklichung 
einer „fünften Grundfreiheit“, dem freien Verkehr von Wissen. Diese tritt 
zu den Grundfreiheiten des Binnenmarktes (freier Waren-, Dienstleistungs- 
und Kapitalverkehr sowie die Freizügigkeit für Personen) hinzu. Zur Ver-
wirklichung der fünften Grundfreiheit sollen insbesondere folgende Ele-
mente beitragen 

die Verbesserung der grenzüberschreitenden Mobilität von For-
schern und Forscherinnen, von Studierenden und von akademi-
schem Personal an den Hochschulen;
die stärkere Öffnung und wettbewerbliche Ausrichtung des Arbeits-
markts für europäische Forscher/-innen, bessere Karrierestruktu-
ren und mehr Familienfreundlichkeit;
die optimale Nutzung des geistigen Eigentums und der Wissens-
transfer von der Forschung in die Industrie; 
der freie Zugang zu Wissen;
die bessere gegenseitige Anerkennung von Ausbildungsabschlüssen 
und Diplomen.

Zur Vision des Europäischen Forschungsraums gehören weitere Grund-
prinzipien, die hier nur kurz genannt werden sollen:

Forschung soll die großen gesellschaftlichen Herausforderungen 
angehen und somit den Bürgerinnen und Bürgern nützen.
Der Europäische Forschungsraum soll den Weg zu Spitzenfor-
schung frei machen und damit die Wettbewerbsfähigkeit Europas 
in der Welt stärken.
Gleichzeitig soll der EFR offen für die Welt sein. Wir kapseln uns 
nicht ab, sondern suchen Dialog, Austausch und Zusammenarbeit.

Solche Visionen sind notwendig, damit klar wird, was erreicht werden soll. 
Zudem sorgen solche Verständigungen für Klarheit, dass die Nachbarlän-
der in etwa das Gleiche anstreben. Sie geben uns Orientierung für unser 
konkretes Handeln.
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Förderung der Mobilität von Forscherinnen und Forschern

Mobilität ist eine wichtige Voraussetzung für eine erfolgreiche wissenschaft-
liche Karriere. Förderprogramme der deutschen Wissenschaftsorganisatio-
nen und die europäischen Marie-Curie-Maßnahmen bieten dem wissenschaft-
lichen Nachwuchs und erfahrenen Forschern und Forscherinnen seit vielen 
Jahren eine breite Palette von Unterstützungsmöglichkeiten, die hier nicht im 
Detail dargestellt werden kann.

Neue Möglichkeiten zur Unterstützung von grundlagenorientier-
ter Forschung bietet der Europäische Forschungsrat. Unterstützt werden 
Forscher/-innen, die mit einem visionären Forschungskonzept bahnbre-
chende Ergebnisse erzielen wollen. Dabei sollen die Grenzen zwischen 
Grundlagen- und angewandter Forschung, zwischen klassischen Diszipli-
nen und zwischen Forschung und Technologie aufgehoben werden. 

Rahmenbedingungen der Mobilität

Mobilitätsförderprogramme für Wissenschaftler/-innen allein reichen nicht 
aus, auch die Rahmenbedingungen der Mobilität müssen stimmen. Ein Mei-
lenstein war hier die Mitteilung „Bessere Karrieremöglichkeiten und mehr 
Mobilität: Eine europäische Partnerschaft für die Forscher“, die im Mai 2008 
von der Europäischen Kommission veröffentlicht wurde. Diese umfasst vier 
Handlungsfelder:

1. Offene Einstellungsverfahren;
2. Sozialversicherung und zusätzliche Altersversorgung mobiler 

Forscher/-innen;
3. Attraktive Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen;
4. Verbesserung der Ausbildung, Fähigkeiten und Erfahrung europäi-

scher Forscher/-innen.

Offene Einstellungsverfahren:
Die Offenheit der Einstellungsverfahren für Beschäftigte im Öffentlichen 
Dienst, in dem ein Großteil der Forscher/-innen beschäftigt ist, wird vor 
allem durch den Grundsatz der Bestenauslese verwirklicht. Gesetzliche Re-
gelungen zur Gleichstellung und Gleichbehandlung sorgen darüber hinaus 
dafür, dass persönliche Merkmale nicht zu Benachteiligungen führen. Auf 
diesem Feld sind wir bereits gut aufgestellt. Wissenschaftlerstellen werden 
in der Regel international ausgeschrieben. Was zu tun bleibt ist die besse-
re Verknüpfung der verschiedenen Plattformen, auf denen Stellen ausge-
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schrieben werden. Es ist bspw. schwer nachvollziehbar, wieso die deutsche 
Arbeitsverwaltung zwar ohne Probleme arbeitsuchende Bäcker/-innen 
oder Maurer/-innen nach Schweden oder Spanien vermitteln kann, sich 
aber schwertut, Wissenschaftler/-innen zwischen Deutschland und ande-
ren europäischen Ländern zu vermitteln.

Sozialversicherung und Altersvorsorge für mobile Forscherinnen  
und Forscher:
Ungeklärte Fragen der Sozialversicherung und Altersvorsorge gehören aus 
Sicht der Forscher/-innen heute zu den höchsten Mobilitätshürden, das ha-
ben zahlreiche Untersuchungen gezeigt. Ein zentrales Problem ist hierbei 
die Portabilität der Rente. Zu Recht fordert die GEW daher, dass wir der 
„sozialen Dimension“ des Europäischen Forschungsraums größeres Ge-
wicht beimessen müssen. Verbesserungen können erreicht werden

1. durch einen intensiveren Informationsaustausch zwischen den für 
Forscher/-innen zuständigen Zusatzversorgungseinrichtungen in 
den einzelnen europäischen Ländern,

2. durch die Förderung der privaten Alterssicherung von Stipendiaten 
und  Stipendiatinnen im Postdocbereich durch die Forschungsförder-
organisationen

3. und durch die Ausweitung bilateraler Sozialversicherungsverträge. 
Ziel ist es, Lücken zu schließen, damit möglichst niemand durchs Netz 
fällt.

Attraktive Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen:
Gute Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen sind eine wichtige Voraus-
setzung, damit eine wissenschaftliche Laufbahn auch attraktiv ist. Hier 
ist in den letzten Jahren bereits viel erreicht worden. Es sollen nur einige 
Stichworte angeführt werden:

1. Gesetzliche und tarifvertragliche Regelungen ermöglichen heute 
eine leistungsorientierte und marktorientierte Bezahlung von Wis-
senschaftlern und Wissenschaftlerinnen.

2. Die Einführung von Tenure-Track-Modellen und Juniorprofessuren 
in den Landeshochschulgesetzen eröffnet dem wissenschaftlichen 
Nachwuchs klare Karriereperspektiven, die es in der Vergangenheit 
bei uns in Deutschland nicht gab. 

3. Gleichstellungsmaßnahmen tragen dazu bei, dass der Anteil von 
Frauen in Wissenschaft und Forschung steigt.
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An zahlreichen Hochschulen und Forschungseinrichtungen werden Model-
le zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie Dual-Career-
Programme erprobt.

In Zukunft kommt es darauf an, gute Beispiele in der Breite um-
zusetzen und so die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen an unseren 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen weiter zu verbessern. 

Verbesserung der Ausbildung und Fähigkeiten der Forscher/-innen:
Dieses Handlungsfeld bezieht sich auf alles, was über die fachliche Quali-
fikation einer Forscherin oder eines Forschers im engeren Sinne hinaus-
reicht, beispielweise den Umgang mit geistigem Eigentum, die Einwerbung 
von Drittmitteln, die Gründung eines Unternehmens, die Leitung eines 
Teams oder die Wahrnehmung von Managementaufgaben in der Ein-
richtung. Solche Kompetenzen sind heute wichtige Erfolgskriterien in ei-
ner wissenschaftlichen Laufbahn und müssen integraler Bestandteil einer 
wissenschaftlichen Ausbildung und Laufbahn auf allen Ebenen sein. Eine 
Schlüsselrolle spielt dabei die Doktorandenphase, die eine Zwitterstellung 
einnimmt. Sie ist einerseits die letzte Phase der akademischen Ausbildung 
und andererseits die erste Phase der eigenständigen wissenschaftlichen Ar-
beit. In Deutschland nimmt die Zahl strukturierter Doktorandenprogramme 
zu. Gerade in diesen Programmen wird großer Wert auf Interdisziplinari-
tät, auf eine intensive fachliche Betreuung und auch auf die Vermittlung 
von Schlüssel- und Zusatzkompetenzen gelegt. Diese Entwicklung soll im 
Zuge der von der Europäischen Kommission entworfenen „Forscherpart-
nerschaft“ weiter vorangetrieben werden. 

Ausblick

Wo stehen wir bei der Gestaltung der „Forscherpartnerschaft“ heute? Nach 
der Veröffentlichung der Kommissionsmitteilung und der Ratsschlussfolge-
rungen im vergangenen Jahr war zunächst zu fragen: Was haben wir in 
Deutschland schon erreicht? Wo sind wir gut? Und wo müssen wir noch 
besser werden? Erste Schritte und Maßnahmen sind in diesem Beitrag be-
nannt. Weitere Schritte müssen folgen! Und dazu müssen alle, die für Wis-
senschaft und Forschung Verantwortung tragen, an einem Strang ziehen.
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 Siegbert Wuttig

Der quantitative Ausbau und die qualitative Verbesserung der Mobilität 
von Studierenden in Europa ist eines der wichtigsten Ziele verschiedener 
europäischer und nationaler bildungspolitischer Agenden. Bereits in der 
Sorbonne-Erklärung der britischen, deutschen, französischen und italieni-
schen Bildungsminister/-innen von 1998 ist die Erleichterung und Steige-
rung der Studierendenmobilität ein zentrales Thema. Dieses Ziel findet sich 
später in erweiterter Form im Berlin-Communiqué (2003) der zu dieser 
Zeit 40 Bologna-Unterzeichnerländer wieder: „Mobility of students and aca-
demic and administrative staff is the basis for establishing the European 
Higher Education Area“. Im Leuven Communiqué (2009) haben die euro-
päischen Bildungsminister/-innen erneut die wichtige Rolle der Mobilität 
für die Ausgestaltung des Europäischen Hochschulraums (EHEA) unterstri-
chen und die Studierendenmobilität als „hallmark of the EHEA“ bezeichnet. 
Erstmals wurde auch eine quantitative Zielmarke festgelegt: Bis 2020 sol-
len 20 Prozent der Hochschulabsolventen und -absolventinnen zu Studien- 
oder Praktikumszwecken einmal im Ausland gewesen sein. 

Bereits der ehemalige Unterabteilungsleiter „Hochschule“ des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung (BMBF), Hermann Müller-Sol-
ger (2004), hatte unmittelbar nach der Berlin-Konferenz in einem Interview 
mit festgestellt, dass „der eigentliche Lackmustest für das Gelingen des Eu-
ropäischen Hochschulraums die Mobilität der Studierenden sein“ wird und 
eine ähnliche benchmark für Deutschland genannt: „Nur wenn bis zum Jahr 
2010 die Mobilitätsrate der deutschen Studierenden auf mindestens 20 Pro-
zent und der ausländischen Studierenden, die in Deutschland studieren, 
auf wenigstens 10 Prozent steigt, hat der Europäische Hochschulraum aus 
Sicht der Bundesregierung seine Nagelprobe bestanden.“ Auch der DAAD 
(2008a) hat in seinem dritten Aktionsprogramm (2008–2011) ein solches 
quantitatives Ziel formuliert und fordert, dass mittelfristig 20 Prozent der 
deutschen Studierenden wenigstens ein Semester im Ausland absolviert ha-
ben sollen und jeder zweite deutsche Studierende einmal im Laufe seines 
Studiums im Ausland war (auch zu einem Praktikum oder Sprachkurs). 

Eine deutliche europaweite Steigerung der Studierendenmobili-
tät in den kommenden Jahren fordern auch der Rat und die Europäische 
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Kommission (vgl. EU 2006). Für die aktuelle Generation des ERASMUS-
Programms (2007–2013) nennt die Kommission zur Unterstützung des 
Bologna-Prozesses als Ziel eine Verdopplung der mobilen ERASMUS-Stu-
dierenden auf drei Millionen bis zum Jahre 2012 (d. h. über 280000 mobile 
Studierende im Jahr 2012). Noch ambitionierter ist das High Level Expert 
Forum (2008) der EU, das Mitte 2008 eine deutliche Erhöhung der Stu-
dierendenmobilität empfiehlt und eine Zielmarke von insgesamt 450000 
mobilen Studierende im Jahr 2012 nennt. Die geopolitischen Konzepte von 
Europa klaffen allerdings im zwischenstaatlichen Bologna-Prozess und bei 
der EU auseinander. Während sich Bologna zurzeit auf 46 europäische Un-
terzeichnerländer bezieht, meint die EU in der Regel nur die 31 Länder 
des ERASMUS-Programms (27 EU-Länder, Island, Liechtenstein, Norwe-
gen und die Türkei). 15 Bologna-Länder können somit finanziell nicht vom 
größten europäischen Mobilitätsprogramm profitieren und unterliegen zu-
dem Visaregelungen, die mobilitätserschwerend sind.

Studienorganisation und Mobilität

Damit der bildungspolitische Traum einer grenzenlosen Mobilität in einem 
erweiterten Europa verwirklicht werden kann, müssen aber nicht nur die 
finanziellen und visarechtlichen Rahmenbedingungen für die Studierenden 
und Hochschulen stimmen, sondern auch die neuen Bologna-konformen 
Studiengänge eine deutliche Mobilitätssteigerung ermöglichen. Ob aber 
insbesondere die dreijährigen Bachelorprogramme den Studierenden noch 
Zeit für eine Auslandsphase lassen (übrigens auch für einen Studienplatz-
wechsel innerhalb Deutschlands), wird nicht zuletzt anlässlich der Studie-
rendenstreiks in Deutschland heftig diskutiert. 

Schafft also der Bologna-Prozess neue Hürden für die Mobilität an-
statt sie zu erleichtern? Und sind damit die bildungspolitischen Ziele einer 
deutlichen Mobilitätssteigerung gefährdet? Ein Blick auf die weltweite Mobi-
lität zeigt eine deutliche Zunahme der Studierendenmobilität in den letzten 
Jahren. Auch der Trend bei den europäischen Studierenden zu einem Aus-
landsstudium innerhalb von Europa hält an. Die Gesamtzahl der deutschen 
Outgoings stieg in den letzten Jahren ebenfalls kontinuierlich an (von 77300 
im Jahr 2005 auf 90000 im Jahr 2007, vgl. Statistisches Bundesamt 2009). 
Da diese Zahlen aber viele Studierende enthalten, die ihr gesamtes Studium 
im Ausland absolvieren, lässt sich daraus keine gesicherte Aussage zu Effek-
ten der Bachelor- und Masterstruktur auf die Mobilität in einem Studienzyk-
lus („horizontale Mobilität“) ableiten. Das europaweit größte Mobilitätspro-
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gramm, das ausschließlich die horizontale Mobilität fördert, ist ERASMUS. 
Die Entwicklung der europäischen ERASMUS-Zahlen in den letzten Jahren 
zeigt eine deutliche Abflachung der Zuwachsraten beim Auslandsstudium 
(von 9,2 Prozent im Hochschuljahr 2003/04 auf 3,2 Prozent im Hochschul-
jahr 2006/07 und 2,1 Prozent im Hochschuljahr 2007/08). Besonders auf-
fällig sind dabei Stagnationen bzw. Rückgänge der Mobilität in Ländern wie 
Deutschland, Frankreich und den skandinavischen Ländern. Der aktuelle 
leichte Abwärtstrend in Deutschland ist allerdings statistisch kaum signifi-
kant (um 0,6 Prozent von 23556 im Hochschuljahr 2007/08 auf 23414 im 
Hochschuljahr 2008/09). Gleichzeitig konnten in Europa rund 20000 Studie-
rende, darunter 2733 aus Deutschland, erstmals ein im Rahmen von ERAS-
MUS gefördertes Auslandspraktikum absolvieren und damit mehr als vorher 
im LEONARDO-Programm. Die Zahl der deutschen Praktikanten und Prak-
tikantinnen stieg im Hochschuljahr 2008/09 sogar überproportional auf fast 
4500. Damit stieg die Gesamtzahl der deutschen ERASMUS-Studierenden in 
den letzten beiden Jahren um 6,5 Prozent von 26300 auf fast 28000. 

Gleichzeitig ist der Anteil der Bachelorstudierenden beim ERASMUS-
Auslandsstudium und Auslandspraktikum in den letzten Jahren gestiegen 
und beträgt inzwischen in beiden Bereichen etwa ein Drittel der geförderten 
Studierenden. Dies könnte bei der beschriebenen unterschiedlichen quali-
tativen Mobilitätsentwicklung darauf hindeuten, dass Bachelorstudierende 
zurückhaltender bei der Durchführung eines Auslandsstudiums sind, jedoch 
ein Auslandspraktikum sogar stärker nachfragen. 

Die Nationalen ERASMUS-Agenturen in Europa haben den ge-
bremsten Zuwachs beim Auslandsstudium im größten europäischen Mobi-
litätsprogramm (rund 160000 mobile Studierende pro Jahr) diskutiert und 
festgestellt, dass die Bologna-Strukturen dafür nicht alleine verantwortlich 
sein können. Dies zeigen die unterschiedlichen Erklärungsversuche der 
einzelnen Länder. So machte beispielsweise Spanien (wo es noch im Jahr 
2006/07 kaum Studierende in Bachelor- und Masterprogrammen gab) den 
allgemeinen Rückgang der Studierendenpopulation für die niedrigere Mo-
bilitätsrate verantwortlich. Die skandinavischen Länder nannten die wach-
sende Beliebtheit außereuropäischer Destinationen für den Rückgang in 
der innereuropäischen Mobilität. Andere machten den guten Arbeitsmarkt 
dafür verantwortlich, der viele Studierende zu einem schnellen Studium 
und Wechsel in ein Beschäftigungsverhältnis motiviert. 

Gleichwohl gibt es zumindest in Deutschland inzwischen einige we-
nige Studien, die zum Teil vom DAAD in Auftrag gegeben wurden und auf 
negative Effekte vor allem des Bachelor-Studiums auf die Auslandsmobili-
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tät von Studierenden hinweisen. So legen etwa zwei HIS-Studien aus den 
Jahren 2007 und 2009 nahe, dass die Auslandsmobilität in Bachelorpro-
grammen (insbesondere bei Fachhochschulen) deutlich geringer ist als in 
Studiengängen mit traditionellen Abschlüssen (vgl. Heublein et al. 2007, 
DAAD/BMBF 2009). Im Unterschied dazu weist eine Absolventenstudie 
von INCHER viel positivere Mobilitätszahlen für Bachelorstudierende aus 
(vgl. Schomburg o.  J.). 

Abbildung 1:  Anteil der Studierenden, die einen studienbezogenen Auslands-
aufenthalt im Ausland absolvieren, an der Gesamtzahl der 
Studierenden an Fachhochschulen bzw. Universitäten (in Prozent) 

Die Datenlage ist somit uneinheitlich. Inwieweit die Unterschiede mög-
licherweise auf verschiedene methodische Ansätze (Befragung während 
des Studiums bei HIS und nach dem Studium bei INCHER) zurückzuführen 
sind, müssen weitere Untersuchungen zeigen.

Unbestritten dürfte allerdings die Erkenntnis sein, dass sich die 
Dauer der Auslandsaufenthalte in den kürzeren und kompakteren Bache-
lor- und Masterprogrammen gegenüber den traditionellen Studiengängen 
durchschnittlich auf 4 bis 6 Monate verringert. Auch scheint es einen Trend 
zu geben, den einsemestrigen Auslandsaufenthalt beim dreijährigen Bache-
lor im fünften Semester und beim zweijährigen Master im dritten Semester 
zu absolvieren. Zwei andere Studien (Bürger et al. 2006 und DAAD 2008b) 
zeigen zudem, dass die Studiengangsleiter/-innen erwarten, dass künftig 
etwa ein Drittel der Auslandsaufenthalte „vertikal“ durchgeführt wird (Ba-
chelor at home – Master abroad). Beide Studien unterstreichen ferner, dass 

Mobility Data HIS (2009) and INCHER (2009)

HIS INCHER Differenz

Bachelor FH 13 35 +22

Bachelor Uni 15 32 +17

Diplom FH 29 20 -9

Diplom Uni 35 39 +4

Magister 49 49 0

Master 27 35 +8

Staatsexamen 28 31 +3

Quelle: eigene Darstellung
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Studierendenmobilität im Zeichen von Bologna

die Studiengangsleiter/-innen die Entwicklung der Mobilität unter den Be-
dingungen von Bologna durchaus positiv sehen.

Für die Wirkung von Bologna auf Studierendenmobilität lässt sich 
festhalten:

1. Die Datenlage ist unsicher. Die vorliegenden Daten lassen (auch auf-
grund der noch geringen Studierendenzahlen in den neuen Studien-
gängen) noch keine eindeutigen Schlussfolgerungen auf mögliche 
Wirkungen von Bachelor und Master auf die Studierendenmobilität 
zu.

2. Der momentane Abschwung des Zuwachses in der „horizontalen“ 
ERASMUS-Studierendenmobilität ist nicht monokausal auf Bologna 
zurückzuführen. 

3. Viele aktuelle Probleme in der Studierendenmobilität sind nicht 
durch Bologna verursacht, sondern werden dadurch nur verstärkt 
(z. B. Finanzierung, akademische Anerkennung, unterschiedliche 
akademische Kalender in Europa).

4. Einige Mobilitätstrends sind allerdings durch Bologna bedingt, wie 
etwa die Verkürzung von Aufenthalten (Trend zum einsemestrigen 
Aufenthalt), aber auch die erwartete Zunahme der vertikalen Mo-
bilität.

5. Bologna führt nicht automatisch zu mehr Mobilität. Um den poli-
tischen Traum von einer grenzenlosen Mobilität im Europäischen 
Hochschulraum zu verwirklichen, müssen die Hochschulen entspre-
chende curriculare Rahmenbedingen schaffen (Einbau von „Mobi-
litätsfenstern“, Entwicklung von integrierten Studienprogrammen 
möglicherweise mit double oder joint degrees). Die Bedeutung der 
„organisierten Mobilität“ wird vor diesem Hintergrund wachsen.

6. Bologna eröffnet die Chance zu einer besseren Qualität der Mobi-
lität. Selbst wenn die quantitative Entwicklung der Studierenden-
mobilität für eine gewisse Zeit stagnieren sollte und damit die bil-
dungspolitischen Ausbauziele der Mobilität kurzzeitig gefährdet 
scheinen, ist dies kein „Unglück“, denn der Bologna-Prozess bietet 
den Hochschulen auch die Gelegenheit, sich stärker der qualitativen 
Verbesserung der Mobilität zu widmen (bspw. durch die Entwick-
lung von mobilitätsfreundlichen Curricula, durch eine Verbesserung 
der Vorbereitung der Studierenden auf den Auslandsaufenthalt und 
durch die akademische Anerkennung der im Ausland erbrachten 
Leistungen). 
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Er ist jung, spielt lächelnd seine Schlüsselkompetenzen aus, während er 
von einem erfolgreichen Praktikum berichtet, das er in den Semesterferi-
en noch unterbringen konnte. Und natürlich war er im Ausland. Alles in 
läppischen sechs Semestern: der Parade-Bachelorstudent, wie er einigen 
vorzuschweben scheint. Mobil, flexibel und damit auch immer ein glän-
zendes Beispiel für die Attraktivität des Europäischen Hochschulraums. 
Die Mobilität zwischen den beteiligten Staaten ist nicht nur explizites Ziel 
in den Deklarationen seit „Bologna“, auch viele der anderen Ziele wie die 
Einführung des ECTS (European Credit Transfer System), eine verbesserte 
Anerkennung von Abschlüssen oder der Qualifikationsrahmen sind Inst-
rumente, um die Mobilität zu erhöhen. Doch Auslandsaufenthalte bleiben 
meist ein Privileg von Studierenden aus finanziell besser gestellten Familien 
(vgl. ESN 2007, S. 12), zusätzlich wird eine Tendenz zu immer kürzeren 
Auslandsaufenthalten festgestellt (vgl. DAAD 2009, S. 13). Erkennen die 
Studierenden einfach nicht, welche Chancen ein Auslandsaufenthalt für sie 
bereit hält – oder was hält sie davon ab? 

Zumindest die erste Frage, ob Studierende den Nutzen eines Aus-
landsaufenthaltes nicht erkennen, ist schnell beantwortet: nein. Bei einer 
Befragung von ca. 12750 Studierenden gaben 81 Prozent an, dass Aus-
landsaufenthalte durchaus für nützlich gehalten werden. Aber was hält die 
Studierenden dann davon ab, ins Ausland zu gehen? Folgende Hemmnisse 
sind die von den Studierenden selbst am häufigsten genannten: zuerst ist 
auf die Finanzen zu verweisen. „Generelle Probleme bei der Finanzierung“ 
werden von 80 Prozent der Befragten als Hemmnis angegeben, eng damit 
zusammen hängt der „Wegfall von Verdienstmöglichkeiten und Leistungen“ 
im Ausland, was über die Hälfte der Studierenden als Hemmnis angeben. 
Als zweithäufigste Angabe finden wir „Erwartete Zeitverluste im Studium“, 
was 77 Prozent der Studierenden als Argument anführen. Und als drittes 
wird die „Trennung von Freunden und Familie“ von 51 Prozent der Studie-
renden angegeben (vgl. Schäfer/Sauerwein, 2010). 

B | 8
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Individuelle Prioritäten respektieren

Gerade der letzte Punkt wird in doppelter Hinsicht oft nicht berücksichtigt. 
Zum einen muss Mobilität von Studierenden auch Mobilität von Familien 
bedeuten können. Ich kann als Studentin mein Neugeborenes schlecht für 
die drei Monate beim Vater lassen, genauso wenig wird mein Partner sich 
bereit erklären seine Familie zu verlassen. Wir gehen also gemeinsam – 
oder gar nicht. Selbiges gilt natürlich auch für Verantwortungen gegenüber 
anderen Familienmitgliedern oder Freunden. Zweitens greift dieser Punkt 
eine wichtige Realität auf: Nicht alle Studierende setzen sich die gleichen 
Lebensziele. Genauso wichtig wie die Forderung, Mobilität für alle Studie-
renden zu ermöglichen, scheint es – vor allem angesichts der Zunahme 
von verpflichtenden Auslandsaufenthalten im Studium – auch auf die Frei-
heit der individuellen Prioritätensetzung zu pochen. Auch lokal gebundene 
Lebens entwürfe müssen in einer offenen Gesellschaft akzeptiert werden. 

Anerkennungsprobleme und Studienzeitverluste

Wollen Studierende jedoch ins Ausland, stellen die weiteren genannten 
Aspekte unnötige Hürden dar. Zuerst die Angst vor Studienzeitverlusten: 
Diese ist durchaus gerechtfertigt, gerade in den neuen Studiengängen. In 
diesen geben 46 Prozent der Studierenden – und damit rund neun Prozent 
mehr als in den traditionellen Studiengängen – einen Auslandsaufenthalt 
als Grund für eine Studienzeitverlängerung an (vgl. DAAD 2009, S. 31). 
Wichtigstes Problem bleibt hier weiterhin die Anerkennung von im Aus-
land erbrachten Studienleistungen (vgl. ebd., S. 27), obwohl die Einführung 
des ECTS in der Zwischenzeit selbstverständlich umgesetzt worden sein 
sollte und die Lissabon-Konvention, welche die Anerkennung von im Aus-
land erbrachten Studienleistungen regelt, seit 2007 auch von Deutschland 
ratifiziert ist. Hier ist interessant, dass Bachelorstudierende um 12 Prozent-
punkte häufiger „Angst vor Studienzeitverlusten“ angeben als Studierende 
im alten Diplom (vgl. Schäfer/Sauerwein, 2010). Zum einen müssen sie tat-
sächlich öfter mit Studienzeitverlängerungen rechnen, falls sie ins Ausland 
gehen, zum anderen spiegelt dies ein Phänomen wieder, das im Dialog mit 
Studierenden immer wieder auftaucht: Der zunehmend wahrgenommene 
Druck, möglichst schnell zu studieren. Gerade in der Öffentlichkeit wurde 
die Umstellung auf den Bachelor unter dem Motto propagiert, dass mit dem 
früheren Abschluss auch die Berufschancen gesteigert würden. Zusätzlich 
erschweren die Einführung von Studiengebühren und Ungewissheiten im 
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Übergang vom Bachelor in den Master die Finanzierung des Studiums und 
drängen dazu, möglichst schnell den gewünschten Abschluss zu erreichen. 

Finanzierungsprobleme als häufigstes Mobilitätshemmnis

Hier fügt sich auch das am häufigsten genannte Hemmnis auf dem Weg 
ins Ausland ein, Probleme bei der Finanzierung. Ängste vor dem „Weg-
fall von Verdienstmöglichkeiten oder Leistungen“ betonen noch einmal die 
unzureichende allgemeine Studienfinanzierung. Die fehlende finanzielle 
Unterstützung für Auslandsaufenthalte unterstreicht, dass Forderungen 
nach Mobilitätssteigerungen, wie alle Aspekte der Studienreform, unter der 
mangelnden Bereitschaft des Bundes und der Länder leiden, ausreichend 
Ressourcen zur Verfügung zu stellen. So können sie, wenn überhaupt, nur 
auf Kosten vor allem der sozialen Gerechtigkeit umgesetzt werden. Denn 
auch hier sind die Bedenken der Studierenden durchaus gerechtfertigt: 
Nur 3 Prozent der Studierenden können Auslandsaufenthalte ausschließ-
lich durch Stipendien finanzieren, bei 81 Prozent müssen die Eltern eine 
Unterstützung leisten (vgl. DAAD 2009, S. 14 f.). Wenn dies auch nicht das 
einzige Problem bei der Umsetzung von Mobilität ist, so ist es doch wenig 
überraschend, dass eine bessere Finanzierung auch von 83 Prozent der 
Studierenden als Möglichkeit der Förderung von Auslandsaufenthalten ge-
nannt wird.

Verbesserungsmöglichkeiten

Nach der Betrachtung der wichtigsten Hemmnisse für Studierende und 
daraus abgeleiteten Forderungen soll abschließend noch ein Blick auf die 
Frage geworfen werden, welche Aspekte für ein weitere Entwicklung be-
achtet werden sollten, wenn der Bologna-Prozess tatsächlich etwas zur 
internationalen Mobilität beitragen soll. Hierzu sollen zunächst zwei As-
pekte benannt werden, die in der Umsetzung an den Hochschulen kaum 
angekommen sind: Das „student-centered-learning“ (Studierendenzentrie-
rung) und die Ausrichtung der Studienorganisation an „learning-outcomes“ 
(Lernergebnissen). Hiermit legt „Bologna“ Konzepte vor, die entgegen aller 
Phänomene in Deutschland durchaus zu einer deutlichen Flexibilisierung 
des Studiums beitragen sowie die Probleme in der Anerkennung angehen 
könnten. Der Bologna-Prozess selbst stellt entsprechende Instrumente also 
durchaus bereit – die allerdings viel zu wenig genutzt werden. Stattdessen 
verkommt Mobilität in den Debatten um die Studienreform vielfach zu einer 
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platten Pauschale. Hinzu kommt: Mobilität darf nicht nur international (und 
damit horizontal) gedacht werden, sondern auch vertikale Mobilität (wie 
etwa der Übergang vom Bachelor in den Master) muss eine wichtige Rolle 
in der Umsetzung des Bologna-Prozesses spielen. 

Doch selbst wenn wir uns nur auf die internationale Mobilität kon-
zentrieren, muss dazu aufgerufen werden, diese Forderung mit Inhalten 
zu füllen. Warum sollen Studierende überhaupt ins Ausland? Welche Kom-
petenzen sollen sie dabei entwickeln? Einige Aspekte, die sicherlich auf 
die zweite Frage geantwortet werden könnten, wären beispielsweise eine 
Erweiterung des Weltbildes über die eigene Heimat hinaus, die Vertiefung 
einer Fremdsprache, aber auch das selbstständige Zurechtfinden in einer 
fremden Kultur. Betrachten wir hier selbst wohlgemeinte Vorstöße zur Un-
terstützung von Auslandsaufenthalten, so muss doch wenigstens kritisch 
hinterfragt werden, ob gerade normierte, überstrukturierte „Pauschalange-
bote“ angemessen sind, um diese Kompetenzen zu entwickeln, oder ob För-
derprogramme in der Zukunft nicht auch weitaus größere Unterstützung 
für den Bereich der „Free-Mover“ in den Blick nehmen sollten. 

Über den Bologna-Raum hinaus

Auch wenn wir eines der originären Ziele für Mobilität betrachten, den 
Einblick in andere Kulturen und internationale Kommunikation, müssen 
im Zusammenhang mit „Bologna“ Fragen aufkommen. Es muss konstatiert 
werden, dass Mobilität zwar als Ziel auf die Flaggen des Bologna-Prozesses 
geschrieben wurde. Diese Mobilität konzentriert sich jedoch nur auf die am 
Bologna-Prozess beteiligten Staaten. Im selben Zug geraten die Grenzen um 
den Bologna- Raum bestenfalls aus dem Blick, wenn sie nicht sogar wei-
ter aufgebaut werden. Mobilität muss global gedacht werden und bedeutet 
auch eine tatsächliche Öffnung der deutschen Hochschulen für internatio-
nale Studierende, nicht nur aus Bologna-Ländern. 
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Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler  
im 21. Jahrhundert

 Anja Mihr

In Europa stehen sich in der Hochschul- und Forschungslandschaft zu Be-
ginn des 21. Jahrhunderts zwei Realitäten gegenüber. Auf der einen Seite 
die junge Nachwuchswissenschaftlerin, die im eigenen Land keine wei-
terführende Anstellung geschweige denn eine Professur erhält, ohne eine 
langjährige Auslandserfahrung vorzuweisen – wenn möglich in Nordameri-
ka oder einem nordeuropäischen Land. Ohne diese Erfahrung gibt es kaum 
eine Chance, bei Bewerbungsverfahren auf die begehrten ersten Plätze der 
sogenannten „shortlist“ – also in die engere Auswahl – zu kommen. 

Auf der anderen Seite steht dieselbe Nachwuchswissenschaftlerin 
im Ausland vor der Herausforderung, dort besser als alle ihre einheimi-
schen Mitbewerber/-innen abzuschneiden. Der neue Arbeitgeber, der Dekan 
einer Fakultät in Schweden, muss rechtfertigen, warum er die 37-jährige 
deutsche Wissenschaftlerin auf eine Stelle beruft, wo doch so viele eigene 
Nachwuchswissenschaftler/-innen auf den begehrten Platz hoffen. Im eige-
nen Land also keine Chance auf eine Festanstellung, und im Ausland müs-
sen diese Wanderarbeiter/-innen häufig einheimische Mitbewerber/-innen 
durch weitaus höhere Qualifikation ausstechen.

Ein Zurück gibt es nicht, die Karawane der jungen Akademiker/-in-
nen, die durch die Welt wandern, hat erst ihren Anfang genommen. Wenn es 
nach den Bildungsministern und -ministerinnen von 46 europäischen Län-
dern geht, soll dies sogar gefördert werden: Mehr Bologna-Prozess, weniger 
nationale Hochschulpolitik. Bürokratische Hürden sollen abgebaut, der Aus-
tausch von Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen und universitären 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, vom Prüfungsamtsleiter bis zum Biblio-
thekar, gefördert werden. 

Gleichwohl steht die Generation der akademischen Wanderarbei-
ter/-innen vor neuen Herausforderungen. Englisch ist zwar weitläufig 
Unterrichts- und Forschungssprache, aber nicht unbedingt universitäre 
Amtssprache. Wer also zunächst in Frankreich, dann in Italien und später 
in Großbritannien lehrt und forscht, wird sich zwangsläufig die entspre-
chenden Sprachkenntnisse aneignen müssen. Auch hier will der Bologna-
Prozess ansetzen: Eine Universität, die sich „international“ nennt und da-
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mit wirbt, auf Englisch zu lehren und zu forschen, soll ihre Gastdozenten 
und -dozentinnen und ausländischen Professuren beim einfachen Ausfül-
len der Reisekostenformulare nicht in „Sprachschwierigkeiten“ bringen. 
Häufig ist der Gang ins Ausland aber für viele nach wie vor mehr Not 
als Tugend. Hinzu kommt die unterschiedliche Besoldung in vielen EU-
Ländern. Wer in Tartu oder Budapest lehrt, wird keinesfalls das Gehalt 
der Kollegin in München oder London erhalten – auch abzüglich der un-
terschiedlichen Lebenshaltungskosten. 

Die eben erwähnte junge Frau wird dennoch in den nächsten Jah-
ren von einem Land ins andere wechseln, an verschiedenen Hochschulein-
richtungen arbeiten. Bologna und der gemeinsame Hochschulraum sowie 
europaweit angepasste Arbeitsregelungen, Pensionsansprüche und Versi-
cherungsleistungen erleichtern diesen Wechsel. Darüber hinaus hat schon 
längst die Globalisierung die Wissenschaftlerin eingeholt. Auf drei Konti-
nenten in drei Jahren an drei verschiedenen Hochschuleinrichtungen an-
gestellt zu sein ist keine Frage der Qualifikation oder der Sprachkenntnisse, 
es ist eine Frage der Logistik sowie der persönlichen Lebens- und Karriere-
planung. Wanderarbeit ist längst Teil dieser Lebensplanung geworden. 

Wer nicht zu den sehr wenigen Nachwuchswissenschaftlern und 
-wissenschaftlerinnen in Deutschland oder anderswo gehört, die gleich 
nach der Promotion von ihren Fakultäten und Instituten gefördert werden, 
wird sich zwangsläufig auf die Wanderschaft begeben. Das hat freilich Vor- 
und Nachteile. Die Dauer des Aufenthaltes ist ungewiss und bei einer ein-
jährigen Gastprofessur in der Partneruniversität der eigenen Einrichtung 
wird es nicht bleiben. Je nachdem können die Vorteile überwiegen, so etwa 
die Kontakte zu Kollegen und Kolleginnen und Einrichtungen in der gan-
zen Welt, ohne die heute keiner der großen EU-Töpfe oder Drittmittel geber 
mehr angezapft werden können; Kolleg/-innen mit Auslandserfahrung 
bringen Ideen für die Umgestaltung von Instituten mit; Universitäten, die 
international besetzt sind, bieten einen größeren Anreiz für Masterstudie-
rende aus der ganzen Welt, die viel lieber (für hohe Einschreibegebühren) 
dort studieren wollen als an jenen Hochschulen ohne internationales Pro-
fil. Die weit gereisten akademischen Wanderarbeiter/-innen bringen eine 
größere Flexibilität und Ideenreichtum für Lehre und Forschung mit. Wer 
einmal für ein paar Jahre den eigenen Hochschulraum verlassen hat, wird 
selten zu seiner gewohnten Form der Lehre oder Forschung zurückkehren. 
D. h. auch, dass derjenige Nachwuchswissenschaftler, der sich für „natio-
nale Karrierewege“ in Forschung und Lehre entscheidet, im Nachteil sein 
wird bei der Forschungsmittelvergabe, bei der Spitzenforschung, beim Ein-
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werben von „zahlenden“ Masterstudierenden und Doktoranden und Dok-
torandinnen. Denn die sehen sich die Vitae der Dozenten und Dozentinnen 
genau an, bevor sie bis zu 25.000 Euro für einen Studiengang investieren. 
Akademische Wanderarbeit ist daher auch ein Teil der Konkurrenzfähigkeit 
auf dem heimischen Hochschulmarkt geworden. Letztlich geht es hier nicht 
nur um Spitzenforschung und die kreativere Lehre, sondern auch schlicht 
um Geld für die Hochschulen und Forschungseinrichtungen. 

Europäischer Binnenmarkt

Vom „Binnenmarkt“ der Forschung und Lehre ist die Rede und vom gemein-
samen Europäischen Forschungs- und Hochschulraum mit dem Ziel, bis 2010 
der wettbewerbsfähigste und dynamischste wissensbasierte Wirtschaftsraum 
der Welt zu sein (Kommission der Europäischen Gemeinschaft 2007). Sieht 
man sich das World University Ranking an, so wird man mit diesem hehren 
Wunsch noch einige Zeit warten müssen. Das Ziel 2010 ist sehr optimistisch 
gedacht; 2020 scheint realistischer. Denn im Ranking zeigt sich, dass sich 
unter den Top-50-Universitäten der Welt gerade einmal elf europäische Uni-
versitäten befinden, die meisten davon in Großbritannien. Deutsche Universi-
täten haben ihre Plätze auf den mittleren Rängen im Ranking, so auf Platz 60 
die Universität Heidelberg oder auf Platz 65 die Ludwig-Maximilians-Univer-
sität in München (vgl. World University Ranking 2007). Obgleich Deutschland 
mit knapp 500 staatlichen und privaten Universitäten und Fachhochschulen 
die größte Hochschuldichte in Europa hat, sind diese nicht die internationals-
ten wie etwa die Topuniversitäten in Großbritan nien oder der Schweiz. Dem 
Ranking zum Trotz, ein Zurück in die nationale Hochschulisolation ist kei-
ne Alternative. Das haben auch die Hochschulrektoren und -rektorinnen in 
Deutschland und anderswo in Europa erkannt. Über die Hälfte aller deutschen 
Hochschulen haben bereits internationale Kooperationen, nicht nur in Eu-
ropa. Doch die Angaben der Hochschulrektorenkonferenz zeigen auch, dass 
nach wie vor eine Vielzahl der deutschen Hochschulen ihre Kooperationen 
und die Rekrutierung von Studierenden auf Deutschland allein konzentrieren. 

Seit dem Beginn des Bologna-Prozesses 1999, der Umstellung auf 
einheitliche Bachelor- und Masterstudiengänge an den Hochschulen sowie 
der ein Jahr später getroffenen Entscheidung des Europäischen Rats von 
Lissabon, einen gemeinsamen Europäischen Forschungsraum (EFR) zu 
schaffen, ist eine Kehrtwende in nationales Hochschuldenken nicht mehr 
vorstellbar. Wenn Europa im Zuge der Globalisierung in der Forschung, 
Wissenschaft und Lehre Weltspitze sein will, muss der Austausch von Wis-
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senschaftlern und Wissenschaftlerinnen nicht nur befürwortet, sondern 
auch gefördert werden. Paradox erscheint, dass es für eine/n deutsche/n 
Hochschullehrer/-in nach wie vor eine Auszeichnung ist, wenn sie oder er 
als Gastdozent/-in an eine derjenigen renommierten Universitäten im Aus-
land berufen wird, die ihr Renommee durch die Förderung kluger Köpfe 
mit außeruniversitären Karrierelaufbahnen erhalten; umgekehrt aber das 
deutsche System die gleichen wissenschaftlichen Karrieren, die besagte 
Universitäten wie Harvard oder Oxford so attraktiv machen und im Ranking 
nach vorne bringen, gerade nicht fördert (vgl. Mihr 2009). 

Akademische Wanderarbeit wird sich lohnen

Diese und andere Denkweisen werden sich im Laufe der nächsten Jahre 
ändern müssen, will Deutschland als Teil Europas und der Welt konkur-
renzfähig werden. Vorstellbar muss sein, dass Wissenschaftler/-innen an 
mehreren Universitäten in Europa gleichzeitig angestellt sind und arbeiten, 
dass sie gegebenenfalls semesterweise pendeln zwischen den Universitäten 
und so beispielsweise in Athen lehren und in Hamburg forschen. Diese und 
andere Modelle sind möglich. Berufungskommissionen an Hochschulen 
sollten in ihre Bewertungskriterien einbeziehen, dass ein/e angehende/r 
Professor/-in einige Jahre im Ausland gelehrt oder gearbeitet haben muss; 
Kandidatinnen und Kandidaten, die aus dem (europäischen) Ausland kom-
men, könnten bevorzugt eingestellt werden. Es muss einen Anreiz für die 
Hochschulen geben, damit sich Berufungskommissionen anders als bislang 
entscheiden und bei Nachwuchswissenschaftlern und -wissenschaftlerin-
nen nicht zuerst und allein auf das Alter und die Publikationsliste schauen, 
sondern auf den europäischen oder internationalen Werdegang. Denn sol-
che Kandidaten und Kanditatinnen könnten den notwendigen added value 
in die Fakultät bringen, den diese wiederum braucht, um im Wettstreit um 
die besten Studierenden zu bestehen, oder um sich erfolgreich um hoch-
dotierte europäische Forschungsgelder zu bewerben, deren Voraussetzung 
eine Kooperation mit Einrichtungen in anderen Ländern ist. Damit wird der 
längerfristige Austausch von Forschern und Forscherinnen sowie Dozenten 
und Dozentinnen innerhalb wie außerhalb Europas Grundvoraussetzung 
für den Erfolg des uuropäischen Forschungs- und Hochschulraums sein.17 

17 Die Europäische Union hat dazu bereits 1998 ein Kommuniqué herausgegeben: 
Tätigkeitsbereiche der Europäischen Union, Qualität der Hochschulbildung. Empfehlung des 
Europäischen Rates 561/98EG vom 24. September 1998, online: http://europa.eu 
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Kompetenz als Maßstab – die Reform der 
Lehrerbildung aus Hochschulperspektive 

 Ulrich Druwe

Am 19.06.1999 wurde von den europäischen Bildungsministern und 
-ministerinnen die sogenannte Bologna-Erklärung verabschiedet, de-
ren Umsetzung bis 2010 bewerkstelligt sein sollte (vgl. Europäische 
Bildungsminister/-innen 1999). Die Erklärung dient der Förderung der 
Mobilität und der arbeitsmarktbezogenen Qualifizierung der europäischen 
Bürger/-innen, der Stärkung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
des Europäischen Hochschulsystems, der Entwicklung eines europäischen 
Forschungsraumes und der Entwicklung des europäischen Kontinents. 
Im studienbezogenen Zentrum der Erklärung steht die Schaffung flexibel 
studierbarer Studiengänge und vergleichbarer Abschlüsse. Flexibilität be-
deutet sinnvolle Modularisierung, damit mobil und/oder in Teilzeit studiert 
werden kann. Und worauf sollte sich ein Vergleich stützen, wenn nicht auf 
gestufte, transparent kommunizierte Kompetenzen? 

Damit wird die Realität von Studium und Lehre massiv infrage ge-
stellt: 

Niemand musste bisher erklären, welche Kompetenzen Studierende 
nach der Absolvierung einer bestimmten Vorlesung haben.
Niemand musste bisher begründen, weshalb die eigenen Veranstal-
tungen Teil des Curriculums sein sollen.
Kaum jemand musste sich der Frage stellen, welches didaktische 
Konzept seinen Veranstaltungen zugrunde liegt.
Kaum jemand sah sich mit der Herausforderung konfrontiert, ihre 
oder seine Prüfungsstrukturen evaluieren zu lassen.

Die Gegenwart der akademischen Lehre ist – kurz gefasst – summativ input-
orientiert. Die oder der Lehrende gibt ihr oder sein forschend-disziplinär 
erworbenes Wissen weiter. Das didaktische Konzept – wobei der Begriff 
Didaktik in den Hochschulen immer noch verpönt ist – lässt sich mit Marie 
von Ebner-Eschenbach zusammenfassen: Wissen ist das einzige Gut, das 
sich vermehrt, wenn man es teilt. Deswegen reicht es im Selbstverständnis 
vieler auch aus, wenn – wie es der ehemalige Zürcher Rektor Akert formu-
liert – der Professor „seinen Unterricht so gestaltet, dass er die Studieren-
den mitreißt“. Aber haben sie dann auch etwas gelernt? 

C | 1
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Die Vision der Zukunft von Lehre und Studium – oder besser: vom 
Lernen – im Bologna-Projekt ist dagegen formativ outputorientiert. Der 
Lernende rückt ins Zentrum und mit ihm seine Fähigkeiten, Wissen und 
Handlungskompetenzen zu erwerben und zu verwenden. Nachdem weit 
mehr als 90 Prozent der Studierenden keine Forscher/-innen werden, ist 
der Verwendungskontext ihres Studiums der außeruniversitäre Arbeits-
markt. Und nachdem Berufstätigkeiten selbst auch flexibel werden – weder 
arbeitet man in Zukunft lebenslang im gleichen Beruf, noch im gleichen 
Unternehmen – sind insbesondere im Bachelor nicht nur disziplinäre, son-
dern vor allem auch interdisziplinäre und generische Kompetenzen ver-
langt, kurz: inhaltlich flexible und wissenschaftlich eher breite Angebote. 
Diese sind dann die Vorstufe für wissenschaftsbasierte Karrieren jeder Art. 

Das didaktische Konzept muss vorsehen, die Lernenden zu beglei-
ten und individuell zu fördern. Dies geht nur durch die angemessene Ge-
staltung der Lernsituation, und wenn die oder der Lehrende auf die Lern-
gruppe eingeht, seine Didaktik entsprechend anpasst und moderne Medien 
zur Unterstützung verwendet. Die Bildungsvision von Bologna ergänzt zu-
dem die Aufgaben der Hochschulen in der grundständigen Lehre um die 
wissenschaftliche Weiterbildung. 

Umsetzung in Deutschland 

In Deutschland ist die Umsetzung der Bologna-Reform lediglich formal er-
folgt und dies auch nicht in allen Studiengängen. Weitgehend ausgenom-
men sind bisher die Lehramtsstudiengänge, Medizin und Rechtswissen-
schaft. Damit unterläuft ausgerechnet der Staat den Bologna-Prozess, was 
weder ein motivierendes noch ein politisch überzeugendes Signal darstellt. 

Bei genauerer Betrachtung der deutschen Umsetzung sieht man 
schnell die Defizite: 

1. Die neuen Studiengänge führen nicht zu mehr Mobilität, da die neu-
en, im Rahmen der Profilbildung entstandenen Studiengänge häufig 
zu spezialisiert und auf Einmaligkeit hin konzipiert sind.

2. Die straffere Organisation des Bachelorstudiums mit seinen zahlrei-
chen Prüfungen hat nichts mit dem Geist von Bologna zu tun. 

3. Es ist nicht gelungen, die Zahl der Studienabbrecher/-innen zu ver-
ringern. Aus dem aktuellen Bildungsbericht von Bund und Ländern 
geht hervor, dass an Universitäten 25 Prozent der Bachelorstudie-
renden ihr Studium aufgeben, an Fachhochschulen sind es sogar 
39 Prozent – auch das spricht für eine wenig gelungene Umsetzung. 
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4. Zu der erhofften mehr oder weniger automatischen Anerkennung 
erworbener Kreditpunkte ist es nicht gekommen – im Gegenteil ha-
ben wir fast wieder Verhältnisse wie vor 20 Jahren, da es nur um 
eine Inputbetrachtung geht (Liest der Kollege an Uni X Goethe so 
wie ich?). 

5. Die Studierenden beklagen zudem, dass der Übergang vom Bache-
lor in ein Masterprogramm an Bedingungen, z. B. eine bestimmte 
Note, geknüpft ist. Auch das ist nicht Bologna, sondern vielmehr die 
deutsche Interpretation von Bologna. 

6. Schließlich erschwert die Vollzeitstruktur des Studiums den Studie-
renden die Finanzierung, da die allermeisten (ca. 80 Prozent) ne-
benher arbeiten müssen. 

Zwei Hauptgründe sind für die defizitäre Umsetzung zu nennen: 
1. die problematische politische Anreizstruktur, die in den Vorgaben 

für die Umsetzung des Bologna-Prozesses der Kultusministerkonfe-
renz aus dem Jahre 2003 in Verbindung mit der immer noch gül-
tigen Kapazitätsverordnung sowie der chronischen Unterfinanzie-
rung der Hochschulen bestehen;

2. die wenig professionelle konkrete Umsetzung in den Hochschulen 
selbst.

Kompetenzorientierte Lehrerbildung

Wie oben erwähnt, ist die Vision vom Lernen im Bologna-Projekt forma-
tiv outputorientiert. Nirgendwo ist diese Vision so nötig wie in der Leh-
rerbildung, denn hier geht es mit der Orientierung an Kompetenzen und 
Standards um die Professionalität des Lehrerberufs. Über die konkreten 
Anforderungen gibt es weitgehende Einigkeit. Mittlerweile liegen seitens 
der KMK sowohl Kompetenzformulierungen in den Bildungswissenschaf-
ten als auch in allen Schulfächern vor, Letzteres von der Grundschule bis 
zur gymnasialen Oberstufe. Um diese Standards in der Lehrerbildung ein-
zuhalten ist ein Kerncurriculum zu entwickeln, dass generell verbindlich 
sein müsste. 

Dessen Umsetzung würde Folgendes bedeuten:
1. Die Lehramtsstudiengänge haben sich am Leitbild der Lehrerin 

bzw. des Lehrers und nicht des Faches zu orientieren. 
2. In allen Lehramtsstudiengängen sind Fachwissenschaft, Fachdidak-

tik, Bildungswissenschaften sowie Schulpraxis zu verbinden.
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3. Die Wissenschaftlichkeit der Lehrerbildung, einschließlich der Si-
cherung von Forschungsfähigkeit, insbesondere im Hinblick auf die 
empirische Lehr-Lern-Forschung ist zu gewährleisten. 

4. Die verschiedenen Phasen der Lehrerbildung sind zu integrieren. 
5. Die Ausbildung sollte für alle Schulstufen gleichermaßen zu einem 

Master führen, wie es auch international als Einstieg in die Lehrtä-
tigkeit üblich ist. 

Dergestalt reformiert muss sich auch die Qualitätssicherung der Lehrer-
bildung ändern: Die Instrumente der Lehrerprüfungsordnungen und des 
Staatsexamens sind zu ersetzen durch die Definition von Standards für die 
Lehrerbildung – in Kooperation von Staat und Experten und Expertinnen – 
und die Überprüfung der Einlösung dieser Standards durch entsprechende 
Studiengänge im Rahmen der Akkreditierung. Es bleibt zu wünschen, dass 
diese Ziele in den nächsten Jahren mit großem Ernst begonnen werden. 

Literatur 
Europäische Bildungsminister/-innen 1999: Der Europäische Hochschulraum. Gemeinsame Er-

klärung der Europäischen Bildungsminister. 19. Juni 1999, Bologna.
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Weiterentwicklung ohne Bachelor und Master: 
Lehrerausbildung in Baden-Württemberg

 Ulrich Lübke

Die Reform der Lehrerbildung ist – unabhängig vom Bologna-Prozess und 
lange vor dessen Beginn – eine Art „Dauerbrenner“ der bildungspolitischen 
Diskussion in allen Ländern in der Bundesrepublik Deutschland. Das galt – 
und gilt nach wie vor – sowohl für inhaltliche wie für strukturelle Fragen. 
Beispielhaft für diese Diskussion seien folgende Dokumente genannt: 

der Bericht der Strukturkommission Lehrerbildung 2000 aus dem 
Jahr 1993, der die Integration der baden-württembergischen Päda-
gogischen Hochschulen (PH) als Erziehungswissenschaftliche Fa-
kultäten in die Universitäten empfahl,
der oft zitierte Bericht der Terhart-Kommission aus dem Jahr 1999 
zu „Perspektiven der Lehrerbildung in Deutschland“, der u. a. die 
Beibehaltung der äußeren Rahmenstrukturen (universitäre Lehrer-
bildung, Zweiphasigkeit, zwei Staatsexamina) empfahl,
die Empfehlungen des Wissenschaftsrates von 2001 zur künftigen 
Struktur der Lehrerbildung, die Bachelor-/Masterstrukturen für die 
Lehrerausbildung empfahlen
und schließlich in Baden-Württemberg zahlreiche Novellierungen 
von Prüfungsordnungen der ersten und der zweiten Phase, so etwa 
für das gymnasiale Lehramt mit der Wissenschaftlichen Prüfungs-
ordnung von 2001 und der aktuellen gymnasialen Prüfungsord-
nung, gültig ab dem Wintersemester 2010/11, für das Grund- und 
Hauptschullehramt mit den Prüfungsordnungen von 1997, der der-
zeit geltenden Ordnung von 2003 und in absehbarer Zeit einer neu-
en Prüfungsordnung, die anstelle des Verbundlehramts Grund- und 
Hauptschule zwei neue Lehrämter Grundschule bzw. Haupt-, Werk-
real- und Realschule enthalten soll. 

Alle diese Reformen und Empfehlungen, deren Liste sich fortsetzen ließe, 
hatten und haben zum Ziel, die Ausbildung junger Lehrerinnen und Lehrer, 
im Blick auf die Belange der Schulen, aber auch auf der Grundlage von For-
schungsergebnissen qualitativ voranzubringen. Deshalb wurde z. B. in Ba-
den-Württemberg 2001 das Praxissemester für Studierende des gymna sialen 
Lehramts eingeführt, deshalb wurden erziehungswissenschaftliche und fach-
didaktische Studienanteile im gymnasialen Lehramtsstudium moderat er-
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höht, dem dient die geplante, gezielte Ausrichtung der PH-Lehramtsstudien-
gänge auf die Grundschule bzw. auf die Haupt-, Werkreal- und Realschule. 

Wesentlich intensiviert hat sich diese Diskussion nach dem Beschluss 
von Bologna zur Vereinheitlichung des Europäischen Hochschulraums, in 
dessen Folge die Frage nach den künftigen Strukturen der Lehrerbildung 
an den Hochschulen, zeitweise aber auch in der sogenannten zweiten Phase 
in den Mittelpunkt des Interesses rückte. Zwar waren die Staatsexamens-
studiengänge in den Vereinbarungen der Kultusministerkonferenz (KMK) 
zur Neustrukturierung der Studiengänge im Sinne von Bachelor und Master 
ausdrücklich ausgenommen, erste Modellstudiengänge einzelner Universi-
täten und unterschiedliche Konzepte in den Ländern haben aber bald die 
Notwendigkeit von Vereinbarungen in der KMK auch zur Umstellung der 
Lehramtsstudiengänge auf die Bachelor-/Masterstruktur deutlich gemacht. 

Wichtige Vereinbarungen der KMK in diesem Kontext sind etwa 
die Ländergemeinsamen Strukturvorgaben der Kultusministerkon-
ferenz für die Akkreditierung von Bachelor- und Masterstudiengän-
gen von 2003, 
die Eckpunkte für die gegenseitige Anerkennung von (Lehramts-) 
Bachelor- und Masterstudiengängen (der Quedlinburger Beschluss 
von 2005), 
mehrfache Überarbeitungen der Ländergemeinsamen Strukturvor-
gaben in den Jahren 2007 und 2008 und 
der Beschluss vom Juni 2008 zur Vergabe eines Masterabschlusses 
in der Lehrerbildung durch Einbeziehung von Leistungen des Vor-
bereitungsdienstes. 

Auch die Liste dieser Beschlüsse ist mittlerweile sehr lang. Alle Vereinba-
rungen der KMK haben allerdings nicht verhindern können, dass die Leh-
rerausbildung in den Ländern in den vergangenen Jahren zunehmend un-
überschaubar geworden ist. Es gibt, z. T. innerhalb eines Landes, so viele 
unterschiedliche Ausgestaltungen von Lehramtsstudiengängen, dass die 
Frage berechtigt ist, ob das von Bologna angestrebte Ziel einer verbesserten 
Mobilität und einer Vereinheitlichung des Europäischen Hochschulraums 
bislang jedenfalls nicht verfehlt worden ist. 

Baden-Württemberg hat die Diskussionen und Entwicklungen auf-
merksam verfolgt und begleitet. Wir haben im Blick auf die universitären 
Lehramtsstudiengänge vor allem auf Wunsch der Universitäten zunächst 
die Umstellung auf die Bachelor-/Masterstruktur ins Auge gefasst, uns dann 
jedoch für die Beibehaltung des Staatsexamens entschieden, weil vor allem 
Fragen des Übergangs vom Bachelor in die Masterphase und der sogenann-
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ten Polyvalenz des Bachelorabschlusses nicht zufriedenstellend gelöst wer-
den konnten. Allerdings werden die universitären Lehramtsstudiengänge 
nun modularisiert und mit ECTS-Punkten versehen, ebenso werden die ent-
sprechenden studienbegleitenden Modulprüfungen eingeführt. 

Wir haben dort, wo die universitäre Ausbildung künftiger 
Berufsschullehrer/-innen über viele Jahre nicht ausreichend angenommen 
wurde, nämlich im gewerblichen Bereich, an mehreren Standorten in Ko-
operation von Fachhochschulen und Pädagogischen Hochschulen gemeinsa-
me Bachelor-/Masterstudiengänge eingeführt, die gut angenommen werden. 
Für die Lehramtsstudiengänge an den Pädagogischen Hochschulen steht nun 
die grundlegende Entscheidung über die Einführung eines eigenen Grund-
schullehramtsstudiengangs und eines Lehramtsstudiengangs für die Haupt-, 
Werkreal- und Realschule an. Auch hier soll es beim Staatsexamen bleiben, 
auch diese Studiengänge werden modularisiert, mit ECTS-Punkten und stu-
dienbegleitenden Prüfungen versehen. Ziel ist es, in der Ausbildung künftiger 
Grundschullehrkräfte sehr viel stärker die Altersgruppe der 5- bis 10-jähri-
gen Kinder, ihre Entwicklung und ihre Lernvoraussetzungen in den Blick zu 
nehmen und andererseits die Ausbildung künftiger Haupt-, Werk real- und 
Realschullehrer an den Erfordernissen dieses Jugendalters auszurichten. 

Der bereits von der Terhart-Kommission, aber auch vom Wissen-
schaftsrat oder in der OECD-Lehrerstudie von 2004 angemahnten besseren 
Abstimmung vor allem zwischen erster und zweiter Phase bringt uns die 
gegenwärtige Arbeit an Konzepten für die neuen PH-Lehramtsstudiengän-
ge mit Sicherheit ein gutes Stück näher, zumal es hier seit gut einem Jahr 
einen intensiven Austausch zwischen den Pädagogischen Hochschulen und 
den Lehrerbildungsseminaren gibt. Auch in der Zusammenarbeit zwischen 
den Universitäten und den Seminaren werden wir vorankommen, nicht zu-
letzt weil die Seminare ausdrücklich in die nunmehr anstehende Entwick-
lung der neuen Studienordnungen einzubeziehen sind. 

Bundesweit stellen schließlich – ungeachtet der zunehmenden Viel-
falt in der Lehrerbildung – die Vereinbarungen zu Standards in den Bil-
dungswissenschaften aus dem Jahr 2004 und die Vereinbarungen zu den 
fachwissenschaftlichen und fachdidaktischen Inhalten vom vergangenen 
Jahr einen großen Fortschritt dar, weil durch sie ein gewisses Maß an in-
haltlicher Gemeinsamkeit in der Lehrerbildung gewährleistet wird. Die 
Diskussion über die Lehrerbildung wird uns weiter begleiten, zumal die 
Forschung sich erst seit wenigen Jahren mit diesem Thema und mit den 
Wirkungen von Lehrerausbildung zu befassen beginnt und erste Ergebnisse 
jetzt auch an die Öffentlichkeit gelangen.
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Studierende ins Zentrum – studentische 
Erwartungen an die Lehrerbildung

 Sven Lehmann

Studienreformen in der Lehrerbildung sind immer in doppelter Hinsicht zu 
betrachten: Erstens als Reform von Studienbedingungen und -inhalten in 
Bezug auf gesellschaftliche Veränderungen sowie zweitens als konstituti-
ves Element von Schulentwicklung. Denn wie Lernen im Lehramtsstudium 
praktiziert und reflektiert wird, ist auch der Erfahrungshorizont, vor des-
sen Hintergrund angehende Lehrer/-innen schulische Lernprozesse später 
selbst gestalten. Will man eine Ent wicklung von Schule hin zu Lernprozes-
sen unterstützen, die die Lernenden in den Mittelpunkt rücken, so muss 
auch Studienreform die Lernenden als Subjekte ihrer individuellen Lern-
prozesse gesellschaftlich handlungsfähig werden lassen. Vom Standpunkt 
der lernenden Sub jekte aus ist Studienreform so zu gestalten, dass sie Lern-
bedingungen schafft, die „expansives Lernen“ ermöglichen. Das heißt: Die 
Lernenden sollen ihre eigene Handlungsfähigkeit in der Welt erweitern, 
anstatt sie mit den Bedingungen einer groß angelegten Fremdanforderung 
zu konfrontieren, vor deren Hintergrund sie sich mit einem Begründungs-
zusammenhang konfrontiert sehen, der „defensives Lernen“ begründet. 
Dieses ist vor allem ausgerichtet auf die „Vermeidung von Bedrohungen 
und Benachteiligungen […], wobei der Gegenstandsbezug zugunsten bloß 
aktueller Situationsbewältigung […] zurücktritt“ (Holzkamp 1995: 336). 

Im Zuge der derzeitigen Umstellung der Lehramtsstudiengänge ist 
zweierlei zu hoffen: erstens, dass im Zuge weiterer Reformbestre bungen 
nicht die Fehler bereits bestehender Bachelor- und Masterstudiengänge 
wiederholt werden; zweitens, dass sich verhindern lässt, dass die Studien-
reform im Rahmen von ökonomi schen Interessenkonflikten zu einer bloßen 
Studienstrukturreform verkürzt wird und stattdessen tatsächlich eine qua-
litative Studienreform in den Fokus rückt. 

Qualitative Studienreform statt Instrumentendebatte
Die Vereinbarungen, die die Kultusministerkonferenz (KMK) im sogenann-
ten Quedlinburger Beschluss18 getroffen hat, lesen sich eher als Bekenntnis

18 Vgl. Beschluss der KMK vom 02.06.05 zur Einführung der gestuften Studienstruktur in den 
Lehramtsstudiengängen. 
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zu 16 verschiedenen deutschen Schulsystemen denn als Orientierung auf 
einen Europäischen Hochschulraum. Entsprechend gestaltet sich die Um-
stellung der Lehramtsstudiengänge: als Flickenteppich. Im bunten Potpour-
ri verschiedener Modelle lässt sich keine wirklich konsistente Reformten-
denz ausmachen. Eine hochschulübergreifende Debatte über die Inhalte 
und Methoden des Studiums findet nicht statt. Die Veränderungsresistenz 
vor Ort hat dabei vielfach noch eine weitere Ursache: Hauptträger/-innen 
von Studien reformen sind Studierende und Mittelbau – und damit zwei 
Gruppen, die sich in den Hochschulgremien im Zweifel gegen die absolu-
te Mehrheit an Professoren und Professorinnen nicht durchsetzen können. 
Ihre maßgebliche Beteiligung wäre aber eine wichtigeVoraussetzung für 
eine gelingende Studien reform. 

Zur Entwicklung einer Perspektive ist von der bloßen Instrumenten-
debatte zu einer Auseinandersetzung um eine qualitative Studienreform 
zu wechseln. Soll die Lehrerbil dung den gewandelten gesellschaftlichen 
Verhältnissen gerecht werden, muss sie Stu dienbedingungen schaffen, in 
denen qualitative Lernprozesse möglich sind. Die Wirklichkeit des Bologna-
Prozesses in der BRD ist davon weit entfernt: Eine Prüfungsinflation im 
Rahmen unechter Modularisierung mit diversen Einzelveranstaltungs- statt 
Modulprüfungen, die Examensrelevanz von Noten ab dem ersten Semester 
und ein Fehlverständnis von ECTS-Punkten19 als (Ab-)Leistungspunkte füh-
ren vielfach zu Lernverhält nissen, unter denen sich Bulimie-Lernen20 als 
adäquate Lernstrategie und Bewältigungsmöglichkeit erweist. 

Verknüpfung von Theorie und Praxis 
Die Frage nach dem Verhältnis von Theorie und Praxis bildet einen wesent-
lichen Ausgangspunkt für die Entwicklung qualitativer Studienreformen. 
Ein Königsweg, der diese in ihrer Verknüpfung zum Gegenstand von Lern-
prozessen macht, scheint bisher nirgends gefunden. Das lose Nebeneinan-
der von Schulpraxis einerseits und Fachwissenschaft sowie theoretischer 
Reflexion andererseits ist mehr als beunruhigend: Wo die verschiedenen 
Instanzen sich mit der Absteckung ihres je eigenen Zuständigkeitsbereichs 
begnügen und keine Verknüpfung, ja nicht einmal eine systematische 
Koope ration stattfindet, bleibt die Möglichkeit der Verbindung und gegen-
seitigen Reflexion der Bereiche ein letztlich uneingelöstes Versprechen. 

19 European Credit Transfer System – europäisches System für eine vergleichbare Messung der 
Arbeitsbelastung von Studierenden. 

20 Auswendig lernen, bei der Klausur auskotzen, wieder vergessen. 
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Wo Hochschule der Praxis mit Humboldtscher Praxisfeindlichkeit 
begegnet, bleibt Theorie nur mehr Dementi von Praxis. Es käme dagegen 
auf das Begreifen von Theorie und Praxis in ihrer Verknüpfung an. Erfah-
rung könnte hierbei als ein ideologiekritisches Moment nutzbar gemacht 
werden, um eine kritische Praxisorientierung zu erreichen. Ziel ist es, die 
Verknüpfung von Praxis und Theorie in Lernprozessen für die künftigen 
Lehrkräfte sowohl begreif- als auch änderbar zu machen. 

Die Einrichtung von Lehrerbildungszentren mag eine Möglichkeit 
sein, das lose Nebeneinander von Theorie und Praxis in Verbindung zu 
bringen. Dazu müssten die Zentren jedoch mit entsprechenden Ressourcen 
ausgestattet werden und sie müssten über eine entsprechende Stellenaus-
stattung befähigt werden, nicht nur zu organisieren, sondern aktiv Lehr-
Lern-Prozesse zu erforschen. Ferner sind sie als Bestandteil des Qualitäts-
managementsystems einer mit Lehramtsausbildung betrauten Hochschule 
zu begreifen. Dass man hierbei nicht bei Lehrerbildungszentren stehen 
bleiben muss, hat die TU München mit der Gründung einer eigenen Lehr-
amtsfakultät deutlich unterstrichen. 

Gleich langes Studium für alle Lehrämter 
In zweistufigen Studiengängen ist beim Übergang Durchlässigkeit zu ge-
währleisten: Dies gilt nicht nur angesichts der umstrittenen Frage, inwie-
fern etwa ein Lehramtsbachelor berufsqualifizierend ist, sondern ganz 
grundsätzlich als Frage der Durchsetzung des Menschenrechts auf (den 
Zugang zu) Bildung. Wer einen Abschluss erreicht hat, darf weder durch 
Quote noch Note von der Möglichkeit abgehalten werden, einen weiteren 
Abschluss anzustreben. Auch der politische Versuch, ein kleines Studium 
für kleine Kinder und ein großes Studium für große Kinder durchzusetzen, 
darf mehr als finanz- denn als bildungspolitische Entscheidung interpre-
tiert werden: Die qua Regelstudienzeit gesetzte Anzahl an Semestern regelt 
die Besoldung künftiger Lehrkräfte. Eine breite wissenschaftliche Basis der 
Lehramtsausbildung stellt allerdings die Voraussetzung für Schulentwick-
lung dar. Auch die Festlegung der angehenden Lehrer/-innen auf eine be-
stimmte Schulform sollte nicht bereits zum ersten Semester erfolgen, son-
dern als bewusste Entscheidung auf Basis im Studium entwickelter Lern-
erfahrungen möglich sein. 

Neue Lernsubjekte? 
Lernprozesse sind Subjektivierungsprozesse. Wie Lernendenzentrierung 
stattfindet und was als Kompetenzorientierung umgesetzt wird, entscheidet 
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darüber, ob die Individuen in Lernprozessen gesellschaftlich handlungsfä-
hig werden, anstatt als Unternehmer/-in der eigenen Arbeitskraft ihr Wol-
len mit Marktzwängen zu identifizieren. Um die Subjekte gesellschaftlich 
handlungsfähig zu machen gilt es, Studienbedingungen zu schaffen, die 
auf gemeinschaftliche Handlungsfähigkeit zielen. Orientierende Veranstal-
tungen von Studierenden für Studierende, interdisziplinäre Projekttuto-
rien, Projekte an Schulen und in der Jugendarbeit wären als elementare 
Bestandteile des Studiums zu stärken, damit Studierende gemeinsam an 
Gegenständen ihres je eigenen Interesses forschend lernen können. 

Ausblick

Die momentane Praxis festgelegter Stundenpläne und verschulter Studien-
gänge erfordert ein Alternativprojekt. Sowohl im Studium wie in der spä-
teren Praxis in Bildungseinrichtungen gilt es dabei mindestens Folgendes 
zu beachten. Erstens: Lernende müssen für ein lebensbegleitendes Lernen 
qualifiziert werden, das nicht mit der Schule endet. Voraussetzung hierfür 
sind sowohl eine breite Grundbildung als auch die Umsetzung des Men-
schenrechts auf Bildung. Zweitens: Lernen auf Basis eigener Erfahrung, die 
von Subjekten ausgeht und zunehmend auch in informellen Lernprozessen 
stattfinden kann, muss möglich sein. Drittens: Die Lernendenzentrierung 
muss auf handlungsfähige Subjekte abzielen. Angesichts verplanter Stun-
denpläne wäre also aktuell weniger Literatur um Kompetenz lesenswert, 
als eher um Entschulung. 

Literatur
GEW (Hauptvorstand) 2009: Endstation Bologna? Die Reformdebatte zur LehrerInnenbildung in 
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Gewerkschaftliche Anforderungen an eine 
zukunftsfähige Lehrerbildung

 Doro Moritz

Die aktuelle Situation der Lehrerbildung in der Bundesrepublik Deutsch-
land ist durch eine extreme föderale Zersplitterung und Uneinheitlich-
keit geprägt. In jedem Bundesland existiert heute eine andere Organisa-
tion der Lehrerbildung, teilweise existieren in einem Bundesland sogar 
mehrere Systeme nebeneinander. Hier zeigen sich die Auswirkungen der 
Föderalismusreform und der Rückzug des Bundes aus seiner Verantwor-
tung in ihrer ganzen Unsinnigkeit. Die Mobilität von Lehramtsstudieren-
den zwischen den Bundesländern wird dadurch behindert und somit 
eines der Hauptziele des Bologna-Prozesses nachhaltig unterminiert. 
Einen guten Überblick über die Situation bietet eine aktuelle Broschü-
re der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW-Hauptvorstand 
2009a). 

Sonderweg Baden-Württemberg

Dieser Beitrag befasst sich beispielhaft mit der Lehrerbildung in Baden-
Württemberg und will vor allem Möglichkeiten für deren Verbesserung 
aufzeigen. Die aktuelle Situation in Baden-Württemberg ist durch eine 
bundesweit einmalige Zweiteilung geprägt. Ein Teil der angehenden 
Lehrer/-innen (Grund-, Haupt-, Real- und Sonderschullehrer/-innen) wird 
an Pädagogischen Hochschulen ausgebildet, angehende Gymnasial- und 
Berufsschullehrer/-innen dagegen an den Universitäten des Landes. Für 
beide Bereiche der Lehrerbildung ist aber weiterhin das erste Staatsexa-
men der angestrebte Abschluss. Alle Debatten über eine Umstellung auf 
Bachelor/Master sind bislang im Sande verlaufen (so für den Bereich der 
Universitäten) oder wurden noch nicht einmal wirklich geführt (so für die 
Pädagogischen Hochschulen). Einzige Ausnahme hiervon – und ebenfalls 
ein Sonderfall – ist ein Bachelor-/Masterstudiengang für Berufsschullehrer/ 
-innen im gewerblichen Bereich: An einen fachlichen Bachelor an einer 
Fachhochschule kann ein pädagogischer Master an einer Pädagogischen 
Hochschule angeschlossen werden. Dieser Studiengang fällt quantitativ je-
doch kaum ins Gewicht. Die Umstellung auf eine Bachelor-/Masterstruktur 
scheiterte nicht zuletzt an der Forderung der Hochschulen nach Selektion 
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beim Übergang ins Masterstudium. Für die GEW ist klar: Es darf weder 
eine Selektion durch Note noch durch Quote geben. 

Für die Frage nach der Qualität und/oder Strukturierung der Leh-
rerbildung ist aber nicht der Aspekt Staatsexamen oder Bachelor/Master 
entscheidend. Entscheidend ist, ob eine mögliche Umstellung auf Bache-
lor/Master in den Lehramtsstudiengängen in Baden-Württemberg zu einer 
qualitativen Aufwertung der Ausbildung bei gleichzeitiger Verbesserung 
der Studierbarkeit genutzt wird. Nur dann macht eine solche Umstellung 
Sinn und kann von der GEW unterstützt werden.

Nicht nur die Zweiteilung in Pädagogische Hochschulen und Univer-
sitäten sowie die Weigerung, über eine flächendeckende Umstellung auf Ba-
chelor/Master ernsthaft nachzudenken, machen Baden-Württemberg zum 
Sonderfall. Auch bei der Studiendauer ist Baden-Württemberg bundeswei-
tes Schlusslicht. Insbesondere die aktuell existierenden Studiengänge für 
das Lehramt für Grund- und Hauptschulen, für Realschulen und für Son-
derschulen (alle an den Pädagogischen Hochschulen angesiedelt) hinken 
weit hinter den GEW-Forderungen, aber auch weit hinter den Istzuständen 
in anderen Bundesländern hinterher. Auch die aktuelle Diskussion um die 
Umstrukturierung der Lehrerbildung an den Pädagogischen Hochschulen 
wird dieses Manko wohl nicht durchgängig beheben. 

Tabelle 1:  Regelstudienzeiten der Lehramtsstudiengänge in Baden-
Württemberg: Aktuelle Situation und Planungsstand

Tabelle 1 zeigt, dass sowohl in den aktuellen Studiengängen als auch in 
der Planung für die Lehramtsstudiengänge in Baden-Württemberg der Stel-
lenwert der Bildung kleiner Kinder deutlich niedriger ist als derjenige der 
Bildung in den Sekundarstufen. Es gilt offenbar nach wie vor der Grundsatz 
kleine Kinder – kurzes Studium und daraus resultierend kleine Kinder – 

Aktuelle  
Regelstudienzeiten

Geplante 
Regelstudienzeiten

Lehramt für Grund- und Hauptschulen 6 Semester 8 Semester

Lehramt für Realschulen 7 Semester 8 Semester

Lehramt für Sonderschulen 8 Semester 8 Semester

Lehramt für Gymnasien 10 Semester 10 Semester

Lehramt für kaufmännische Berufsschulen 10 Semester 10 Semester

Quelle: Kultusministerium Baden-Württemberg 2009, eigene Darstellung
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kleines Gehalt (vgl. GEW 2009b). In der frühkindlichen Bildung bestätigt 
sich diese politische Fehlbewertung in noch höherem Maße. Auch vor dem 
Hintergrund der von der GEW geforderten Offensive hin zu längerem ge-
meinsamen Lernen ist es wichtig, parallel die Lehrerbildung entsprechend 
weiterzuentwickeln. Ziel muss es sein, nicht mehr wie bislang eine Ausbil-
dung nach Schularten, sondern eine Ausbildung entsprechend dem Alter 
der zu unterrichtenden Kinder und Jugendlichen zu etablieren. Die Lehrer-
bildung der Primarstufe und der Sekundarstufen ist nicht gleichartig, aber 
gleichwertig zu gestalten. Die GEW-Forderung nach einer einheitlichen 
Studiendauer von zehn Semestern (300 ECTS-Punkte) für alle Lehramtsstu-
diengänge wird aktuell nur von Nordrhein-Westfalen und Sachsen erfüllt. 
Interessanterweise wurde die sehr begrüßenswerte Verlängerung des Lehr-
amtsstudiums in beiden Bundesländern jeweils unter einer CDU-geführten 
Landesregierung beschlossen. 

Notwendige Qualitätsdebatte

Alle (notwendigen) Diskussionen über Studienstrukturen und Studiendauer 
dürfen die Notwendigkeit einer Qualitätsdebatte nicht verdecken. Bereits 
im Studium brauchen wir ein ausgewogenes Verhältnis von fachwissen-
schaftlichen, fachdidaktischen und erziehungswissenschaftlichen Anteilen. 
In Baden-Württemberg mangelt es bei den Studiengängen an den Univer-
sitäten tendenziell an fachdidaktischen und erziehungswissenschaftlichen 
Inhalten, während den Studiengängen an den Pädagogischen Hochschu-
len, teilweise bedingt durch die viel zu kurze Studiendauer, mehr fachwis-
senschaftliche Inhalte und eine ausgeprägtere Wissenschaftlichkeit guttun 
würden. Der gesamten Lehrerbildung fehlt eine konsequent gestaltete Ver-
zahnung der ersten Phase (Hochschulstudium) mit den weiteren Phasen 
der Lehrerbildung. Dies bezieht sich sowohl auf das Referendariat als auch 
auf den Berufseinstieg sowie die Fort- und Weiterbildung während der ge-
samten beruflichen Tätigkeit. Angebote für den Berufseinstieg sowie für 
die Fort- und Weiterbildung müssen allerdings erst konzipiert bzw. massiv 
ausgeweitet werden. 

Für eine grundlegende Reform der Lehrerbildung in Baden-Würt-
temberg favorisiert die GEW ein integratives Studienmodell, das bereits 
in der ersten Studienphase bzw. im Bachelorstudium fachwissenschaftli-
che, fachdidaktische und erziehungswissenschaftliche Elemente nebenei-
nander enthält. So kann zu einem möglichst frühen Zeitpunkt eine Ver-
bindung dieser drei Elemente erlernt und erprobt werden. Dieser Weg ist 
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einer gestuften Struktur, bei der auf einen rein fachwissenschaftlichen Ba-
chelor ein erziehungswissenschaftlicher Master aufbaut, klar vorzuziehen. 
Unterentwickelt sind bisher auch die Wechselmöglichkeiten innerhalb der 
verschiedenen Lehramtsstudiengänge. Sie böten eine gute Möglichkeit um 
einerseits auf wechselnden Personalbedarf des Schulsystems, andererseits 
insbesondere auch auf Umorientierungen von Studierenden während ih-
res Studiums reagieren zu können. Die frühe definitive Festlegung führt 
in nicht unerheblicher Zahl zu nicht optimalen Berufswahlentscheidungen. 

Schließen möchte ich mit einem Zitat aus einer gemeinsamen Er-
klärung der Kultusministerkonferenz (KMK) und der Bildungs- und Leh-
rergewerkschaften, das hoffentlich bei den Entscheidungsträgern in den 
Bundesländern bei allen Reformbemühungen im Bereich der Lehrerbildung 
berücksichtigt werden wird. Bislang sind wir in Baden-Württemberg von 
einer Ausbildung, die dieses Ziel im Blick hat, noch weit entfernt: „Leh-
rerinnen und Lehrer sind Fachleute für das Lernen, ihre Kernaufgabe ist 
die gezielte und nach wissenschaftlichen Erkenntnissen gestaltete Planung, 
Organisation und Reflexion von Lehr- und Lernprozessen sowie ihre indivi-
duelle Bewertung und systemische Evaluation. Sie vermitteln grundlegende 
Kenntnisse und Fertigkeiten in Methoden, die es dem Einzelnen ermög-
lichen, selbstständig den Prozess des lebenslangen Lernens zu meistern“ 
(KMK u. a. 2000). Qualitativ hochwertige Lehrerbildung ist eine wesentliche 
Voraussetzung für Chancengleichheit in der Bildung – eine Bildung, die je-
des Kind und alle Jugendlichen in ihrer Entwicklung optimal begleitet und 
unterstützt. 
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Qualitätssicherung auf europäischer Ebene –  
ein Handlungsfeld für Studierendenvertretungen 
und Gewerkschaften

 Colin Tück

Die europäische Zusammenarbeit im Bereich der Qualitätssicherung21 war 
von Anfang an eine der im Bologna-Prozess vereinbarten Maßnahmen. 
Konkretere Gestalt hat dies aber erst 2003 angenommen, als die Minister/ 
-innen einen Arbeitsauftrag an ENQA22, EUA23, EURASHE24 und ESIB25 (ge-
meinsam bekannt als „E4-Gruppe“) erteilten, „ein vereinbartes System von 
Normen, Verfahren und Richtlinien zur Qualitätssicherung zu entwickeln 
[und] Möglichkeiten zur Gewährleistung eines geeigneten Begutachtungs-
prozesses (peer review) für Agenturen und Einrichtungen zur Qualitäts-
sicherung und/oder Akkreditierung zu prüfen […]“ (Berliner Kommuniqué 
2003, S. 4). Auch haben sich die Minister/-innen in Berlin dazu bekannt, 
dass „die Hauptverantwortung für die Qualitätssicherung in der Hochschul-
bildung gemäß dem Grundsatz der institutionellen Autonomie bei jeder 
Hochschule selbst liegt“ (ebd.) und damit dem Europäischen Hochschul-
raum einen Leitgedanken für die Ausjustierung des Verhältnisses zwischen 
interner und externer Qualitätssicherung gegeben. 

European Standards and Guidelines (ESG)
Bei der Folgekonferenz in Bergen (2005) wurde der Vorschlag der E4-
Gruppe für Standards und Leitlinien für die Qualitätssicherung im Euro-
päischen Hochschulraum (European Standards and Guidelines for Quality 
Assurance, kurz: ESG) von den Minister/-innen verabschiedet (vgl. ENQA 
2005 und Bergen Kommuniqué 2005). Diese bestehen aus drei Teilen, die 
die interne Qualitätssicherung an den Hochschulen (Teil 1), Verfahren der 

21 Im Rahmen des gesamten Beitrages bezieht sich der Begriff „Qualitätssicherung“ auf sämtliche 
systematische, interne oder externe Aktivitäten mit dem Zweck der Überprüfung und/oder der 
Weiterentwicklung der Qualität der Hochschulbildung, also beispielsweise auf Akkreditierung, 
Evaluation oder Audits.

22 European Network (heute: Association) for Quality Assurance in Higher Education – Verband 
der Qualitätssicherungsagenturen

23 European University Association – Universitäten und Rektorenkonferenzen
24 European Association of Institutions in Higher Education – nicht universitäre Hochschulen
25 Heute: European Students’ Union, ESU – europäischer Dachverband der Studierenden-

vertretungen
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externen Qualitätssicherung von Hochschulen und Studiengängen (Teil 2) 
sowie externe Qualitätssicherungsagenturen in organisatorischer Hinsicht 
(Teil 3) betreffen (vgl. ENQA 2005). Die Standards sind dabei weniger als 
detaillierte Normen zu verstehen, sondern vielmehr als grundlegende Prin-
zipien, die je nach spezifischem Kontext der einzelnen Hochschule bzw. 
Qualitätssicherungsagentur auf verschiedenste Weise umgesetzt werden 
können (vgl. Kohler 2007, S. 24). 

European Quality Assurance Register (EQAR)
Ausgehend von dem bereits im Berliner Kommuniqué angedachten Peer-
review-System für Qualitätssicherungsagenturen hat die E4-Gruppe den 
Ministern und Ministerinnen auch die Errichtung eines europäischen Re-
gisters für Qualitätssicherungsagenturen vorgeschlagen (vgl. ENQA 2005, 
S. 30 ff.). In der Folge hat die E4-Gruppe verschiedene Möglichkeiten und 
offene Fragen erörtert, um den Ministern und Ministerinnen schließlich ei-
nen konkreten Vorschlag für Aufbau und Organisation eines Registers vor-
legen zu können (vgl. Tück 2008, S. 4, und E4 2007). Dieses Modell wurde 
von den Minister/-innen begrüßt und die E4-Gruppe gründete schließlich 
im März 2008 das European Quality Assurance Register for Higher Edu-
cation (EQAR) als eigenständige Organisation zur Verwaltung des Registers 
der Qualitätssicherungsagenturen (vgl. EQAR 2008). Die Entscheidung über 
die Aufnahme einer Agentur in das Register obliegt dem Register Commit-
tee, dessen Mitglieder von den europäischen Verbänden der Hochschu-
len (EUA, EURASHE), Studierenden (ESU), Qualitätssicherungsagenturen 
(ENQA), Hochschulangestellten (Education International) sowie der Wirt-
schaft (BUSINESSEUROPE) benannt werden. 

Europäische Prinzipien in der Qualitätssicherung?

Der Bologna-Prozess muss eine beeindruckende Vielfalt unterschiedlicher 
akademischer, wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Hintergründe un-
ter einem Dach vereinen. In Anbetracht dessen ist es wenig überraschend, 
dass sich kaum eine einheitliche, europäische Herangehensweise in der 
externen Qualitätssicherung festmachen lässt. Einige Länder betreiben 
Akkreditierung auf Studiengangebene, während andere Evaluationen auf 
Hochschulebene durchführen; mancherorts dient externe Qualitätssiche-
rung primär der Kontrolle von Mindeststandards, anderswo steht die Qua-
litätsentwicklung im Vordergrund; es gibt Länder mit einer nationalen Qua-
litätssicherungsagentur ebenso wie solche mit mehreren im Wettbewerb 



125

D | 1Qualitätssicherung auf europäischer Ebene –  ein Handlungsfeld  

für Studierendenvertretungen und Gewerkschaften

stehenden Agenturen usw. Gleichwohl ziehen sich einige grundlegende 
Prinzipien durch die ESG und die europäischen Debatten zur Qualitäts-
sicherung. Neben der bereits eingangs erwähnten zentralen Verantwortung 
der Hochschulen sind dies unter anderem die Unabhängigkeit der exter-
nen Qualitätssicherung(-sagenturen) von Hochschulen und anderen Inte-
ressensgruppen, Transparenz und Konsistenz der eingesetzten Verfahren 
sowie die Einbindung der verschiedenen Stakeholder in Verfahren zur Qua-
litätssicherung. Letzteres Prinzip ist auch in EQAR verankert und spiegelt 
sich beispielsweise in der gemeinsamen Trägerschaft durch die E4-Organi-
sationen wieder. 

Qualität – ein objektiver Begriff?

Vor der Diskussion der Rolle von Studierenden und Gewerkschaften in der 
Qualitätssicherung lohnt ein kurzer Blick auf die Frage, warum die verschie-
denen Stakeholder im Hochschulwesen überhaupt eingebunden sein sollen. 
In der Literatur und in Normen finden sich verschiedenste Definitionen von 
„Qualität“. Ihnen gemeinsam ist, dass sie sich direkt oder indirekt auf Er-
wartungen, Wünsche oder Zufriedenheit von Kunden oder interessierten 
Parteien, oder allgemein auf Ziele oder Anforderungen beziehen. Auch auf 
den Bereich der Hochschulbildung bezogen gibt es verschiedenste Quali-
tätsverständnisse (vgl. Harvey 2009). Der verbreitete fitness for purpose 
Ansatz führt schnell zu der Frage nach dem Zweck der Hochschulbildung 
selbst – nach der fitness of purpose. Für Hochschulen lassen sich jedoch 
schwer eindeutig und universell Zweck, Anforderungen und Erwartungen 
definieren. Mit Studierenden, Professoren und Professorinnen, Angestell-
ten, Regierungen, Hochschulleitungen, dem Arbeitsmarkt und der Gesell-
schaft als Ganzem gibt es eine Vielzahl von Interessensgruppen („stakehol-
der“) mit teils überlappenden, teils widersprüchlichen Erwartungen an die 
Hochschulbildung. 

Der Versuch, eine allgemeingültige Definition guter Hochschulbil-
dung unter Berücksichtigung dieser verschiedenen Interessenlagen zu fin-
den, dürfte aussichtslos sein, ist aber auch entbehrlich, sofern die relevanten 
Stakeholder auf jeder Ebene und in jeder Phase eines Qualitätssicherungs-
systems eingebunden sind. Ihre aktive Teilnahme vom Entwurf eines Quali-
tätssicherungssystems über die Erarbeitung von Kriterien und Standards bis 
hin zu dessen praktischer Umsetzung stellt sicher, dass die verschiedenen 
Interessen und Erwartungen artikuliert werden können und letztlich in die 
Bewertung einer Hochschule oder eines Studienganges einfließen. 
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Spannungsfeld Unabhängigkeit und Stakeholder-Beteiligung
Es stellt sich jedoch die Frage, wie die beiden Prinzipien Stakeholder-
Beteiligung und Unanbhängigkeit externer Qualitätssicherungsagenturen 
miteinander in Einklang gebracht werden können. Hierzu sind zwei Dinge 
anzumerken: Zum einen kann die Einbindung verschiedener Stakeholder 
in die Gremien einer Qualitätssicherungsagentur auch deren Unabhän-
gigkeit stärken, indem eine einseitige Beeinflussung durch die Sichtweise 
nur einer Gruppe verhindert wird. Zum anderen sollte hierzu zwischen 
der Anwesenheit von offiziellen Vertretern und Vertreterinnen bestimmter 
Organisationen und der Teilnahme von Experten und Expertinnen mit ei-
ner Stakeholder-Perspektive unterschieden werden. Letztere repräsentie-
ren den spezifischen Blickwinkel der jeweiligen Interessengruppe, aber als 
nicht weisungsgebundene Einzelperson anstatt als mandatierte Vertreterin 
oder mandatierter Vertreter einer bestimmten Organisation. Während in 
der Praxis die grundlegende Diskussion über das Design eines Qualitäts-
sicherungssystems meist zwischen offiziellen Organisationsvertretern und 
-vertreterinnen geführt wird, nehmen an Begutachtungsverfahren in der 
Regel unabhängige Stakeholder-Experten und -Expertinnen teil (vgl. ENQA 
2008, S. 34 ff.). Das EQAR Register Committee ist ein Beispiel für ein Gre-
mium unabhängiger Stakeholder-Expert/-innen. Seine zehn Mitglieder 
werden von den europäischen Interessenvertretungen der Studierenden, 
Hochschulen, Qualitätssicherungsagenturen, des Hochschulpersonals so-
wie der Wirtschaft benannt, agieren dann aber unabhängig von den Orga-
nisationen und dürfen dort auch keine Funktionen innehaben. So fließen 
die Sichtweisen der verschiedenen Stakeholder-Gruppen in Bewertung und 
Entscheidungsfindung ein, gleichzeitig wird eine sachfremde Beeinflussung 
von Entscheidungen durch Interessenlagen externer Organisationen ver-
hindert (vgl. Tück 2008, S. 12 f.). 

Handlungsfeld für Studierendenvertretungen und 
Gewerkschaften

Die aktive Teilnahme von Studierenden und Hochschulpersonal bzw. ihrer 
Vertretungen an der Qualitätssicherung bietet die Chance, ihre Rolle als 
aktive und gleichberechtigte Partner im Hochschulsystem wahrzunehmen, 
was auch über den Bereich der Qualitätssicherung hinaus Vorbildwirkung 
haben kann. Studierende können so auch aus der ihnen häufig zugeschrie-
benen passiven Kunden- oder Konsumentenrolle hinaustreten. Für die Qua-
litätssicherung macht die aktive Beteiligung von Studierenden und Personal 
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deren Expertise und Erfahrungen nutzbar, sodass Bewertungen auf einer 
breiteren Basis vorgenommen werden können. Eine höhere Akzeptanz der 
Maßnahmen zur Qualitätssicherung bei Studierenden und Personal ist zu 
erwarten, wenn deren Vertreter/-innen in die Gestaltung einbezogen sind. 
Natürlich dürfen Einfluss und Möglichkeiten der Qualitätssicherung an-
dererseits auch nicht überschätzt werden, schließlich kann sie nicht alle 
Probleme des Hochschulsystems lösen. Insbesondere die externe Qualitäts-
sicherung durch Akkreditierung oder Evaluation hat durch ihren punktu-
ellen Charakter begrenzte Möglichkeiten. Sie kann lediglich begutachten, 
was die Verantwortlichen in der jeweiligen Hochschule umgesetzt haben, 
und dabei Unstimmigkeiten aufzeigen oder Anregungen zur Verbesserung 
machen – es ist aber kaum möglich und auch nicht wünschenswert, einer 
begutachteten Hochschule eigene, konträre Vorstellungen aufzuzwängen, 
solange sich diese im Rahmen des durch Kriterien und Standards aufge-
spannten Spielraumes bewegt. 

Ein Mindestmaß an Offenheit für andere Sichtweisen ist bei allen 
Beteiligten erforderlich. Es geht in der Qualitätssicherung schließlich nicht 
darum, der eigenen Meinung zum Durchbruch zu verhelfen, sondern in 
einem angemessenen Rahmen Vielfalt zuzulassen und faire Bewertungen 
vorzunehmen. Gerade bei der Erarbeitung und Vereinbarung von Ver-
fahren, Standards und Kriterien ist die Kompromissbereitschaft aller Be-
teiligten ein Schlüssel zum Erfolg. Dies gilt umso mehr, je informeller die 
Zusammenarbeit ist: Während in einem offiziellen Gremium im Zweifel 
abgestimmt werden kann, leben weniger formelle Organisationsformen 
wie etwa die E4-Gruppe auf europäischer Ebene vom Willen zum Konsens. 
Würde nur ein Beteiligter auf seinen Maximalforderungen beharren, käme 
vermutlich wenig zustande. Letztlich ist es essentiell, im Vorfeld die eigenen 
Prioritäten zu klären, um zu verhindern, dass man bei Nebensächlichkeiten 
hart verhandelt und bei den wichtigsten Punkten zurückstecken muss. 

Herausforderungen

Für Studierendenschaften und Gewerkschaften, ebenso wie für andere 
Akteure, besteht hierin eine wesentliche Herausforderung. Schließlich 
muss ein mitgetragener Kompromiss den eigenen Mitgliedern „verkauft“ 
werden, um diese zu überzeugen, dass es vernünftig war, nicht den Ver-
handlungstisch zu verlassen – und schlimmstenfalls ohne jede Gestaltungs-
möglichkeit dazustehen. Wie immer gilt auch hier, dass ein Kompromiss, 
mit dem jeder gleich unglücklich ist, vermutlich der beste ist. Allgemein 
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bringt eine gleichberechtigte Teilnahme von Studierenden und Personal 
in der Qualitätssicherung eine größere Verantwortung mit sich. Es ergibt 
sich nicht nur die Möglichkeit, die eigene Meinung einzubringen, sondern 
gleichzeitig auch eine Teilhabe an der Verantwortung für das Funktionie-
ren eines Qualitätssicherungssystems. Dieser sollten sich die beteiligten 
Akteure bewusst sein. Für Gutachter/-innen sollte daher beispielsweise 
eine angemessene Schulung sichergestellt sein, bevor sie tatsächlich in ei-
nem Qualitätssicherungsverfahren tätig werden. Hier stehen die jeweiligen 
Organisationen der Stakeholder mit in der Verantwortung, entsprechende 
Schulungsmöglichkeiten zu planen und anzubieten – freilich nicht allein, 
sondern mit Unterstützung der jeweiligen Hochschule oder Qualitätssiche-
rungsagentur(en). 

Insbesondere Hochschulen müssen auch dafür Sorge tragen, dass 
angemessene Rahmenbedingungen Studierenden und Personal eine Teil-
nahme an Qualitätssicherungsverfahren gestatten, etwa in der angemes-
senen Entbindung von anderen Aufgaben oder allfälligen Anwesenheits-
pflichten o.  Ä. Es sollte der Tatsache Rechnung getragen werden, dass die 
aktive Teilnahme an Qualitätssicherungsverfahren kein Privatvergnügen ist, 
sondern zu den üblichen Tätigkeiten der Hochschulmitglieder zählt. Zusam-
menfassend ist festzustellen, dass die aktive Teilnahme an der Qualitätssi-
cherung Studierendenschaften und Gewerkschaften vielfältige Chancen er-
öffnet, sofern man sich über die Grenzen und Herausforderungen im Klaren 
ist. Jedenfalls wäre es bedauerlich, dieses Handlungsfeld nicht zu nutzen. 
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Bologna 2010 – was kommt danach?
 Bastian Baumann

Dieser Sammelband ist der Frage Endstation Bologna? gewidmet. Ich woh-
ne seit geraumer Zeit in Bologna und kenne die verkehrstechnischen Gege-
benheiten recht gut. Bologna liegt schon seit dem Römischen Reich an der 
Kreuzung wichtiger Straßen, auf der Nord-Süd- und der Ost-West-Route. 
Mithin ist Bologna in keinem Fall als Endstation zu verstehen. Dass Bolo-
gna an wichtigen Verkehrsstraßen liegt, ist einer der Gründe dafür, dass 
Bologna eine relativ reiche Stadt ist. Aber der eigentliche Reichtum fing 
im 11.  Jahrhundert an, als die Universität Bologna gegründet wurde. Dass 
der Begriff Bologna im Hochschulbereich mit Reichtum assoziiert wird, 
geschieht allerdings recht selten. Auch dass Universitäten Reichtum be-
gründen würden, ist nicht das Erste, woran Leute denken. Wenn nun aber 
anzunehmen ist, dass Bologna keine Endstation ist, liegt die Frage nahe, 
was denn nach Bologna kommt. Diese Frage beinhaltet die Frage, was 
nach 2010 kommt. Hochschulgeschichtlich betrachtet könnte man sagen, 
dass Bologna auf Bologna folgt. Dabei drehen wir uns jedoch keineswegs 
im Kreis sondern entwickeln uns fort. Es gibt unterschiedliche Auffassun-
gen, was als Anfangspunkt des Bologna-Prozesses gilt. Manche meinen die 
Sorbonne-Erklärung von 1998, andere benennen das Lissabonner Aner-
kennungsabkommen von 1997. Wiederum einige vertreten die Auffassung, 
dass die Magna Charta Universitatum, die 1988 in Bologna erstmals unter-
zeichnet wurde, der eigentliche Startpunkt war. 

Die Wurzeln von Bologna

Nicht nur aufgrund meines Amtes teile ich die Auffassung, dass 1988 der 
Grundstein für den Bologna-Prozess gelegt wurde. Damals kamen zur Feier 
des 900-jährigen Bestehens der Universität Bologna fast 400 Rektoren und 
Rektorinnen zusammen, um ein kurzes aber prägnantes Papier zu unter-
zeichnen – die Magna Charta Universitatum. In ihr wurden die Grundwerte 
und -prinzi pien der Universität festgehalten. Darunter finden sich 

die Autonomie der Universität, 
die Wissenschaftsfreiheit, 
die Verknüpfung von Forschung und Lehre und
die Förderung von Mobilität.

D | 2
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Diese Grundwerte und -prinzipien bilden die Grundbedingungen für wis-
senschaftlichen, technologischen, kulturellen, ökonomischen und sozialen 
Fortschritt. Die Magna Charta wurde ein Jahr vor dem Fall der Berliner 
Mauer unterzeichnet, es waren aber schon viele Universitäten aus Osteu-
ropa anwesend. Die Magna Charta sollte auch ein Zeichen setzen, dass die 
Universitäten eine eigene Tradition besitzen, die rein akademischer Natur 
und unabhängig von politischen Systemen ist. Daher handelte es sich auch 
um eine Initiative der Universitäten selbst. 

Im Jahr 1999 kamen dann die Minister/-innen zusammen, um ein 
etwas längeres Papier zu unterzeichnen – die Bologna-Erklärung. Wiede-
rum war es keine reine Initiative Westeuropas bzw. der Europäischen Uni-
on; insgesamt waren 30 Länder (bei damals 15 EU-Mitgliedsstaaten) in 
Bologna vertreten. 1999 war dies, also 100 Jahre nach Gründung der TSG 
Hoffenheim. Das hat eigentlich nichts miteinander zu tun, aber es gibt doch 
einige Parallelen: 1999 waren die Bologna-Erklärung und die TSG Hoffen-
heim ungefähr gleich bekannt, nämlich nur einem sehr kleinen Kreis von 
Personen. Auch hatten beide in etwa gleiche Erfolgsprognosen. Die wenigs-
ten Menschen, auch nicht die unterzeichnenden Minister/-innen, haben da-
mals auch nur annähernd die Entwicklung erwartet, die wir in den letzten 
zehn Jahren gesehen haben. 

Nun aber, im akademischen Jahr bzw. der Fußballsaison 2009/10 
ist die Situation eine erheblich andere. Alle kennen Hoffenheim, sehr viele 
kennen die Hintergründe, relativ viele kennen gar Details. Vom Bologna-
Prozess haben inzwischen mehr Menschen gehört, aber nicht alle kennen 
ihn, wenige kennen die Hintergründe und kaum jemand Details. Auch der 
größte Teil der Lehrenden und Studierenden hat kein umfassendes Wissen 
über den Bologna-Prozess. Die TSG Hoffenheim hat also mehr Erfolg als 
der Bologna-Prozess, ist weitaus populärer, auch wenn beide wahrschein-
lich gleichermaßen polarisieren. Die Gründe hierfür sind unterschiedlicher 
Natur. Zum einen ist das Interesse, insbesondere das Medieninteresse, an 
Fußball weitaus größer; Bildung ist ein Nischeninteresse. Zweitens kosten 
Reformen und Entwicklung Geld. Die TSG Hoffenheim und ihr Mäzen ha-
ben das recht gut verstanden. Im Bologna-Prozess scheint hingegen bis auf 
wenige Ausnahmen das Verständnis im Vordergrund zu stehen, dass Refor-
men ein Euphemismus für Kostenreduzierung sind. Drittens ist es notwen-
dig, an seine Visionen zu glauben und die Ziele ehrgeizig zu verfolgen. Dies 
ist wiederum unübersehbar bei der TSG Hoffenheim. Im Bologna-Prozess 
geben sich viele schon früher zufrieden, denn schließlich ist es ja schon eine 
Errungenschaft, überhaupt etwas Derartiges in Bewegung gesetzt zu ha-
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ben. Die größte Vision von damals war es, einen gemeinsamen und einheit-
lichen Hochschulraum zu begründen und die Maßnahmen, die dafür nötig 
sind, bis 2010 umzusetzen. Es ist auch viel erreicht worden. Der Bologna-
Prozess ist die größte Reform, die vielleicht jemals, mit Sicherheit aber in 
den letzten 40 Jahren, stattfand. 

Die Bologna-Vision ist noch nicht erreicht

Warum aber ist die Vision des Europäischen Hochschulraums trotzdem 
beim besten Willen (noch) nicht erreicht worden? Wenn man sich umhört, 
heißt es oft, „die da in Brüssel oder Bologna haben Schuld“. In jedem Fall 
kommt das Übel von der europäischen Ebene. Dabei sind im Rahmen der 
Umsetzung des Bologna-Prozesses fast alle Probleme hausgemacht, also 
Fehler der nationalen bzw. Länderebene. Jammern allein hilft aber nicht; 
Lösungen müssen her. Und diese Lösungen müssen das Hauptanliegen der 
Zeit nach 2010 sein. Im März 2010 ist der Europäische Hochschulraum als 
gegründet ausgerufen worden. Es gab eine große Party bzw. – der akademi-
schen Tradition standesgemäßer – einen großen Ball, allerdings auch Pro-
teste und einen studentischen Gegengipfel. Doch handelt es sich wirklich 
um einen einheitlichen und gemeinsamen Hochschulraum? Weit gefehlt! 
Sowohl strukturell als auch inhaltlich sind wir noch ein großes Stück davon 
entfernt. 

Einheitlich und gemeinsam würde bedeuten, dass alle Länder alles 
umgesetzt haben, was es umzusetzen galt. In sämtlichen Untersuchungen 
wird schnell ersichtlich, dass es zum Teil noch großen Umsetzungsbedarf 
gibt. Selbst wenn die Umsetzung erfolgt ist, gibt es erheblichen Verbes-
serungsbedarf, da die Umsetzung häufig problembeladen und der Vision 
nicht zuträglich ist. Allerdings sind die Probleme weit grundsätzlicher, als 
dass bisher 25 Prozent der Länder noch keine rechtlichen Grundlagen für 
Joint Degrees geschaffen haben: Wir haben einen Zweiklassenhochschul-
raum. Auf der einen Seite stehen die Länder der Europäischen Union bzw. 
des Europäischen Wirtschaftsraums, auf der anderen die Länder Ost- und 
Südosteuropas. Wir können nicht von einem gemeinsamen Hochschulraum 
sprechen, wenn es in Europa keinen einzigen Studenten und keine einzige 
Studentin gibt, der oder die visafrei im gesamten Europäischen Hochschul-
raum studieren könnte. Bei den Lehrenden sind die Probleme in Bezug auf 
internationale Mobilität noch größer: Arbeitsrechtliche und pensionsrecht-
liche Bestimmungen machen Mobilität für die Mehrzahl der Lehrenden fak-
tisch unmöglich. 
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Das wichtigste Mobilitätsprogramm, Erasmus, ist für Studierende 
aus 13 Bologna-Ländern nicht zugänglich. Es gibt große Ungleichgewichte 
bei der Mobilität zwischen verschiedenen Ländern und auch Brain-Drain 
ist ein großes Problem; die Europäische Kommission unterstützt dies so-
gar durch verschiedene Projekte, beispielsweise wird auf Hochschulmes-
sen in Russland mit finanzieller Unterstützung der EU dafür geworben, 
doch im Europäischen Hochschulraum zu studieren, dabei ist Russland 
bereits seit Längerem im Bologna-Prozess dabei. Eine der Aktionslinien 
im Bologna-Prozess heißt Promoting the attractiveness of the European 
Higher Education Area. Aber keins der beteiligten Länder macht dies, es 
geht allen Ländern einzig und allein um die Lobpreisungen des nationa-
len Hochschulsystems. Organisationen wie der DAAD, der British Council, 
Nuffic etc. organisieren ihre Kampagnen auf dieser Basis. Es wird zwar 
gesagt, dass Bologna das jeweilige nationale System verbessert hat, aber 
es gibt keine Worte zur Einheitlichkeit und Gemeinsamkeit im Europäi-
schen Hochschulraum. 

Die Praxis bei der Anerkennung von Studienleistungen und -ab-
schlüssen legt ebenfalls nahe, dass noch kein Verständnis für einen gemein-
samen und einheitlichen Hochschulraum vorherrscht. Die Verfahren sind 
weiterhin sehr langwierig und oft nicht Erfolg versprechend. Dabei sollte 
insbesondere dies durch den Bologna-Prozess vereinfacht werden. Es gibt 
die notwendigen Bestimmungen und jenseits der Tatsache, dass die natio-
nale Umsetzung oft noch nicht geschehen ist, bleibt das Hauptproblem in 
den Köpfen bestehen: Die jeweiligen nationalen Systeme und Akteure sind 
nicht so weit, dass sie den Nationalstaat im Bildungsbereich überwinden 
können und wollen. 

Aufgaben für das nächste Bologna-Jahrzehnt

Das Hauptanliegen im Bologna-Prozess in der Zeit nach 2010 sollte es 
sein, durch Kooperation, Hilfe, Austausch und Überwindung von Vor-
urteilen daran zu arbeiten, dass der Europäische Hochschulraum auch 
wirklich ein solcher wird und von allen Ländern mitgetragen wird. Ge-
meinsam wird etwas nicht dadurch, dass alle das Gleiche machen; die 
Gemeinsamkeit kommt erst durch ein gemeinsames Ziel. Dabei sind wir 
noch nicht einmal so weit, dass alle das Gleiche machen. Kaum jemand 
kennt und nutzt das Konzept von Learning Outcomes, an kaum einer 
Hochschule wird das European Credit Transfer System (ECTS) richtig 
umgesetzt. In vielen Studiengängen hat Bologna nicht zu mehr, sondern 
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zu weniger Flexibilität geführt, obwohl Flexibilität eins der Hauptziele im 
Bologna-Prozess ist. 

Gerade bei der Flexibilität tun sich viele Hochschulen sehr schwer. 
Beispielsweise passiert im Bereich der recognition of prior learning sehr 
wenig. Aufgrund der demografischen Entwicklung gibt es eigentlich gar 
keine Alternative dazu, Kompetenzen anzuerkennen, auch wenn sie au-
ßerhalb der Hochschule erworben wurden, sei es durch formelle, infor-
melle oder nicht formelle Bildung. Aber die Hochschulen wehren sich, 
in den Ministerien kämpfen Hochschul- und Berufsbildungsabteilungen 
gegeneinander, sodass es zu Stillstand kommt, obwohl sich alle Länder 
im Bologna-Prozess dazu verpflichtet hatten bis 2007 ein nationales Sys-
tem hierzu zu errichten. Leider fehlen oft schon die Vorschläge. Es reicht 
nicht, Kritik zu üben, wir müssen alle proaktiver werden, reaktiv zu sein, 
bringt keinen Fortschritt. Die soziale Dimension im Bologna-Prozess 
wurde 2001 aufgenommen, weil es damals großen Druck und konstruk-
tive Vorschläge seitens der Studierenden gab. 

Die Magna Charta Universitatum wurde in der Präambel der 
Bologna-Erklärung benannt. Der Europäische Hochschulraum sollte auf 
der Basis der Werte und Prinzipien der Magna Charta errichtet werden. 
Allerdings scheint es angemessen zu fragen, ob diese Aspekte auch bei 
der Umsetzung beachtet werden und ob sie die Grundlage der Reformen 
bilden. Dies sollte bei den Nachbesserungen auch mitbedacht werden. 
Hierfür ist neben einem breiteren Wissen über den Bologna-Prozess auch 
ein tieferes Verstehen notwendig, das über die nationale Diskussion hi-
nausgeht. Dies setzt wiederum einen Mentalitäts- oder Paradigmenwech-
sel voraus. Insofern muss alles darangesetzt werden, dass dieser Wandel 
bei allen ankommt, und zwar nicht nur in der Theorie, sondern auch in 
der Praxis. Selbst die Akteure, die ganz nah am Geschehen sind, setzen 
in ihrer eigenen Praxis auf die Tradition. Wann wird es die ersten Stel-
lenausschreibungen von GEW, HRK, BMBF, fzs oder der BDA geben, in 
denen nicht mehr nach formalen Qualifikationen sondern nach Kompe-
tenzen (auf Grundlage von Qualifikationsrahmen) gefragt wird? 

Die nötigen Nachbesserungen sind nur möglich, wenn gemein-
sam daran gearbeitet wird. Die Hochschulleitungen müssen mit den 
Lehrenden und den Studierenden an einem Strang ziehen. Aber auch 
das Verwaltungspersonal muss eingebunden werden. Die Verwaltung ist 
bislang bei den Diskussionen völlig außen vor, hat aber tagtäglich mit 
den Problemen der Umsetzung zu tun. Aufgrund der bisherigen Nichtein-
bindung und des damit einhergehenden Wissensmangels beruft sich die 
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Verwaltung oft auf die Praxis der Vergangenheit, die aber wiederum nicht 
mit der neuen Bologna-Mentalität zu vereinbaren ist. Die Magna Charta 
Universitatum gründet sich gerade auf Gemeinsamkeiten. Bei Bologna 
müssen wir alles daransetzen, ab 2010 die Entscheidungen zu treffen, 
um wirklich einen gemeinsamen Hochschulraum zu gründen; in Theorie 
und Praxis. Dies muss die Richtung für die Zukunft sein.
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Der Europäische Hochschulraum als Handlungsfeld 
für Gewerkschaften und Studierende

 Nina Gustafsson Åberg

Qualitätssicherung ist ein zentrales Thema im Bologna-Prozess. Es hat viel 
Aufmerksamkeit genossen seit 1999 als der Bologna-Prozess eingeleitet 
wurde. In diesem Artikel geht es um die Frage, ob und wie Studierenden-
vertretungen und Gewerkschaften in und mit der Qualitätssicherung ar-
beiten können und sollten. Hierbei ist die Frage, ob wir uns überhaupt mit 
Qualitätssicherung beschäftigen sollten, für mich sehr einfach mit einem Ja 
zu beantworten, sodass ich mich im Folgenden auf das Wie konzentrieren 
kann. Der Ansatzpunkt für diesen Artikel sind meine Erfahrungen im Be-
reich der Qualitätssicherung teils als Studierendenvertreterin, teils durch 
meine Position bei der Bildungsinternationalen Education International. 
Einleitend möchte ich ein paar Grundprinzipien der Qualitätssicherung be-
nennen. Solange diese Prinzipien nicht erfüllt sind, sollten Studierenden-
vertretungen und Gewerkschaften aus meiner Sicht zunächst an ihrer Rea-
lisierung arbeiten, bevor sie sich in die Institutionen der Qualitätssicherung 
hinein begeben: 

1. Qualitätssicherung von Hochschulen und Hochschulausbildung liegt 
in staatlicher Verantwortung. 

2. Das System der Qualitätssicherung muss auf Peer-review-Verfahren 
aufgebaut werden. 

3. Studierende, Lehrende und Forscher/-innen müssen die Hauptak-
teure und -akteurinnen der Qualitätssicherung sein. 

4. Qualitätssicherung muss von einer akademischen und pädagogi-
schen Perspektive ausgehen und akademische und pädagogische 
Ziele als Kriterien haben – nicht politische oder private Interessen 
erfüllen. 

Die Wahrscheinlichkeit, dass die Prinzipien erfüllt werden, erhöht sich 
selbstverständlich auch, wenn Studierende und Lehrende sich in die De-
batten um die Qualitätssicherung aktiv einbringen. Auf der Grundlage der 
genannten Prinzipien ist Qualitätssicherung meiner Auffassung nach aus 
mehreren Gründen wichtig: Qualitätssicherung stellt zum einen einen wich-
tigen Schutz für Wissenschaftsfreiheit und Hochschulautonomie dar. Die 
Freiheit von Forschung und Lehre ist eine zentrale Grundlage für Bildung 
und Forschung insgesamt, leider muss diese Freiheit ständig verteidigt 
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werden. Durch die Schaffung eines öffentlich gesicherten Rahmenwerks, 
innerhalb dessen die Hochschulen Verantwortung dafür übernehmen, dass 
Forschung und Lehre von hoher Qualität sind, können Wissenschaftsfrei-
heit und Autonomie vor politischen und privaten Interessen geschützt wer-
den. Damit dies gelingt, muss die Allgemeinheit Vertrauen in das Funk-
tionieren des Qualitätssicherungssystems der Hochschulen haben. Deshalb 
muss es auf transparente Art und Weise ausgearbeitet werden. 

Konkurrierende Konzepte für Transparenzinstrumente

Hierüber hinaus ist ein gut funktionierendes Qualitätssicherungssystem 
eines der besten Argumente gegen diejenigen, die als Transparenzinstru-
mente Rankings und Typologisierungen ausbauen möchten. Sowohl die 
OECD, als auch die EU arbeiten derzeit an Projekten, die sehr unangeneh-
me Dimensionen enthalten und die im schlimmsten Fall zu Einschrän-
kungen der Wissenschaftsfreiheit und der Autonomie der Hochschulen 
sowie damit auch zu Verschlechterungen der Qualität von Forschung und 
Lehre führen können. Die EU hat gerade den Auftrag zur Erarbeitung 
eines multidimensionalen Rankings an ein Konsortium aus CHERPA-Net-
work, dem Centre for Higher Education Policy Studies der Universität 
Twente und dem Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) vergeben. 
Das Projekt wird zwei Jahren dauern und ungefähr 1,1 Millio nen Euro 
kosten. Die Philosophie hinter dem Ranking und die Vorstellungen da-
rüber, welche Informationen man durch Rankings und Typologisierung 
erhalten könne, widersprechen stark den dargestellten Grundgedanken, 
die hinter Peer-review-Verfahren, der Qualitätssicherung und der Akkre-
ditierung von Hochschulausbildung und Hochschulen stehen. Rankings 
nehmen keine Rücksicht auf die unterschiedlichen Aufgaben und Zielset-
zungen (missions) verschiedener Hochschulen. Rankings können außer-
dem dazu führen, dass Rektoren und Rektorinnen und andere Mitglieder 
der Hochschulleitung nur noch auf die Rankingkriterien schauen und da-
bei die eigentliche Zielsetzung der Hochschule vergessen. Schließlich ist 
es auch sehr schwierig zu sagen, wer das Recht haben soll, die Kriterien 
für ein Ranking zu bestimmen. Zudem möchte ich daran erinnern, dass 
viele Rankings mit Top-100- oder Top-500-Listen arbeiten, was dazu füh-
ren kann, dass Politiker/-innen, Studierende, Eltern und die breite Allge-
meinheit glauben, dass alle Hochschulen, die nicht auf der Top-500-Liste 
sind, schlecht seien – dabei repräsentieren aber auch die Top 500 nicht 
einmal drei Prozent aller Hochschulen weltweit. 
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Die OECD wiederum arbeitet an einem System, mit dem sich die 
Learning Outcomes der Studierenden evaluieren lassen sollen. Auch dieses 
Projekt droht dazu zu führen, dass die Lehre sehr eindimensional, einge-
schränkt und konform wird. Lehrende könnten das Gefühl oder auch direkte 
Hinweise bekommen, dass sie insbesondere dafür unterrichten, sicherzu-
stellen, dass die Hochschule eine gute Note bei den OECD-Prüfungen er-
hält  – teaching to the test. Hierüber hinaus gibt es zudem noch eine ganze 
Reihe guter Argumente gegen standardisierte Prüfungen. Auch wenn wir die 
Initiativen der EU sowie der OECD leicht als ideologische Vorschläge klas-
sifizieren können, so müssen wir sie andererseits auch als Ausdruck dafür 
verstehen, dass die Öffentlichkeit wissen möchte, was in den Hochschulen 
passiert. Eine gewisse Kontrolle der Hochschulen durch die Allgemeinheit 
ist hierbei durchaus legitim und aus meiner Sicht auch erwünscht. Es muss 
aber eine Balance geben zwischen Kontrolle und Freiheit, um das akademi-
sche Niveau und die Inhalte, nicht zu beschädigen. Ein gut funktionierendes 
Qualitätssicherungssystem, in dem alle Akteure und Akteurinnen beteiligt 
sind, kann eine solche Balance schaffen. Rankings oder international stan-
dardisierte Prüfungen können diese Balance hingegen nicht schaffen. Wir 
sollten aus meiner Sicht folglich stark hinter der Qualitätssicherung stehen, 
um die Durchsetzung von Modellen wie die beschriebenen Rankings zu ver-
hindern bzw. solchen Initiativen zumindest Kraft und Legitimität zu entzie-
hen. 

Aufgaben für die Gewerkschaften

Gute Qualitätssicherung lebt von einer aktiven Beteiligung der Gewerk-
schaften und der Studierendenvertretungen. Lehrende, Forscher/-innen 
und Studierende müssen die Initiative ergreifen und gemeinsam diskutieren 
und entscheiden, was Qualität in der Hochschullehre bedeutet – sonst wird 
Qualitätssicherung zu einer lästigen und bürokratischen Aufgabe. Für die 
Gewerkschaften gibt es hierbei zwei spezifische Herausforderungen. Ers-
tens: Auf europäischer Ebene, aber auch in vielen Ländern, haben die Stu-
dierendenvertretungen bereits eine starke Rolle in den Systemen der Quali-
tätssicherung erobern können. Sie sind anerkannt als wichtige Akteurinnen 
und eingebunden in viele Qualitätssicherungsaktivitäten auf verschiedenen 
Ebenen. Gewerkschaften dagegen haben es auf europäischer, sowie in die 
meisten Fällen auch auf nationaler Ebene bisher nicht geschafft, eine ent-
sprechende Anerkennung zu gewinnen. Das hängt aus meiner Sicht zum 
einen damit zusammen, dass Gewerkschaften bei vielen Fragen Probleme 
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haben, sich nicht nur als Sozialpartner, sondern als wichtige hochschulpoli-
tische Akteure darzustellen. Gerade die Qualitätssicherung ist allerdings ein 
Thema, in dem sich „klassische“ Gewerkschaftsfragen und wissenschafts-
politische Kompetenz gut miteinander verbinden lassen. 

Zweitens: Die Gewerkschaften haben im Hochschulbereich bislang 
sehr vereinzelte Mitglieder, die noch dazu auf ganz unterschiedlichen Ebe-
nen der Hochschulen arbeiten. Folglich ist es nicht immer leicht zu erklären, 
warum nicht einzelne Akademiker/-innen, sondern die Gewerkschaften als 
Institutionen in Systeme der Qualitätssicherung eingebunden werden soll-
ten. In dieser Frage haben es die Studierendenvertretungen einfacher  – sie 
haben gleichwohl andere Probleme, ernst genommen zu werden. Aus mei-
ner Sicht sollten die Gewerkschaften daran arbeiten, eine positive Einstel-
lung zu Qualitätssicherung unter ihren Mitgliedern zu verbreiten und einen 
kreativen Beitrag zur Qualitätssicherung zu leisten. Wenn wir immer wie-
der betonen, dass Lehrende und Forscher/-innen auf allen Ebenen beteiligt 
sein müssen, bedeutet dies auch, dass wir selbst einen entsprechenden Bei-
trag zu leisten haben. 

Fazit

Die Gewerkschaften könnten genauso wie die Studierendenvertretungen 
noch einiges mehr tun, um andere – und für uns wichtige – Aspekte in 
die Qualitätssicherung der Hochschulbildung einzubringen. Beratung und 
andere Arten der Unterstützung von Studierenden, Wohnheimplätze und 
Mensen sowie auch andere Kategorien der Sozialen Dimension könnten viel 
stärker als derzeit als Kriterien der Qualitätssicherung fungieren. Die Ar-
beitsbedingungen für Studierende, Lehrende und Forscher/-innen sollten 
eine zentrale Rolle spielen, wenn Qualität beurteilt wird, Möglichkeiten zu 
Weiterbildung, Mobilität etc. ebenso. Die Qualitätssicherung gibt uns damit 
auch eine Möglichkeit, der Kommerzialisierung der Hochschullandschaft 
entgegenzuwirken oder diese zumindest zu kontrollieren. Sie ist eine gutes 
Mittel, die Wissenschaftsfreiheit zu stärken und gleichzeitig der Öffentlich-
keit Rechenschaft darüber abzulegen, was an den Hochschulen passiert – 
insbesonders dann, wenn die Qualitätsberichte auch veröffentlicht werden. 
Last but not least bildet die Qualitätssicherung eine gute Möglichkeit, Dinge 
in den Hochschulen wirklich zu verändern, wenn wir daran mitwirken, die 
richtigen Qualitätskriterien zu entwickeln und zu nutzen.
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neuer Transparenzinstrumente im Europäischen 
Hochschulraum

 Christiane Gaehtgens

Eigentlich war es gar nicht Bologna. Die Revolution, die Europas Hochschu-
len verändern sollte, ging auch diesmal von Frankreich aus: 1998 verab-
schiedeten die Wissenschaftsminister/-innen von Frankreich, Deutschland, 
Italien und Großbritannien in Paris die Sorbonne-Erklärung, in der die 
Eckpunkte für eine gemeinsame europäische Hochschulpolitik vereinbart  
wurden. Nur ein Jahr später, 1999, beschlossen insgesamt 29 europäi-
sche Staaten in der sogenannten Bologna-Erklärung die Schaffung eines 
gemeinsamen Europäischen Hochschulraums. Inzwischen ist der Europä-
ische Hochschulraum auf 47 Mitglieder angewachsen und damit deutlich 
größer als die Union selbst. Man kann mit einigem Recht annehmen, dass 
die erweiterte europäische Mobilität der künftigen akademisch qualifizier-
ten Führungskräfte sich bald als ein wesentlicher Motor der europäischen 
Erweiterung und Integration erweisen wird. 

Rückblick: Die Europäische Hochschulreform als nationale 
Herausforderung

Doch hinter dem erklärten Willen zur Integration werden in einzelnen natio-
nalen Bildungssystemen Fliehkräfte von erheblicher Wirkung spürbar, die die 
Umsetzung der Reform erschweren. In den meisten europäischen Ländern ist 
die Bologna-Reform zunächst nicht in erster Linie als Internationalisierungs-
strategie verstanden worden, sondern als „Initialzündung“ für eine längst 
überfällige Reform der akademischen Lehre im nationalen Hochschulsystem 
(Witte 2006). Auch in Deutschland war dies so. Lange bevor sich die Mehr-
zahl der Hochschulen Mitte des Jahrzehnts auf den Weg zur Einführung von 
Bachelor und Master machten, entstanden Modellstudiengänge in der neuen 
Struktur, die zum Teil außerordentlich erfolgreich waren. Doch erstaunlicher-
weise machten diese Beispiele keine Schule. Stattdessen wird immer wieder 
berichtet, dass trotz positiver Bilanzen mit zufriedenen Studierenden, guten 
Lernerfolgen, integrierten Auslandsaufenthalten und geringen Abbrecherquo-
ten selbst in der eigenen Fakultät das Interesse an den Erfolgskonzepten der 
Kollegen und Kolleginnen gering ist. Dabei wäre wechselseitiges Lernen durch 
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Good-Practice-Exchange eine große Hilfe für eine erfolgreiche, die Gesetze 
der Hochschulautonomie respektierende Realisierung der Studien reform. 
Doch es fehlt an wichtigen Voraussetzungen. Bisher krankt die Umsetzung 
der Bologna-Reform in Deutschland trotz vielversprechender Ansätze an ei-
nem eklatanten Mangel an Geld, Personal, handwerklichem Wissen und vor 
allem an Vertrauen. Die Unzufriedenheit und Hilflosigkeit kulminiert in letz-
ter Zeit im Ruf nach staatlicher Intervention. Unsere europäischen Nachbarn 
schütteln den Kopf über diese Selbstentäußerung der sonst so auf Autonomie 
bedachten deutschen Hochschulen. Wir wären gut beraten, ihrer Warnung zu 
folgen und die Realisierung der Studienreform soweit als irgend möglich in die 
Verantwortung der Hochschulen zurückzuholen. 

Doch die Gründe für das Misstrauen gegenüber einer gemeinsamen 
europäischen Hochschulreform reichen noch tiefer. Zwar ist die mittelal-
terliche Universität von Bologna über Prag und Heidelberg bis Halle eine 
europäische, keine nationale Angelegenheit, schon weil es in dem heutigen 
Sinne keine nationalen Staaten gab, und auch die Humboldt’sche Univer-
sitätsreform hat ihre Wirkung weit über die Grenzen Deutschlands hinaus 
entfaltet. Doch spätestens seit der Mitte des 18. Jahrhunderts überwiegt eine 
andere, regionalere Betrachtungsweise. Das idealistisch geprägte Bildungs-
verständnis trug in den einzelnen europäischen Staaten mehr nationale als 
europäische Züge, die neuen Universitäten waren Gründungen der Regio-
nalfürsten, die ihre Macht deutlich spüren ließen. In der Folge wurden Uni-
versitäten in erster Linie Teil der geistigen Tradition des Bürgertums und 
seines kulturellen Selbstverständnisses. Die Freiheit der Wissenschaft wird 
zum Sinnbild der Freiheit des Bürgers im Staat. So steht etwa das Denkmal 
der Göttinger Sieben, jener aufrechten Professoren, die trotz Repressionen 
1837 gegen die Aufhebung der Verfassung im Königreich Hannover protes-
tierten, heute als moralische Mahnung vor dem Niedersächsischen Landtag. 
In Frankreich wie in Großbritannien findet die Aneignung der Universität 
durch die Gesellschaft (oder umgekehrt?) eine andere Ausprägung. Hier lässt 
sich beobachten, dass über einzelne Universitäten bzw. Colleges Netzwerke 
nationaler Eliten entstehen, die die politischen und wirtschaftlichen Geschi-
cke des Staates bestimmen. 

Konvergenz und Divergenz: Gegenläufige Kräfte im 
Europäischen Hochschulraum

Wenn man die aktuellen Auseinandersetzungen um die Studienreform ei-
nen Augenblick hinter sich lässt, muss man feststellen, dass die Ausrufung 
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der Bologna-Reform vor nunmehr 10 Jahren trotz aller Schwierigkeiten 
einen gewaltigen Veränderungsprozess in Gang gesetzt hat. Als wesent-
licher Baustein zur Schaffung des Europäischen Hochschulraums wird die 
Bologna-Studienreform zu Recht in erster Linie als Mittel zur Annäherung 
und Vereinheitlichung der Strukturen und Standards der akademischen 
Lehre in Europa verstanden. Sie ist Bestandteil eines intendierten, durch 
Regelungen und Anreize kaum merklich gelenkten Konvergenzprozesses, 
dessen Ziele viel weiter gesteckt sind. Der Europäische Wissenschafts-
raum umspannt neben der European Higher Education Area auch die uni-
versitäre, außeruniversitäre und industrielle Forschung in der European 
Research Area. Er überschreitet damit den Bereich der öffentlich geför-
derten Institutionen. Das wirkt auf das Verständnis der Lehre zurück. Im-
mer wieder betonen die Verlautbarungen der Kommission die Bedeutung 
akademischer Qualifizierung für den Wirtschaftsstandort Europa. Begrif-
fe wie Arbeitsmarktorientierung, Kompetenzprofile und Beschäftigungs-
fähigkeit werden in Brüssel und in einer Reihe anderer Mitgliedsländer 
anders als in Deutschland nicht als Gefährdung des akademischen Selbst-
verständnisses verstanden. Dies bildet sich in der Begrifflichkeit für die 
Konzepte zur Reform der Universitäten ab. Ihnen liegen die Grundgedan-
ken von institutioneller Autonomie und strategischer Entwicklungsfähig-
keit, Wettbewerb und gesellschaftlich/wirtschaftlicher Innovation durch 
Wissen zugrunde. 

Diesem umfassenden Streben nach einer Annäherung der Struktu-
ren und einer Kompatibilität der Wettbewerbs- und Entwicklungsvorausset-
zungen in Europa stehen Kräfte entgegen, die in die umgekehrte Richtung 
wirken. So steht dem allgemeinen Ziel erleichterter studentischer Mobilität 
zurzeit eine wachsende Zahl von Mobilitätshemmnissen entgegen, deren 
Ursachen in dem unterschiedlichen Implementierungsgrad der Bologna-
Reformen und in der Ausdifferenzierung der Studienangebote liegen. Die 
erleichterte Anerkennung von Studienleistungen, eine der wesentlichen Vo-
raussetzungen für verbesserte Mobilität, hat eine Welle rivalisierender oder 
paralleler Akkreditierungsverfahren notwendig gemacht. Der Weg zu einer 
einheitlichen europäischen Qualitätssicherung für die Lehre an den Univer-
sitäten Europas ist trotz deutlicher Fortschritte noch weit. Ähnlich verhält 
es sich mit der Mobilität von Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen. 
Internationale Berufungen sind zu einem wichtigen Qualitäts- und Wett-
bewerbsfaktor geworden, doch die Zersplitterung der Pensions- und So-
zialsysteme innerhalb Europas macht die Realisierung eines einheitlichen 
europäischen Arbeitsmarktes für Wissenschaftler/-innen schwierig. 
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Zum Teil ist die wachsende Divergenz durchaus intendiert, denn sie 
ist Folge des verstärkten Wettbewerbs unter den Hochschulen. So steht der 
Vereinheitlichung der Abschlussgrade (Bachelor und Master) eine wachsen-
de inhaltliche Vielfalt der Studienangebote gegenüber. Dies gilt nicht nur 
für die Masterkurse, die ein erhebliches Maß an Spezialisierung aufweisen 
und damit oft das Forschungsprofil der Universität widerspiegeln. Es gilt 
überraschend oft auch schon für die grundständigen Bachelorprogramme, 
deren curriculare Inhalte von einer breit angelegten Grundlagenkompetenz 
in einer Disziplin bis hin zu ausgefeilten Nischenangeboten für hochspe-
zialisierte Zielgruppen alle Optionen aufweisen. Die Annahme, dass man 
Physik, Literaturwissenschaft oder Betriebswirtschaft an allen Hochschulen 
gleich (gut) studieren könne, war schon lange ein Mythos. Mit der Bologna-
Reform ist sie endgültig überholt. 

Nicht nur bei den Studienangeboten, auch bei den institutionellen 
Hochschulprofilen bildet sich unter der Decke der Integration im Europä-
ischen Hochschulraum eine neue Vielfalt heraus, und auch diese hat ihre 
Ursache im wachsenden Wettbewerb. Die binäre Struktur, die die Hoch-
schulwelt in lehrende Fachhochschulen und forschende Universitäten un-
terteilt, bildet die Wirklichkeit nicht mehr angemessen ab. Das gilt beson-
ders in Ländern wie Deutschland, wo viele Fachhochschulen schon seit 
Längerem den Anspruch haben, auch in der Forschung Leistung zu zeigen. 
In einigen Bereichen sind konvergierende Tendenzen über die Grenzen der 
binären Systeme erkennbar: Die Abschlüsse von Universitäten und Fach-
hochschulen wurden mit der Bologna-Reform formal gleichgesetzt. Die 
europäische Rektorenkonferenz European Universities Association (EUA) 
nimmt seit Neuestem auch Fachhochschulen auf, wenn sie ein Minimum 
an Forschungserfolg nachweisen können. In Deutschland können Fach-
hochschulen Forschungsmittel bei der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(DFG) beantragen, in Österreich wird gerade ein einheitliches Qualitäts-
sicherungsgesetz für Universitäten und Fachhochschulen auf den Weg ge-
bracht. 

Neue Transparenzinstrumente

Die Klassiker kennt jeder: die Rankings von CHE, THES, Shanghai oder 
wie sie sonst noch heißen haben bei allen methodischen und qualitativen 
Unterschieden eines gemeinsam: Sie werden gelobt, wenn man gut darin 
abschneidet, und geschmäht, wenn man – was weitaus häufiger der Fall  – 
schlecht oder mittelmäßig davonkommt. Rankings sind, obwohl als Wett-
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bewerbsinstrument eingeführt, in ihrer Wirkung eher systemkonservativ, 
denn sie fördern durch die Auswahl der Indikatoren und Kriterien das 
Streamlining der strategischen Profilentwicklung auf ein einziges Ziel: den 
internationalen Erfolg der großen Forschungsuniversität. Damit bleiben 
wesentliche Aufgabenbereiche der Hochschulen in Rankings unsichtbar: 
die Erfolge in der Lehre, das Innovationspotenzial angewandter Forschung, 
der Einfluss auf die regionale Wirtschaftsentwicklung oder die Bedeutung 
erfolgreicher Weiterbildungsangebote für den Arbeitsmarkt. Das hat auch 
zur Folge, dass es für Hochschulen überall in Europa viel schwieriger 
ist, durch Leistungen in anderen Bereichen als der Forschung Anerken-
nung, politische Unterstützung und Finanzierung zu gewinnen. Denn Ran-
kings dienen in erster Linie der Reputationsbildung, als Steuerungs- oder 
Analyse instrumente sind sie viel zu undifferenziert. 

Diesen Defiziten versucht ein neues Beschreibungsmodell abzu-
helfen. Unter dem Namen U-Map wurde im Rahmen eines europäischen 
Forschungsprojekts ein neues Transparenzinstrument entwickelt, das es 
erlauben soll, die unterschiedlichen Schwerpunkte und Leistungsspektren 
der Hochschulen systematisch zu beschreiben. Mit dieser Klassifikation ist 
erstmals die Grundlage für eine Vergleichbarkeit von Hochschulprofilen 
unabhängig von den immer noch gravierenden Unterschieden in den Wis-
senschaftssystemen aller Länder des Europäischen Hochschulraums gelegt. 
Angelehnt an die weiterentwickelte Carnegie-Classification in den USA ha-
ben Hochschulen aus ganz Europa mit U-Map die Möglichkeit, ihre Profile 
anhand von 6 Dimensionen und mehr als 20 Indikatoren selbst zu beschrei-
ben. Die Dimensionen und Indikatoren wurden in einem umfangreichen, 
mehrjährigen Konsultationsprozess mit Hochschulen und externen Stake-
holdern entwickelt. Sie umfassen die wesentlichen Zukunftsbereiche der 
Hochschulen in Europa: Educational Profile, Student Profile, Research In-
volvement, Involvement in Knowledge Transfer, International Orientation, 
Regional Orientation. Das Ergebnis wird in einer Art von weiterentwickel-
ter flower-chart dargestellt. So ergeben sich charakteristische Profile mit 
zum Teil großen, zum Teil marginalen Abweichungen untereinander, aber 
kein Ranking. Gleichzeitig sind die zugrunde liegenden Daten für die am 
Programm beteiligten Hochschulen über eine Datenbank abrufbar, sodass 
Profilvergleiche auch auf ausgewählte Profilbereiche begrenzt werden kön-
nen. Damit wird das Programm zu einem nützlichen Instrument für Bench-
marking-Verfahren und profilbezogene Rankings. Die U-Map-Klassifikation 
selbst ist ausdrücklich kein Mittel des Leistungsvergleichs. Sie misst bei 
allen Dimensionen und Indikatoren den Grad der Aktivität (involvement), 
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nicht deren Qualität. Zu qualitativen Aussagen führt die Klassifikation erst, 
wenn die Ergebnisse der Selbstbeschreibung mit individuellen Prioritäten, 
mit der Messlatte im Kopf des Betrachters korreliert werden. Dies kann die 
traditionelle Höherbewertung von Forschungsaktivitäten sein, aber auch 
die Perspektive institutioneller Strategien: eine Hochschule, die sich das 
Ziel gesetzt hat, möglichst international zu werden, wird ihr Augenmerk auf 
andere Aspekte richten als eine, die ihr Angebot auf bestimmte studenti-
sche Zielgruppen ausrichtet oder die besonderen Ehrgeiz in den regionalen 
Wissenstransfer investiert. 

Für die erfolgreiche Entwicklung des Europäischen Hochschul-
raums sind Transparenzinstrumente wie U-Map von entscheidender Be-
deutung. Sie machen es möglich, eine Integration der Hochschulsysteme 
nicht allein durch zentral gesteuerte Vereinheitlichung der Strukturen zu 
realisieren, sondern innerhalb der gemeinsamen Strukturen eine Vielfalt 
der Lehrangebote und Forschungsprofile sowie institutionelle Autonomie 
zu ermöglichen. Der Schlüssel zu diesem Weg ist Transparenz: die Mög-
lichkeit, die Unterschiede und die Gemeinsamkeiten zu erfassen und zu 
verstehen, um sie dann gestalten zu können. So verstanden wird auch der 
Bologna-Prozess in Europa zum Erfolg führen. 
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Der Bologna-Prozess und Lebenslanges Lernen:  
Die Durchlässigkeit des zweistufigen 
Studiensystems 

 Katrin Heyl

Von zentraler Bedeutung für die tatsächliche Möglichkeit des Lebenslan-
gen Lernens im Bologna-Raum ist die Durchlässigkeit der Studienstruktu-
ren. Zwei Instrumente für die Regelung von Übergängen im zweistufigen 
Studien system werden im Folgenden betrachtet: Die ECTS-Punkte als Vo-
raussetzung, um von einem Bachelor- zu einem Masterstudium zu wech-
seln, und die Anrechnung außerhalb der Universität erworbener Kompe-
tenzen. 

Die Hindernisse beim Zugang zum und den Übergang zwischen den 
Stufen im Hochschulsystem sollen beseitigt und eine gerechte Anerkennung 
von Hochschulabschlüssen, Studienzeiten und Vorkenntnissen einschließ-
lich der Anerkennung nicht formellen und informellen Lernens erreicht 
werden, heißt es im Londoner Kommuniqué. Im Memorandum über Le-
benslanges Lernen ist die Aussage zu finden, dass ein ständiger und um-
fassender Zugang zum Lernen gewährleistet sein soll, auch um Menschen 
durch die Anerkennung bereits erworbener Qualifikationen zum Weiterler-
nen zu motivieren (vgl. Europäische Kommission 2000, S. 2 ff.). 

Leistungspunkte als Voraussetzung für die Zulassung  
zum Masterstudium

In der Realität – zumindest der Erziehungswissenschaft – ist ein umfassen-
der Zugang nicht gegeben: Die Anzahl der Plätze für ein Masterstu dium sind 
deutlich geringer als für ein Bachelorstudium (vgl. Scharz-Hahn/Rehburg 
2004, S. 47 f.; Horn et al. 2008, S. 30). Es müssen daher Auswahlverfahren 
(meist Mindestnoten im Bachelor, vgl. Rehn 2007, S. 94, aber auch Tests 
oder Auswahlgespräche) geschaffen werden. Dabei können die Vorausset-
zungen bei den Absolventen und Absolventinnen der eigenen Hochschule 
andere sein als bei Absolventen und Absolventinnen anderer Hochschulen. 
Teilweise wird zudem vorgeschrieben, wie groß bestimmte fachliche Stu-
dienanteile des Bachelors sein müssen, um zum Masterstudiengang zuge-
lassen zu werden. So werden etwa an der FU Berlin für den Zugang zum 
erziehungswissenschaftlichen Master mindestens 90 Leistungspunkte im 
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Studienbereich Erziehungswissenschaften gefordert (vgl. Horn et al. 2008, 
S. 30). Hierdurch werden einige Bachelorabsolventen und -absolventinnen 
beim Zugang zum Master systematisch ausgeschlossen (vgl. ebd.). 

Wenn die Leistungspunkte als Referenz für die Zulassung zum Master 
herangezogen werden, dann stellt sich die Frage nach der Verlässlichkeit, mit 
der sie tatsächlich das gleiche Wissen, die gleiche Intensität der Bearbeitung 
eines Themas oder den gleichen Arbeitsaufwand abbilden. Im Zuge einer 
Forschungsarbeit untersuchte Ein-Fach-Bachelorstudiengänge Erziehungs-
wissenschaft mit dem Schwerpunkt Erwachsenenbildung26 zeigen exempla-
risch, wie unterschiedlich Bewertungen im Rahmen des ECTS erfolgen: An 
der Universität Tübingen (2007, S. 30) haben die Studierenden neun Wochen 
Zeit für ihre Abschlussarbeit, die ca. 40 Seiten umfassen soll und für die es 
16 Leistungspunkte gibt. In Marburg und Köln beträgt die Bearbeitungszeit 
dagegen zehn Wochen, die Seitenanzahl soll zwischen 30 und 40 bzw. 35 
und 40 Seiten liegen und es werden zwölf bzw. 14 Leistungspunkte verge-
ben (vgl. Universität Marburg 2008, S. 9; Universität Köln 2007, S. 7 ff.). Die 
Universität Augsburg (2006a, S. 11 und 2006b, S. 4) gibt ihren Studierenden 
drei Monate Zeit um 40 bis 50 Seiten zu schreiben und vergibt dafür zwölf 
Leistungspunkte. Das heißt, es spielt keine Rolle, ob man neun oder 13 Wo-
chen Zeit hat, der geforderte Umfang der Arbeit ist gleich. Unterschiedlich ist 
jedoch die Anzahl der Leistungspunkte, die dafür vergeben werden. 

Einige Universitäten sind sehr um Transparenz bemüht und geben 
genauen Aufschluss darüber, für welche Leistung welche Anzahl von Leis-
tungspunkten vergeben werden. Vergleicht man diese Angaben miteinander, 
ergeben sich auch hier Unterschiede: Für eine 60-minütige Klausur werden 
an der Universität Augsburg (2006b, S. 4) vier, an der Universität Münster 
(2009, §8) zwei Punkte vergeben. Für eine 15-seitige Hausarbeit werden den 
Studierenden in Augsburg sechs, in Tübingen drei Punkte gutgeschrieben 
(vgl. Universität Augsburg 2006b, S. 4, Universität Tübingen 2007, S. 17). 

Zieht man dann noch in Betracht, dass ein Leistungspunkt nicht 
überall in Europa mit einem etwa 30-stündigen Arbeitsaufwand gleichge-
setzt wird (in Österreich sind es beispielsweise 25 Stunden) wird die Forde-
rung nach einer bestimmten Anzahl von Leistungspunkten als Zulassungs-
voraussetzung endgültig fragwürdig. Eine derartige Verwendung von Leis-
tungspunkten kann auch nicht im Interesse des Bologna-Prozesses sein, 

26 Schwerpunkt ist hier als pragmatischer Begriff zu verstehen. Erwachsenenbildung wurde 
immer dann als Schwerpunkt des Studiengangs angesehen, wenn die Universität diesen 
Bereich besonders herausstellt, etwa durch die Bezeichnung „Vertiefungsrichtung“, 
„Vertiefungsgebiet“, „Studienschwerpunkt“ oder Ähnliches.
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der ja die Hindernisse beim Übergang zwischen den einzelnen Stufen nicht 
verstärken, sondern beseitigen will. 

Anerkennung außerhalb von Hochschulen erworbener 
Kompetenzen

In ihrem Memorandum über Lebenslanges Lernen geht die Europäische 
Kommission (2000, S. 9) davon aus, dass Menschen nicht weiterlernen wol-
len, wenn ihre bereits erworbenen Kompetenzen nicht anerkannt werden. 
Außerdem lautet ein Ziel der Bologna-Erklärung, dass Leistungspunkte 
auch außerhalb der Hochschulen erworben werden können sollen (vgl. für 
Deutschland auch KMK 2002, S. 2). 

Neben den Bachelorstudiengängen wurden auch Masterstudiengän-
ge mit dem Schwerpunkt Erwachsenenbildung27 oder einer teildisziplinären 
Ausrichtung auf Erwachsenenbildung in der Forschungsarbeit untersucht. 
Bei den elf betrachteten Masterstudiengängen ist festzustellen, dass nur in 
wenigen Fällen eine berufliche Qualifikation (Aus- und Weiterbildungen), 
geschweige denn informell oder nonformal erworbene Kompetenzen an-
gerechnet werden können, bzw. diese Möglichkeit überhaupt in den Stu-
dien- bzw. Prüfungsordnungen oder Modulhandbüchern erwähnt würde. 
Dort, wo es möglich ist, reicht die Spanne der Anerkennung von anderen 
formalen Ausbildungen bis zu informell erworbenen Kompetenzen. 

Von 2005 bis 2008 lief das Modellprojekt „Anrechnung beruflicher 
Kompetenzen auf Hochschulstudiengänge“ (ANKOM), gefördert vom Bun-
desministerium für Bildung und Forschung. Ziel war es, die Durchlässigkeit 
des deutschen Bildungssystems zu erhöhen. Zwei Methoden der Anrech-
nung von Kompetenzen wurden hierin erprobt: Einerseits die pauschalierte 
Anrechnung, bei der Abschlüsse der Aus- und Weiterbildung einmalig auf 
Vergleichbarkeit und Gleichwertigkeit geprüft werden. Alle Personen mit 
diesem Abschluss können sich diese Aus- oder Weiterbildung dann auf ein 
Hochschulstudium anrechnen lassen. Andererseits wurde die individuelle 
Anrechnung, bei der Kompetenzen mithilfe von Assessments oder Portfo-
lios bewertet werden, erprobt (vgl. Freitag 2008, S. 19). Beide Methoden 
sind kombinierbar: An der Alice-Salomon-Hochschule Berlin beispielsweise 
wird die Weiterbildung zur Erzieherin/zum Erzieher auf den Studiengang 
„Erziehung und Bildung im Kindesalter“ teilweise pauschal, teilweise in-
dividuell angerechnet (vgl. Hartmann 2007, S. 80). Diese und die weite-

27 s. Fußnote 26
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ren Beispiele des Modellprojektes zeigen, dass eine Anrechnung durchaus 
möglich ist. Sie ist aber auch aufwendig und geht mit Fragen einher: Wer 
entwickelt die Methoden für die Anrechnung und wer führt sie schließlich 
durch? Diese Frage ist gerade im Hinblick auf die hohe Lehr- und Prü-
fungsbelastung in der Erziehungswissenschaft (vgl. Tippelt 2008, S. 158) 
sehr berechtigt. Zudem müssen Konzepte entwickelt werden, um mit einer 
stärker als bisher gemischten Gruppe von Studierenden mit und ohne Be-
rufserfahrung umgehen zu können.

Insgesamt gibt es im Bereich der Durchlässigkeit im Zusammen-
hang mit Lebenslangem Lernen noch viel zu diskutieren und zu erarbeiten. 
Gerade weil die Durchlässigkeit einer der Vorteile des Bachelor-/Mastersys-
tems ist bzw. sein könnte, ist es wichtig, sich diesen Diskussionen und der 
damit einhergehenden Arbeit zu stellen. Hierfür müssen allerdings auch die 
finanziellen und personellen Rahmenbedingungen stimmen. Ist dies nicht 
der Fall, dann bleibt auch keine Zeit und Energie, um die Bachelor- und 
Masterstudiengänge zu verbessern. 
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Promovieren im Europäischen Hochschulraum  – 
Impulse für eine Weiterentwicklung  
der Promotionsphase

 Alexander Katzer

Der Europäische Hochschulraum (EHEA) wurde 1998 durch die Unterzeich-
nung der Sorbonne Joint Declaration von den Bildungsministern und -minis-
terinnen Frankreichs, Englands, Italiens und Deutschlands (1998) initiiert. 
Mit der Aufnahme des §19 ins Hochschulrahmengesetz noch vor dem Re-
gierungswechsel 1998 wurde es den Hochschulen ermöglicht, Studiengänge 
einzuführen, „die zu einem Bachelor- oder Bakkalaureusgrad und zu einem 
Master- oder Magistergrad führen“. 1999 wurden die in der Sorbonne-
Erklärung vereinbarten Ziele durch die Bologna-Erklärung von 29  Unter-
zeichnerstaaten geografisch und inhaltlich erweitert. Im Mittelpunkt stand 
die Schaffung des Europäischen Hochschulraums durch die Umsetzung von 
sechs (später zehn) Kernelementen, die sich dadurch auszeichneten, eher 
dass sie nur gemeinsam und integriert zum Erfolg führen können. Die ak-
tuelle Praxis in den Unterzeichnerstaaten ist jedoch eher durch Ignoranz, 
Reduktion, Selektion und Redefinition dieser Elemente geprägt (vgl. Crosier 
et al. o.  J.; ESU 2009; EI o.  J.). In Deutschland ist nach wie vor eine träge 
technokratische Strukturreform kennzeichnend, die sich durch eine rigi-
de Verschulung, die Fehlinterpretation des European Credit Transfer and 
Accumulation System (ECTS), die Leugnung der sozialen, finanziellen und 
pädagogischen Rahmenbedingungen, eine Prüfungsüberlast und eine sich 
fortführende Fokussierung auf Lehrinhalte, Präsenzzeiten und Selektion 
auszeichnet (vgl. fzs 2008; GEW 2009). Der Anspruch eines doppelten Pa-
radigmenwechsels, der Lernendenzentriertheit, Lernendenzentrierung und 
Kompetenzorientierung als Grundsatz einer qualitativen Studienreform ver-
steht, wird bisher vernachlässigt.

Zusätzlich zum Europäischen Hochschulraum wurde der Europäi -
sche Forschungsraum (ERA) als Bestandteil der Lissabon-Strategie aus-
gerufen. Letztere hat das „Ziel, die Union zum wettbewerbsfähigsten und 
dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen“ 
(Euro päischer Rat 2000). Laut EU fordert der globale Konkurrenzkampf 
eine Stärkung gegenüber den Wirtschaftsmächten Asiens sowie der USA. 
Der ERA als Binnenmarkt für Forschung und Innovation soll die „Ent-
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wicklung von Humankapital“ fördern und durch gezielte Abstimmung und 
Vernetzung einzelstaatlicher Maßnahmen die Attraktivität Europas für die 
weltweit besten Forscher/-innen steigern. 

DIe Promotion im Kontext des Bologna-Prozesses

Die Ausgestaltung der Promotionsphase ist in den Unterzeichnerstaaten 
des Bologna-Prozesses vielfältig. Hinzu kommen die Einflüsse unterschied-
licher Fachkulturen (vgl. EUA 2007, GEW 2004). Promovierende werden 
dabei nicht einheitlich betrachtet: Teilweise werden sie der Statusgruppe 
der Studierenden zugerechnet, teilweise den Nachwuchswissenschaftlern 
und -wissenschaftlerinnen und teilweise beidem, abhängig davon, ob die 
Promotionsphase als dritter Studienzyklus (Promotionsstudiengang), als ei-
genständige Forschungsarbeit oder als Mischform aus beidem angeboten 
wird. Die Bologna-Folgeerklärungen legen dies nicht endgültig fest, geben 
aber mit dem Europäischen Qualifikationsrahmen (vgl. Bologna Working 
Group on Qualification Frameworks 2005, S. 68 f.) grundsätzliche Kompe-
tenzbeschreibungen vor, über die ein/e Absolvent/-in am Ende dieser Qua-
lifikationsphase verfügen soll. 

Im Februar 2005 widmete sich ein offizielles Bologna-Seminar erst-
malig den spezifischen Bedingungen der Promotionsphase und formulierte 
folgende Prinzipien (vgl. Koch-Christensen 2005, S. 2 ff.): Doktoranden und 
Doktorandinnen sind als vollwertige und professionelle Forscher/-innen mit 
eigenen Rechten anzusehen. Ihre Forschung steuert einen Beitrag zu neuen 
Erkenntnissen bei. Die Betreuung und Bewertung basiert auf transparen-
ten, verbindlichen Richtlinien, die alle Beteiligten miteinander vereinbaren. 
Die Promotion ist finanziell abgesichert, wobei insbesondere die soziale 
Dimension und die Möglichkeit der geografischen, interdisziplinären und 
intersektoralen Mobilität berücksichtigt werden soll. Im Herbst 2008 fand 
ein zweiter Workshop statt (vgl. Centre for International Mobility 2009), 
der sich mit den inhaltlichen Anforderungen und der Ausgestaltung der 
Promotionsphase sowie mit Karriereperspektiven von Promovierten ausei-
nandersetzte und versuchte, Lernziele zu definieren, um so die Vergleich-
barkeit, Transparenz und Durchführbarkeit von Programmen zu gewähr-
leisten. Hierbei wurde als wichtiger Aspekt auch über Durchlässigkeits- und 
Exitstrategien diskutiert. Im Mittelpunkt stand jedoch die Übertragung der 
Grundphilosophie des Bologna-Prozesses, der Lernendenzentrierung und 
der Kompetenzorientierung auf die Doktorandenbildung. 
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Die Abschlusserklärung der Bologna-Folgekonferenz in Leuven und 
Louvain-la-Neuve (2009) greift diese Empfehlungen auf und fordert expli-
zit bessere Karrierechancen, eine Strukturierung und Verlässlichkeit der 
Promotionsphase sowie den Abbau von Mobilitätsbarrieren bspw. durch 
die Portabilität von Renten- und Sozialversicherungsansprüchen. Die Eu-
ropäische Kommission hat mit der Europäischen Charta für Forscher und 
dem Verhaltenskodex für die Einstellung von Forschern (Europäische Kom-
mission 2005) einen Katalog von Richtlinien verabschiedet, der „allgemeine 
Grundsätze und Anforderungen, die die Rollen, Zuständigkeiten und An-
sprüche von Forschern wie auch von Arbeitgebern und/oder Förderern von 
Forschern fest[legt]“. Im Gegensatz zur deutschen Praxis, bis zur Professur 
als wissenschaftlicher Nachwuchs zu gelten, wird hier ein Zeitfenster von 
maximal vier Jahren Forschungstätigkeit als ausreichend angesehen, um 
vom Nachwuchswissenschaftler bzw. von der Nachwuchswissenschaftlerin 
zum vollwertigen Wissenschaftler bzw. zur vollwertigen Wissenschaftle-
rin aufzusteigen. Der Kodex und die Charta enthalten überdies spezifische 
Aussagen zur Mitbestimmung, zu Betreuung, ethischer und sozialer Ver-
antwortung, Arbeitsbedingungen und Mobilität sowie zum Zugang und zu 
Übergangen in die Promotion und im Anschluss an die Promotion. 

Eine Umsetzung des Kodex und der Charta in Rechtsvorschriften 
ist in Deutschland mehrfach abgelehnt worden (vgl. Bundesrat 2005). Dies 
wird auch im den ERA bilanzierenden Grünbuch kritisiert (vgl. Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 2007). In diesem Grünbuch wird eine 
Weiterentwicklung der im Jahr 2000 gefassten Ziele durch eine tiefe Ver-
wurzelung in der europäischen Gesellschaft als Ziel formuliert. Instrumente 
hierzu sind die „Förderung der Mobilität zwischen Einrichtungen, Fach-
richtungen, Sektoren und Ländern“, die „Verknüpfung und Vernetzung von 
Forschungseinrichtungen auf Weltniveau“ und der „effektive Wissensaus-
tausch zwischen Wissenschaft und Industrie wie auch der breiten Öffent-
lichkeit“ (ebd., S. 2 f.). Der Rat der Europäischen Union hat diese Initiativen 
durch den Ljubljana-Prozess zur Erreichung der Vision 2020 (vgl. Rat der 
Europäischen Union 2008) gebündelt, um als fünfte Grundfreiheit, den frei-
en Verkehr von Forschern, Wissen und Technologie zu ermöglichen.

(Heraus-)Forderungen

Neben kurzsichtigen und wettbewerbsorientierten Zielen sollte auch na-
tional) eine ernsthafte und verbindliche Diskussion über die Ziele und 
Rahmenbedingungen sowie über die Ausgestaltung der Promotionsphase 
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geführt werden. Die Europäische Charta für Forscher setzt hier wichtige 
Standards. Des Weiteren lohnt sich auch ein Blick in die national wenig 
rezipierte Abschlusserklärung der UNESCO-Weltkonferenz 2009, die die 
Hochschulbildung in den Dienst gesellschaftlicher Entwicklungen stellt und 
auf die Milleniums-Entwicklungsziele, die Menschenrechte, auf Bildung für 
alle, auf eine nachhaltigen Entwicklung, auf Solidarität und Frieden orien-
tiert. Hieraus lässt sich ein völlig anderes Selbstverständnis eines Forschers 
bzw. einer Forscherin im Sinne einer Wissenschaft in globaler Verantwor-
tung herleiten, welches dringend in den Bologna-Prozess überführt werden 
muss. Hierzu gehört auch der Perspektivwechsel hin zu einer Promovie-
rendenzentrierung als konsequente Weiterführung der Idee des doppelten 
Paradigmenwechsels in der Studienreform. Das Verständnis der Promo-
tion als dritter Studienzyklus ist dabei abzulehnen. Wichtige Elemente wie 
Hochschuldidaktik, Lebensbegleitendes Lernen und eine sensible und re-
flektierte Haltung zur Weiterentwicklung des Systems Wissenschaft sind zu 
integrieren. Die Neugierde der Forscher/-innen darf nicht am Horizont des 
spezifischen fachlichen Erkenntnisprozesses enden. Sie muss einen ganz-
heitlichen Anspruch haben und sich auch an der Weiterentwicklung des 
eigenen Rollenverständnisses im System Wissenschaft und am System Wis-
senschaft als solches beteiligen. Hierzu bedarf es verlässlicher und trans-
parenter Rahmenbedingungen, einer demokratischen Partizipation und 
finanzieller sowie sozialer Absicherung. 
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Qualitätssicherung und Akkreditierung: 
Erwartungen an Bologna nach 2010

 Achim Hopbach

Zehn Jahre nach Beginn des Bologna-Prozesses, des wohl tiefgreifendsten 
Reformprozesses der deutschen und Europäischen Hochschulen in den 
letzten Jahrzehnten, ist es an der Zeit, ein Zwischenfazit zu ziehen und ei-
nen kurzen Blick in die Zukunft zu wagen; im folgenden Beitrag im Bereich 
der Qualitätssicherung. Wo steht Deutschland mit Blick auf die Qualitätssi-
cherung im Hochschulsektor und in welche Richtung wird sich der Reform-
prozess weiterentwickeln? 

Qualitätssicherung im Bologna-Prozess 

Qualität in Studium und Lehre ist der Dreh- und Angelpunkt des Bologna-
Prozesses. Die meisten Reformziele, also die Schaffung eines Systems ver-
ständlicher Abschlüsse, die Förderung der Mobilität und Anerkennung von 
Abschlüssen etc., kreisen um die Forderung nach einer qualitativ hochwer-
tigen Ausbildung für die Studierenden. Es ist daher selbstverständlich, dass 
auch die Systeme und Verfahren der Qualitätssicherung in das Zentrum des 
Bologna-Prozesses gerückt sind. 

Ein Meilenstein in der Entwicklung der Qualitätssicherung auf euro-
päischer Ebene ist die Verabschiedung der „Standards and Guidelines for 
Quality Assurance in the European Higher Education Area“ (ESG) auf der 
Bologna-Folgekonferenz in Bergen im Mai 2005.28 Diese Prinzipien sollen 
auf alle Arten der Qualitätssicherung anwendbar sein: für interne wie ex-
terne, für Evaluation wie Akkreditierung, sowie für alle Akteure, also für 
Hochschulen wie Agenturen. Die Bedeutung der ESG kann kaum über-
schätzt werden. Qualitätssicherung im sich entwickelnden Europäischen 
Hochschulraum wird heute auf der Grundlage eines gemeinsamen Ver-
ständnisses von unabdingbaren Prinzipien für interne und externe Qua-
litätssicherung und eines gemeinsamen Verständnisses von Seriosität und 
Professionalität im Bereich Qualitätssicherung gestaltet. 

28 Vgl. http://www.enqa.eu/files/ENQA%20Bergen%20Report.pdf (Zugriff am 08.03.10). 
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Qualitätssicherung in Deutschland

In Deutschland begann die systematische Qualitätssicherung an Hochschu-
len 1994 in Form der Evaluation der Lehre. Mit dem EU-Projekt „Quali-
tätsbewertung im Bereich der Hochschulen“ wurde das Instrumentarium 
der zweistufigen Evaluation – bestehend aus interner Selbstbewertung und 
externer Begutachtung (Peer Review) – erstmals in Deutschland für Lehre 
und Studium erprobt (vgl. HRK 1995). In der Folge des Projekts wurden in 
vielen Hochschulen und auch auf der Ebene einiger Länder Evaluationsver-
fahren und -agenturen oder -netzwerke etabliert.29 

Als Kultusministerkonferenz (KMK) und Hochschulrektorenkonfe-
renz (HRK) im Jahr 1998 daneben die Einführung eines Systems der Akkre-
ditierung von Studiengängen beschlossen, markierten diese Entscheidun-
gen einen Paradigmenwechsel in der deutschen Hochschulpolitik. Aus An-
lass der Einführung von Bachelor- und Masterstudiengängen verabredeten 
beide Organisationen eine Reform des Verfahrens der staatlichen Zulassung 
von Studiengängen, indem die Prüfung der Güte des Studiengangs und die 
Einhaltung formaler Vorgaben nicht mehr ministeriell, auf der Grundlage 
von Rahmenprüfungsordnungen, sondern in einem Akkreditierungsverfah-
ren durch hierfür zugelassene Agenturen unter maßgeblicher Beteiligung 
unabhängiger Gutachterinnen und Gutachter vorgenommen wird. 

Ein spezifisches Merkmal der externen Qualitätssicherung an Hoch-
schulen in Deutschland ist seither die Parallelität von Verfahren der Ak-
kreditierung und externer Evaluation. Für beide Verfahren unterscheiden 
sich Grad und Konkretisierung der rechtlichen Regelungen erheblich vonei-
nander: Während die Akkreditierung von Studiengängen auf der Grundlage 
von Landeshochschulgesetzen, Beschlüssen der KMK und diese umsetzen-
den Beschlüssen des Akkreditierungsrates für alle Hochschulen einheitlich 
geregelt ist, bestehen keine ländergemeinsamen Regelungen von Zielen und 
Methodik der Evaluation von Studium und Lehre. 

Die erste grundlegende Reform im deutschen Akkreditierungssys-
tem folgte erst 2008, als die KMK auf Empfehlung des Akkreditierungs-
rates in Ergänzung zur inzwischen etablierten Studiengangakkreditierung 
das neue Verfahren der Systemakkreditierung einführte. Gegenstand der 
Systemakkreditierung ist das interne Qualitätssicherungssystem einer 
Hochschule im Bereich von Studium und Lehre. Die für Lehre und Studium 

29 Vgl. Entschließung des 176. Plenums vom 3. Juli 1995 (http://www.hrk.de/beschluesse/1808.
htm, Zugriff am 08.03.10). 
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relevanten Strukturen und Prozesse werden darauf überprüft, ob sie das 
Erreichen der Qualifikationsziele und die hohe Qualität der Studiengänge 
gewährleisten, wobei die ESG, die Vorgaben der KMK und die Kriterien 
des Akkreditierungsrates Anwendung finden. Studiengänge, die nach der 
Systemakkreditierung eingerichtet werden oder bereits Gegenstand der in-
ternen Qualitätssicherung nach den Vorgaben des akkreditierten Systems 
waren, sind somit akkreditiert. Die Hochschulen haben seither die Wahl 
zwischen beiden Verfahren.30 

Der Entwicklungsstand der Qualitätssicherung
Wie die Entwicklung der Qualitätssicherung im deutschen Hochschulsystem 
zu bewerten ist, lässt sich gut anhand von zwei Einschätzungen aus den 
Jahren 2005 und 2009 veranschaulichen. 

Empfehlungen zur Umsetzung der ESG in Deutschland (2005)31 
… an Hochschulen:
„Die Hochschulen sollten – wo dies noch nicht geschehen ist – ihre 
Verfahren der internen Qualitätssicherung aufeinander abstimmen 
und zu einem konsistenten hochschulweiten System der internen 
Qualitätssicherung weiterentwickeln, das die Standards der ESG 
erfüllt.“
… an Agenturen:
„Die Agenturen und Verbünde im Bereich der Evaluation sollten – 
falls nicht bereits geschehen – Leitfäden veröffentlichen, in denen 
Ziele, Verfahren, Instrumente und die Kriterien dokumentiert sind 
und der Bezug zu den ESG hergestellt wird. […} Für Verbünde im 
Bereich der Evaluation in Deutschland wird es daher notwendig, 
entweder eine eigenständige Rechtsform zu entwickeln, oder eine 
Gremienstruktur zu implementieren, die ihnen die Unabhängigkeit 
von einzelnen Hochschulen sichert.
… an Länder:
„Die Länder sollten Verfahren zur formalen Anerkennung von Agen-
turen im Bereich der externen Evaluation durch dafür zuständige 
öffentliche Einrichtungen entwickeln.“ 

30 Nähere Informationen unter www.akkreditierungsrat.de
31 Bericht an die Nationale Bologna-Arbeitsgruppe (unveröffentlicht)
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Während also im Jahr 2005 die methodologische Entwicklung in der Qua-
litätssicherung offenbar keinen Anlass zur Klage gibt, wird hier ein Um-
setzungsdefizit im Bereich der internen Qualitätssicherung konstatiert und 
eine Regelungslücke im Bereich der externen Evaluation im Gegensatz zur 
Akkreditierung. 

Bologna-Prozess: Nationaler Bericht für Deutschland 2007–200932

9.1. Interne Qualitätssicherung an den Hochschulen
„Ein Teil der Hochschulen verfügt über ein kohärentes und die ge-
samte Institution umfassendes System, das unterschiedliche Ver-
fahren der Qualitätssicherung verknüpft. Wo Verfahren interner 
Qualitätssicherung angewendet werden, entsprechen sie weitge-
hend den ESG.“
In Kap. 10.1 wird bestätigt, dass die Verfahren der externen Qua-
litätssicherung in der Regel den ESG entsprechen, was auch durch 
internationale Gutachtergruppen bestätigt wurde.

Vier Jahre später kommt der Nationale Bericht für die Ministerkonferenz 
in Leuven/Louvain-la-Neuve zu einem sehr ähnlichen Ergebnis: Die Hoch-
schulinterne Qualitätssicherung nach Maßgabe der ESG ist noch nicht über-
all eingeführt. 

Fazit

Ein Fazit lässt sich stichwortartig wie folgt zusammenfassen:
Qualitätssicherung an Hochschulen ist in Deutschland methodisch 
hoch entwickelt. 
Ein abgestimmtes System der externen Qualitätssicherung existiert 
nur teilweise: Evaluation und Akkreditierung sind unverbunden. 
In der Umsetzung gibt es erhebliche Unterschiede zwischen inter-
ner und externer Qualitätssicherung sowie zwischen Evaluation und 
Akkreditierung. 

Was bedeutet das für die Zukunft? Wie sollte die Qualitätssicherung im 
deutschen Hochschulsystem 2020 aussehen? Wo besteht Handlungsbe-
darf? Offensichtlich besteht in methodischer Hinsicht kein Handlungsbe-
darf. Das bedeutet nicht, dass sich die Verfahren nicht weiterentwickeln 
können und sollen – im Gegenteil. Es bedeutet aber, dass die Verfahren 

32 Vgl. http://www.bmbf.de/pub/umsetzung_bologna_prozess_2007_09.pdf (Zugriff am 08.03.10). 
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den europäischen Standards entsprechen. Handlungsbedarf besteht aber 
offensichtlich in der Umsetzung der ESG im Bereich der hochschulinternen 
Qualitätssicherung. Im Übrigen sei hier erwähnt, dass die Akkreditierung 
von Studiengängen auch erst bei etwa der Hälfte aller Bachelor- und Mas-
terstudiengänge angelangt ist. 

Handlungsbedarf besteht außerdem in systemischer Hinsicht: Zum 
einen muss die unverbundene Koexistenz von externer Evaluation und Ak-
kreditierung zugunsten eines umfassenden Konzeptes der externen Quali-
tätssicherung überwunden werden. Alles andere ist eine Vergeudung von 
Ressourcen. Zum anderen muss die Verbindung von interner und externer 
Qualitätssicherung gestärkt werden. Entsprechend den ESG sollte sich die 
externe Qualitätssicherung stärker auf die institutionelle Ebene beziehen 
und die Effektivität der hochschulinternen Qualitätssicherung auf Studien-
gangebene im Fokus haben. 

Literatur 
Hochschulrektorenkonferenz (Hrsg.) 1995: Europäische Pilotprojekte für die Qualitätsbewertung 

im Bereich der Hochschulen. Bundesrepublik Deutschland – Nationaler Bericht (Dokumente 
zur Hochschulreform 105), Bonn.
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Geschlechtergerechtigkeit als Qualitätsmerkmal 
von Studium und Lehre – Forderungen und 
Empfehlungen

 Beate Kortendiek

In ihrem Berliner Kommunique beschlossen die Europäischen Bildungs-
minister/-innen (2003), dass im Bologna-Prozess auch der „Abbau sozialer 
und geschlechtsspezifischer Ungleichheit auf nationaler und europäischer 
Ebene“ von entscheidender Bedeutung ist. Diesen Beschluss setzte der Ak-
kreditierungsrat um, indem er den Agenturen Kriterien an die Hand gab, 
die u. a. Zielvorgaben zum Studiengangkonzept enthalten. Unter diesen fin-
det sich auch das Kriterium, die Umsetzung von Geschlechtergerechtigkeit 
zu verfolgen: „Das Studiengangskonzept … setzt die Konzeption der Hoch-
schule zur Geschlechtergerechtigkeit um.“33

Inwiefern die Umsetzung von Geschlechtergerechtigkeit im Zuge des 
Bologna-Prozesses realisiert wurde, war Gegenstand einer Studie des Netz-
werks Frauenforschung NRW (vgl. Becker u. a. 2007). Die Datenbasis der 
Studie bildet die Befragung von Vertretern und Vertreterinnen von Akkredi-
tierungsagenturen und Akkreditierungsrat, von Geschlechterforscherinnen 
sowie Gleichstellungsbeauftragten. Die Ergebnisse der Untersuchung sind 
u. a. in die Datenbank: www.gender-in-gestufte-studiengaenge.de eingeflos-
sen und werden im Folgenden anhand ausgewählter zentraler Ergebnisse 
und Handlungsempfehlungen vorgestellt.

Zur Bedeutung von Gender-Aspekten in der Praxis der 
Akkreditierung

Für eine erste Einschätzung des Stellenwerts von Geschlechteraspekten 
lohnt ein Blick auf die Beteiligung von Frauen am Akkreditierungsprozess. 
Das Ergebnis spiegelt deutlich die marginalisierte Position von Frauen im 
Wissenschaftssystem wider: Auf der obersten Ebene, im Akkreditierungs- 
und Stiftungsrat, auf der Leitungsebene der Agenturen, in den Akkredi-
tierungskommissionen und bei den Repräsentanten der Hochschulen sind 
Frauen unterrepräsentiert.

33 Kriterien für die Akkreditierung von Studiengängen (beschlossen am 17.07.2006, geändert am 
08.10.2007 und 29.02.2008), siehe http://www.akkreditierungsrat.de/fileadmin/Seiteninhalte/
Beschluesse_AR/08.02.29_Kriterien_Studiengaenge.pdf, Zugriff 29.11.2009
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Stiftung zur Akkreditierung von Studiengängen in Deutschland nach Geschlecht 
(Stand 9/2009)

Die am Beispiel der Stiftung zur Akkreditierung dargestellte Geschlechter-
ungleichheit steht im starken Gegensatz zu dem Beschluss „Gender Main-
streaming in der Akkreditierung“ vom 02/2006, in dem es u. a. heißt: „Der 
Förderung von Geschlechtergerechtigkeit dient auch die angemessene Re-
präsentanz beider Geschlechter auf allen Ebenen und in allen Stufen des 
Akkreditierungssystems und der Akkreditierungsverfahren. Bei der Zu-
sammensetzung kollektiver Organe ist dem Rechnung zu tragen.“34

Die mangelnde Beteiligung von Frauen in den Entscheidungsgre-
mien des Akkreditierungsprozesses stellt, für sich genommen, noch kei-
nen ausreichenden Indikator für den geringen Stellenwert von Gender-
Aspekten dar. Im Sinne des Gender-Mainstreaming ist die Beachtung von 
Gender-Aspekten jedoch Aufgabe aller am Prozess Beteiligten. Deshalb 
ist ein entscheidender Indikator für die Relevanz von Gender-Aspekten 
die Praxis der Umsetzung des Kriteriums. In dem Beschluss zum Gender-
Mainstreaming in der Akkreditierung heißt es hierzu: „Die Überprüfung 
der Implementierung von Konzepten der Hochschulen zur Förderung der 
Geschlechtergerechtigkeit ist daher ein unverzichtbares Kriterium in der 
Programmakkreditierung.“35

Im Rahmen der Studie kamen wir zu dem Ergebnis, dass dieser 
Beschluss von den Akkreditierungsagenturen folgendermaßen ausgelegt 
wird: „Wir prüfen das Konzept der Hochschule. Wenn die Hochschule kein 
Konzept zur Geschlechtergerechtigkeit hat, dann prüfen wir diesen Aspekt 
auch nicht.“ Hier ist der Akkreditierungsrat gefordert, eine andere Anwen-
dung in der Umsetzung von Gender-Mainstreaming einzufordern und her-
beizuführen.

34 http://www.akkreditierungsrat.de/fileadmin/Seiteninhalte/Beschluesse_AR/b_Gender_
Mainstreaming.pdf, Zugriff 29.11.2009

35 ebd. 

Akkreditierungsstiftung Frauen Männer

Vorstand 0 3

Geschäftsstelle 2 3

Akkreditierungsrat 5 12

Stiftungsrat 1 10
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Kriterien eines geschlechtergerechten Studiengangs

Ein geschlechtergerecht organisierter und gestalteter Studiengang
ist für weibliche und männliche Studierende gleichermaßen attrak-
tiv und zugänglich; 
führt weibliche und männliche Studierende gleichermaßen zu ei-
nem erfolgreichen Abschluss; 
berücksichtigt spezifische Interessen und Lernformen weiblicher 
und männlicher Studierender;
bezieht Spezifika geschlechtssegregierter Arbeitsmärkte in die Stu-
dienplanung mit ein;
bezieht unterschiedliche wissenschaftliche Perspektiven in die 
Lehrinhalte ein und entwickelt diese kontinuierlich fort;
berücksichtigt die unterschiedlichen Lebensbedingungen von Stu-
dierenden, minimiert soziale Selektivität;
richtet seine Beratungs-, Betreuungs-, Förderungs- und Mentoring-
programme auf die spezifischen Bedürfnisse weiblicher und männ-
licher Studierender aus;
verhindert durch ein entsprechendes Qualitätssicherungsmanage-
ment offene und versteckte Diskriminierungen eines Geschlechts, 
überprüft diese Kriterien durch ein kontinuierliches Monitoring 
und
stellt die hierfür notwendigen materiellen, personellen und organi-
satorischen Ressourcen auf Dauer sicher.

Geschlechtergerechtigkeit bezieht sich dementsprechend auf
den Zugang zum Studium: Attraktivität, Zulassungsverfahren, Stu-
diengebühren;
Studierbarkeit, zeitliche Organisation des Studiums, Vereinbarkeit 
von Studium, Familie und Erwerbsarbeit;
Hochschuldidaktik: Lehre, Betreuung, Beratung und Mentoring;
Übergang in den Beruf und vom Bachelor zum Master;
Integration der Frauen- und Geschlechterforschung.

Bei all diesen Kriterien ist Geschlechtergerechtigkeit derzeit nicht gewähr-
leistet, sollte jedoch im Akkreditierungsprozess überprüft und eingefordert 
werden. 
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Vorschläge zur besseren Integration von Gender-Aspekten  
in die Akkreditierung

Unsere Befragungen haben eindeutig ergeben, dass den Hochschulleitun-
gen bei der Umsetzung von Geschlechtergerechtigkeit im Zuge des Bolog-
na-Prozesses eine Schlüsselrolle zukommt. Denn Gleichstellungsbeauftrag-
te und Geschlechterforscherinnen bezweifeln in großer Zahl die Fähigkeit 
der Fachbereiche/Fakultäten, im Sinne des Gender-Mainstreaming (selbst-)
steuernd zu handeln. Andererseits zeigen vielversprechende Ansätze an ei-
nigen Hochschulen, dass auf Leitungsebene durchaus die Bereitschaft und 
Möglichkeit bestehen kann, Gender-Aspekte bei der Entwicklung der neu-
en Studiengänge als unverzichtbare Kriterien einzubeziehen. Insbesondere 
diese Bereitschaft sollte vom Akkreditierungsrat durch die Präzisierung der 
Kriterien für die Agenturen gefördert werden. Die wichtigste Maßnahme 
des Akkreditierungsrats ist daher die Einforderung der Vorlage eines Kon-
zepts der Hochschule zur geschlechtergerechten Ausgestaltung gestufter 
Studiengänge. Eine verbindliche Empfehlung könnte demzufolge lauten: 
„Unverzichtbarer Bestandteil des Akkreditierungsantrags ist ein Konzept 
der Hochschule zur Förderung der Geschlechtergerechtigkeit im gegebenen 
Studiengang. Die Agentur überprüft die Umsetzung dieses Konzepts.“ 

Zur Unterstützung eines geschlechtergerechten Bologna-Prozesses 
wären folgende flankierende Maßnahmen hilfreich: Zunächst müsste die 
Repräsentanz von Frauen in allen Gremien deutlich in Richtung einer pa-
ritätischen Verteilung verbessert werden. Zudem ist die Kooption einer 
Vertreterin der Bundeskonferenz der Gleichstellungsbeauftragten (BuKoF) 
kurzfristig umzusetzen. Bei der (Re-)Akkreditierung von Agenturen ist zu 
überprüfen, inwieweit von der Agentur die Integration von Gender-As-
pekten bei der Akkreditierung beachtet wurde und Gender-Experten und 
-Expertinnen in die Akkreditierungsverfahren einbezogen wurden. Die Be-
deutung von Gender-Aspekten ist in allen Stellungnahmen und in der Kom-
munikation mit den Agenturen, den Fachverbänden, den Hochschulen und 
der Politik angemessen zu kommunizieren. 

Das Konzept der Hochschulen zur Integration von Geschlechteras-
pekten sollte folgende Elemente enthalten: Erstens eine Beschreibung der 
Kriterien, an denen nach dem Verständnis der Hochschule „Geschlech-
tergerechtigkeit“ zu operationalisieren und zu definieren ist, zweitens ein 
Organisationskonzept, wie die Berücksichtigung dieser Kriterien bei der 
Entwicklung von Studiengängen in den Fachbereichen und Fakultäten si-
chergestellt wird und drittens ein Konzept zur Information, Beratung und 



171

E | 4Geschlechtergerechtigkeit als Qualitätsmerkmal von Studium  

und Lehre – Forderungen und Empfehlungen

Weiterbildung aller an der Entwicklung, Akkreditierung und Durchführung 
von Studiengängen auf Hochschulseite Beteiligten (Vermittlung von Gender-
Kompetenz). 

Die Agenturen sollten bezüglich der Zusammensetzung der Gremi-
en auf ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis in allen Gremien achten 
sowie die Bedeutung der Geschlechtergerechtigkeit von Studiengängen 
in allen Stellungnahmen und insbesondere mit der Berufspraxis und den 
Fachverbänden kommunizieren. Bei der Gewinnung von Gutachtern und 
Gutachterinnen sollte grundsätzlich ein/e Gender-Expert/-in hinzugezogen 
werden. Gender-Aspekte müssen in die Leitfragen an die Hochschulen inte-
griert und geschlechtsdifferenzierte Daten einfordert werden. Die Curricula 
müssen überprüft werden, ob sie hinsichtlich der Frauen- und Geschlechter-
forschung dem aktuellen Stand der Wissenschaften entsprechen und gege-
benenfalls die Integra tion dieser Aspekte einfordern. Bei den Prozessakkre-
ditierungen sind die Gender-Mainstreaming-Konzepte in dem von der Hoch-
schule vorgelegten Konzept insbesondere zu überprüfen und zu bewerten. 

Die Agenturen sollten darüber hinaus die folgenden Aspekte prüfen:
Maßnahmen zur Sicherstellung ausreichender Gender-Kompetenz 
bei allen am Studiengang Beteiligten;
das Konzept der Hochschulen zur Qualitätssicherung unter Gender-
Aspekten;
bei der Reakkreditierung der Studiengänge die Geschlechtergerech-
tigkeit ex post auf Basis geschlechterdifferenzierter Daten.

Ergänzend sollten eigene (qualitative) Daten zur Arbeitsbelastung, zu As-
pekten der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, zu den Möglichkeiten eines 
Teilzeitstudiums bei Studierenden erhoben und ausgewertet werden. Eine 
von den Akkreditierungsagenturen weitere zu prüfende Dimension unter 
Gleichstellungsaspekten sind die hochschuldidaktischen Ansätze, die einen 
erheblichen Einfluss auf das Lernverhalten und die Lehrsituation haben.

Empfehlungen an die Politik auf Bundes- und Landesebene 

Das Ziel der Geschlechtergerechtigkeit ist auf allen ministeriellen Ebenen 
als zentrales Anliegen der Wissenschafts- und Hochschulpolitik im Rahmen 
des Bologna-Prozesses zu benennen und umzusetzen. Hierunter fällt auch 
die Kommunikation der Bedeutung von Geschlechtergerechtigkeit bei der 
Einführung gestufter Studiengänge.

Die Bedeutung der Frauen- und Geschlechterforschung für die Wei-
terentwicklung der Wissenschaft ist zu betonen und mit den jeweiligen 
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Fachgesellschaften zu kommunizieren. Im Akkreditierungsrat hat die Bun-
des- und Landespolitik Einfluss in Richtung einer verstärkten Beachtung 
von Gender-Aspekten zu nehmen und sollte mit den Hochschulen Zielver-
einbarungen über die Integration von Gender-Aspekten in die Entwicklung 
und Akkreditierung gestufter Studiengänge einschließlich der Festlegung 
von Standards der Integration verbindlich erarbeiten. Diese Vereinbarun-
gen sind mit der leistungsbezogenen Mittelvergabe bzw. anderen Anreizen 
und Sanktionen zu verbinden, die Hochschulen bei der Sicherstellung der 
für den Prozess notwendigen Ressourcen zu unterstützen. 

Obwohl die Berücksichtigung von Gender-Aspekten trotz einschlägi-
ger Beschlüsse noch am Anfang steht, ist hier insbesondere der Wille aller 
am Bologna-Prozess Beteiligten zur Anerkennung von Geschlechtergerech-
tigkeit als Qualitätsmerkmal von Studium und Lehre sowie ihr Einsatz zur 
Umsetzung gefordert und gefragt.
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Gute Arbeit – gute Bildung: Personelle 
Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Studienreform

 Roland Bloch und Carsten Würmann

Gute Arbeit – gute Bildung: Dieser Zusammenhang drückt zunächst eine 
Erwartung an diejenigen aus, deren Aufgabe an den Hochschulen es ist, 
Inhalte und Kompetenzen zu vermitteln. Er markiert als Anspruch einen 
zentralen und integralen Bestandteil dessen, was Wissenschaft als Beruf 
ausmacht, nämlich nicht nur zu forschen, sondern eben auch zu lehren. 
Die legitime Forderung an eine Profession, ihren Beruf ordentlich auszu-
üben, d. h. gute Arbeit zu liefern, setzt allerdings voraus, dass diese gute 
Arbeit auch möglich ist. Die Qualität von Bildung ebenso wie die Qualität 
von Lehre sind untrennbar mit den Arbeitsbedingungen der Lehrenden an 
den Hochschulen verbunden. 

Qualität der Lehre und Unterfinanzierung

Die Verbesserung der Lehre an den Hochschulen gilt über Partei- und Inte-
ressengruppen hinweg als Gebot der Stunde. Mit mehr Qualität in der Lehre 
soll der breiten Kritik an der Umsetzung der Bologna-Reformen begegnet 
werden. Dabei ist die Klage über schlechte Betreuungsrelationen nicht neu. 
Die in vielen Studiengängen des Prä-Bologna-Systems existierenden Frei-
räume in der Studiengestaltung insgesamt machten es allerdings leichter, 
die Bewältigung des Mangels zu individualisieren und den einzelnen Studie-
renden und Lehrenden zu überlassen. In der Logik des neuen Studiensys-
tems soll die Studierbarkeit hingegen durch die Studienstruktur garantiert 
werden. Wenn aber die vorgeschriebenen Module und Prüfungen nicht ab-
solviert werden können, weil es an dem nötigen Lehrpersonal und -angebot 
fehlt, ist die Studierbarkeit strukturell gefährdet. Die mit den Bologna-Refor-
men versprochene größere Transparenz, die sich vor allem auf Studienin-
halte und -anforderungen beziehen sollte, lässt so vor allem die finanzielle 
Unterausstattung der deutschen Hochschulen schärfer zutage treten.

Die Unterfinanzierung der Hochschulen besteht seit Jahrzehnten 
und wird ebenso lang politisch ignoriert. Die vielfältigen Reformaktivitäten, 
die im letzten Jahrzehnt im Bereich der Hochschulen angegangen wurden, 
präsentieren sich zwar geradezu als ein Reformalphabet, das „von Akkre-
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ditierungsagentur über Bachelor-Master-Studiengänge, Credit-Point-Systeme, 
Dienstrechtsreform, Evaluierung, Flexibilisierung, Globalhaushalt und Hoch-
schulmarketing … bis hin zu Modularisierung, Profilbildung, Qualitätsma-
nagement, Wettbewerbsorientierung und Zielvereinbarung“ (Kreckel 2004: 
13) reicht. Sie haben allerdings bei allem erklärten Willen zu tiefgreifenden 
Umgestaltungen gemeinsam, dass sie möglichst kostenneutral bzw. effizienz-
steigernd umgesetzt werden sollen. Die genannten Reformen betreffen maß-
geblich auch die Lehre an den Hochschulen. Doch schlägt sich dieser Fokus 
nicht in besonderer finanzieller Zuwendung nieder. Die beiden großen, für die 
Finanzierung der Hochschulen bedeutsamsten Programme der letzten Jah-
re  – die Exzellenzinitiative und der Hochschulpakt 2020 – zielen nicht auf die 
Verbesserung der Lehre, bleiben aber nicht ohne Konsequenzen für diese. 

Über die Exzellenzinitiative verteilten Bund und Länder 1,9 Milliar-
den Euro an in der Forschung als besonders herausragend bewertete Uni-
versitäten resp. Fachbereiche. Abgesehen davon, dass hiermit – explizit 
gewollt – der Trend zu einer Differenzierung der deutschen Hochschulen 
verstärkt und die Ausbildung forschungsstarker „Spitzen-Universitäten“ 
befördert wird, sorgt diese Mittelmassierung mittelbar auch auf dem wis-
senschaftlichen Arbeitsmarkt und in der inneruniversitären Arbeitsteilung 
zwischen Forschung und Lehre für Verschiebungen. Nicht nur mussten die 
neu geschaffenen Stellen, erste Berechnungen gehen von 4000 bis 5000 aus 
(vgl. Hornbostel/Sondermann 2009), erst einmal mit adäquatem akademi-
schen Personal besetzt werden. Dieses Personal soll zudem auch exklusiv in 
der Forschung tätig sein, nicht zuletzt mit Blick auf künftige Wettbewerbs-
chancen. Gelehrt werden muss aber trotzdem, auch an den „Spitzen-Uni-
versitäten“. Zumindest solange das Kapazitätsrecht noch vereinheitlichend 
wirkt, verändert das zusätzliche Forschungspersonal vielleicht das Renom-
mee und die Struktur akademischer Arbeit dieser Hochschulen, nicht aber 
ihre Lehr- und Betreuungsverhältnisse. Und wenn die zusätzlichen Stellen 
kapazitätswirksam werden sollten und die in Exzellenzprojekten beschäftig-
ten Wissenschaftler/-innen nicht allein der Forschung vorbehalten blieben, 
müssten die „Spitzen-Universitäten“ sogar mehr Studierende aufnehmen. 

Die zweite, mit erheblichen zusätzlichen finanziellen Mitteln ver-
bundene Initiative von Bund und Ländern ist der Hochschulpakt 2020. Mit 
ihm soll dem durch die doppelten Abiturjahrgänge erwarteten Anstieg der 
Studierendenzahlen Rechnung getragen und bis 2020 rund 275000 zusätz-
liche Studienplätze geschaffen werden. Die Modalitäten, nach denen diese 
Plätze finanziert werden, schreiben allerdings die derzeitigen Curricular-
berechnungsmodalitäten fort. Für diese neugeschaffenen Studienplätze 
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gelten daher die gleichen guten bzw. schlechten Bedingungen wie für die 
bisherigen. Die für den Erfolg der Bologna-Reformen nunmehr als unum-
gänglich konstatierte erhöhte Lehr- und Betreuungsintensität kann somit 
nicht durch das über den Hochschulpakt 2020 neu beschäftigte Personal 
gewährleistet werden. 

Anforderungen an eine bessere Lehre

Wie aber soll die Lehre an deutschen Hochschulen verbessert werden? 
Auch der Wissenschaftsrat hatte in seinen Empfehlungen zur Qualitätsver-
besserung von Lehre und Studium betont, dass ohne zusätzliche Mittel für 
die Universitäten36 kaum etwas erreicht werden könne. Insgesamt benötig-
ten die Universitäten jährlich 1,1 Milliarden Euro an zusätzlichen Mitteln. 
Mit diesen will der Wissenschaftsrat aber nicht lediglich die gegebenen Ver-
hältnisse fortschreiben lassen. Gefordert wird vielmehr eine „veränderte 
Lehrkultur“ an den Hochschulen, „die sich durch einen erhöhten Stellen-
wert von Studium und Lehre, durch die Wertschätzung für ein Engagement 
in diesem Bereich und durch ein permanentes Streben nach Verbesserun-
gen auszeichnet“ (Wissenschaftsrat 2008: 54). Erreicht werden soll dies 
unter anderem durch die Schaffung eines eigenständigen Karriereweges 
in der Lehre, und zwar durch die Einführung von Professuren und Junior-
professuren mit Schwerpunkt Lehre. Der Wissenschaftsrat schlägt vor, für 
verbesserte Betreuungsrelationen knapp 4000 zusätzliche Professuren zu 
schaffen, die Hälfte davon als Lehrprofessuren mit einem Lehrdeputat von 
12 SWS anstatt der bisher üblichen 8 bis 9 SWS. Auf diese Weise könnten 
die Universitäten selbst einen Beitrag zur kostenneutralen Erhöhung der 
Lehrkapazitäten leisten (ebd.: 97). 

Akteure des Wandels sollen somit die Professoren und Professorinnen 
sein. Für das restliche Lehrpersonal, etwa wissenschaftliche Mitarbeiter/-in-
nen, aber auch Privatdozenten und -dozentinnen, Lehrkräfte für besonde-
re Aufgaben und Lehrbeauftragte sieht der Wissenschaftsrat keinen Hand-
lungsbedarf. Zweifel sind allerdings angebracht. Ist es nicht möglicherweise 
dieses restliche Lehrpersonal, das einen wesentlichen Beitrag zur Aufrecht-
erhaltung des Lehrangebots leistet? Die Antwort auf diese Frage ist nicht 
einfach, da die Datenlage zur Lehrtätigkeit des akademischen Personals als 
unzureichend gelten muss: Weiß in der Regel die Verwaltung eines Fachbe-

36 Gesonderte Empfehlungen des Wissenschaftsrats für die Fachhochschulen wurden 
angekündigt, stehen aber noch aus (Stand Dezember 2009).
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reiches noch mehr oder weniger genau, wer bei ihnen was unter welchen 
Bedingungen lehrt, so bildet die offizielle Personalstatistik die Verteilung der 
Lehrtätigkeit weit weniger deutlich ab. Zwar wird von den statistischen Äm-
tern das haupt- und nebenberuflich tätige Personal nach Personalkategorien 
differenziert erfasst. Nicht erhoben werden aber die Anteile einzelner Per-
sonalgruppen an der akademischen Lehre. Variierende Lehrverpflichtungen 
des Mittelbaus werden ebenso wenig berücksichtigt wie Forschungssemes-
ter und Lehrdeputatsreduktionen von Professoren und Professorinnen. Auch 
die tatsächliche Zahl der Lehrbeauftragten ebenso wie deren Vergütung bzw. 
Nichtvergütung bleiben im Dunkeln. Zwar existieren verstreut lokale Erhe-
bungen der Lehrtätigkeit des Personals. Diese sollen aber die Lehrauslastung 
dokumentieren und zielen auf den Nachweis der Einhaltung kapazitätsrecht-
licher Vorgaben, nicht auf eine möglichst reale Abbildung der Lehrtätigkeit. 
Solange nicht bekannt ist, wer was unter welchen Bedingungen lehrt, sind 
gezielte Personalentwicklung ebenso wie systematische Qualitätsverbesse-
rung der Lehre an den Hochschulen kaum möglich. 

Dass ein Großteil der akademischen Lehre tatsächlich von nicht-pro-
fessoralem Personal erbracht wird, zeigen erste Ergebnisse einer Komplet-
terhebung des Lehrangebots an acht Hochschulen.37 Die erhobenen Daten 
zeichnen ein Bild hoher Differenzierung der Lehrtätigkeit an den untersuch-
ten Hochschulen. Die Verteilung der Lehrtätigkeit variiert nicht nur zwischen 
Universitäten und Fachhochschulen sowie Fächer- und Personalgruppen, 
sondern auch innerhalb der Personalgruppen zum Teil erheblich. Es kann von 
einer zunehmenden Arbeitsteilung in der scientific community gesprochen 
werden: Fehlende Lehrkapazitäten der Professoren und Professorinnen müs-
sen vom Mittelbau oder, insbesondere wenn dieser wie an den Fachhochschu-
len nicht existiert, durch Lehrbeauftragte kompensiert werden. Dadurch wer-
den Ungleichheiten verschärft, beispielsweise zwischen wissenschaftlichen 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, deren Lehrtätigkeit unverzichtbar für die 
Aufrechterhaltung des Lehrangebots ist, und jenen, die sich hauptsächlich der 
Forschung und damit ihrer Weiterqualifizierung widmen können. 

37 Im Rahmen des vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderten 
Forschungsprojektes „Wer lehrt was unter welchen Bedingungen? Untersuchung der 
Struktur akademischer Lehre an deutschen Hochschulen“ haben wir die Lehrenden an acht 
Hochschulen über die konkreten Lehrveranstaltungen, die sie in einem Semester durchgeführt 
haben, erfasst. Auf diese Weise wird der reale Lehrkörper anhand der tatsächlich geleisteten 
Lehre bestimmt. Die Auswertung dieser Strukturdaten gibt Aufschluss darüber, wer die Träger 
der akademischen Lehre sind, welchen Status- und Beschäftigungsgruppen sie angehören, ob 
sie haupt- oder nebenberuflich tätig sind, über welche akademische Qualifikation sie verfügen 
und zu welchen Anteilen diese Gruppen den Lehrbedarf abdecken. 
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Anforderungen an gute Arbeit in der Lehre

Soll die Qualitätsverbesserung von Lehre und Studium gelingen, muss gute 
Arbeit als Voraussetzung für gute Bildung anerkannt werden und sich in 
einer bedarfs- und aufgabengerechten Personalstruktur und -entwicklung 
niederschlagen. Dabei muss zweierlei in Rechnung gestellt werden: Ers-
tens muss eine bestimmte Grundausstattung gegeben sein, die Qualität in 
der Lehre überhaupt erst möglich macht. Zweitens dürfen Reformen der 
Personalstruktur nicht durch die reale Arbeitsteilung in der Lehre konter-
kariert werden. Denn die Lehrenden gibt es nicht und die Verteilung der 
Lehrtätigkeit korrespondiert nicht mit der jeweiligen Personalstruktur. Der 
reale Lehrkörper setzt sich vielmehr aus Akteuren und Akteurinnen un-
terschiedlicher Provenienz zusammen, die sich in ihrer Lehrtätigkeit und 
ihrer Beschäftigungssituation stark unterscheiden. Weil nachweisbar gute 
Lehrleistungen für eine Hochschulkarriere nachrangig, Forschungsleistun-
gen aber entscheidend sind, verweist eine hohe Lehrtätigkeit auf befristeten 
Mittelbaustellen oder gar im Rahmen von Lehraufträgen auf ungleiche be-
rufliche Erfolgschancen und damit auf strukturelle Ungleichheiten. 
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Von Bologna nach Bad Wildbad – Erwartungen 
und Empfehlungen an die Bildungsgewerkschaft 
GEW

 Ergebnisse der Arbeitsgruppen

Qualitätssicherung und Akkreditierung
 Margret Bülow-Schramm

In der Entwicklung der Qualitätssicherung an Hochschulen entlang den 
Bologna-Vorgaben ist eine Schieflage zu beobachten: Der enorme Schwung, 
den Evaluationen im letzten Jahrzehnt des alten und in den ersten Jahren 
des neuen Jahrtausends als peer review in der Regie der Hochschulen hat-
ten, ist abgeflaut, die externe Qualitätssicherung ist inzwischen methodisch 
und in der Umsetzung sehr viel weiter fortgeschritten als die interne, die 
von den Hochschulen gemäß den ESG (European Standards and Guidelines 
for Quality Assurance, 2005 von der Bologna-Konferenz angenommen) zu 
gestalten wäre, um in der externen Qualitätssicherung Berücksichtigung 
finden zu können. Eine Schieflage, die für eine Weiterentwicklung der Ak-
kreditierung – sei es als reformierte Programm- oder als Systemakkredi-
tierung – hinderlich ist und selbstbestimmte Evaluation in den Händen der 
Akteure als Pendant zur externen Qualitätssicherung in weite Ferne rückt. 

Auf der Grundlage dieser Feststellung, die Achim Hopbach in seiner 
Analyse auf der Wissenschaftskonferenz wohl begründete, wurden in der 
Arbeitsgruppe die Entwicklungslinien für die Qualität von Lehre und Studi-
um in den nächsten 10 Jahren diskutiert und folgende Empfehlungen zur 
Stärkung einer partizipatorischen und folgenreichen Qualitätsentwicklung 
an die GEW formuliert, die zugleich die Position der GEW in diesem Prozess 
stärken sollen. 

1. Das Verhältnis von Akkreditierung als externer und Evaluation als 
interner Qualitätssicherung ist nur dann nachhaltig und synerge-
tisch zu verbessern, wenn
a. die Lehre als zentraler Funktionsbereich in den Hochschulen 

und in der bildungspolitischen Öffentlichkeit eine massive ideelle 
und materielle Aufwertung erfährt. Dazu gehört vor allem eine 
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hochschuldidaktische Ausbildung aller Lehrenden. Hier muss 
der von der GEW eingeschlagene Weg wirksam und nachhaltig 
weiter verfolgt werden. 

b. eine engere Verzahnung der internen und externen Qualitäts-
sicherung eine Aufwandsminderung für die Akkreditierung nach 
sich zieht, die eine Ressourcenumsteuerung möglich macht. 

c. die Bestimmung dessen, was Qualität von Lehre und Studium ist, 
von allen Beteiligten getragen und unterstützt wird. Dieser Dia-
log muss vor dem Beginn der Evaluation zu einem tragfähigen 
Konsens führen.

d. die Folgen von Evaluationen sicht- und nachvollziehbar sind 
und sich im Akkreditierungsergebnis niederschlagen: Evalua-
tion ohne Folgen ist sinnlos. 

2. Die Ausgestaltung der Partizipation bedarf folgender besonderer 
Vorkehrungen, um nicht zur Farce zu verkommen: 
a. Damit Studierende in allen Verfahren ihre Mitbestimmung qua-

lifiziert ausüben können, müssen Ressourcen für den studenti-
schen Akkreditierungspool bereitgestellt werden. 

b. Das Studium muss auch solches Engagement zulassen, das nicht 
unmittelbar dem Erfüllen der Prüfungsordnung dient, und über-
dies die Mobilität der Studierenden fördern. 

3. Zur Stärkung der GEW als Player in der Qualitätsentwicklung sollte 
die GEW auf Vorstandsebene ein Diskussionsforum zur Weiterent-
wicklung der Akkreditierung einrichten, das auch das Problem der 
Gutachterschulung für die Akkreditierung insbesondere lehrerbil-
dender Studiengänge bearbeitet. 

4. Aus den drei Schwerpunkten ergeben sich als weitere Themenfel-
der, die nachgeordnet, aber nicht -rangig zu behandeln sind:
a. Die Klärung von Reichweite und Inhalt des Akkreditierungsauf-

trags.
b. Die Bestimmung des Verhältnisses von Hochschulen und Akkre-

ditierungsagenturen. 
c. Die Inangriffnahme einer Wirkungsanalyse der Qualitätsprozesse. 

Die lebhaften und frequentierten Arbeitsgruppenrunden zum Thema Qua-
litätsentwicklung zeigen, dass der Bologna-Prozess in diesem Feld seine 
besonderen Schwächen, aber auch potentielle Stärken hat: Die Qualität von 
Lehre und Studium ist endgültig aus der Grauzone von Tabus und unhin-
terfragten Überzeugungen ans Licht der Forderung nach demokratischer 
Teilhabe aller Beteiligten getreten.
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Die soziale Dimension im Bologna-Prozess
 Sabine Kiel 

Christian Berg, Vizepräsident des Deutschen Studentenwerks (DSW), stellte 
in seinem Eingangsstatement die aktuelle Diskussion und Entwicklung über 
die soziale Dimension im Bologna-Prozess dar. Die verschiedenen Ziele der 
sozialen Dimension werden erst seit dem Bologna-Kommuniqué von 2001 
(Prag) thematisiert und erst im Londoner Kommuniqué (2007) wurde eine 
gemeinsame Definition formuliert: „Wir teilen den gesellschaftlichen An-
spruch, dass die Studierenden bei ihrem Eintritt in die Hochschule, mit ihrer 
Beteiligung und bei Abschluss der Hochschulbildung auf allen Ebenen die 
Zusammensetzung der Bevölkerung widerspiegeln sollten. Wir bekräftigen, 
dass es wichtig ist, dass Studierende ihr Studium ungehindert durch ihre 
sozialen oder wirtschaftlichen Voraussetzungen abschließen können. Daher 
setzen wir unsere Bemühungen um angemessene Betreuung der Studieren-
den, die Schaffung flexiblerer Ausbildungswege hin zur Hochschulbildung 
und innerhalb der Hochschulbildung und um verstärkte Beteiligung auf al-
len Ebenen auf der Grundlage der Chancengleichheit fort.“ Überdies wurde 
vereinbart, dass bis zur nächsten Ministerkonferenz in Leuven (2009) über 
die nationalen Strategien und politischen Leitlinien berichtet wird. 

In Deutschland wurde eine Arbeitsgruppe zur sozialen Dimension 
eingesetzt, der neben Bund und Ländern auch Hochschulen, Studierende, 
Gewerkschaften und das DSW angehörten. Die erste Sitzung im Dezem-
ber 2007 befasste sich mit den Themen Chancengleichheit und Integration 
und steckte den Rahmen für die weitere Arbeit ab. In weiteren Sitzungen 
standen die Themen Studienfinanzierung sowie Betreuung und Mobilität 
im Mittelpunkt. Im November 2008 wurden diese Ergebnisse im Nationalen 
Bericht für Deutschland 2007–2009 zusammengefasst (vgl. Deutscher Bun-
destag 2009). Insgesamt wird dabei deutlich, dass in Deutschland die sozia-
le Dimension vor allem an Kriterien wie Hochschulzugang, soziale Herkunft 
und Studienkosten gemessen wird. Des Weiteren machte Christian Berg auf 
die Studie EUROSTUDENT III (vgl. Orr et. al 2008) aufmerksam, die einen 
guten Überblick über die soziale Situation der Studierenden in Europa gibt. 
Unter anderen wird bei diesem Vergleich deutlich, dass die Studierenden in 
Deutschland im europäischen Vergleich relativ stark durch staatliche Maß-
nahmen gefördert bzw. unterstützt werden, insbesondere durch das BAföG. 

In der folgenden Diskussion wurde ausführlich über eine Öffnung 
der Hochschulen, Chancengleichheit und Bildungsreserven diskutiert. Mig-
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ranten und Migrantinnen, beruflich Qualifizierte und Studierende mit nicht 
akademischem Hintergrund standen hierbei im Mittelpunkt der Debatte. 
Die Möglichkeiten eltern(-un)abhängiger staatlicher Förderung, Studien-
gebühren, Zugangshürden (NC), Möglichkeiten des Teilzeitstudiums, die 
Studierbarkeit der neuen Studiengänge und viele weitere Aspekte wurden 
im Hinblick auf neue Studierendentypen und der daraus folgenden Diversi-
fizierung der Beratungs- und Lehrangebote betrachtet. Dabei wurde deut-
lich, dass die soziale Dimension des Bologna-Prozesses gerade in Verbin-
dung mit dem Aspekt „neue Studierendentypen“ vielfältiger diskutiert und 
weiterentwickelt („diversity“, soziales Management, etc.) werden sollte. 

Aus der Arbeitsgruppendiskussion resultieren folgende Anforderun-
gen an die Weiterentwicklung der sozialen Dimension: 

Hochschule für alle (offen für alle Menschen, die studieren wollen);
Lebensraum Hochschule für alle gestalten – Lebensraum ist nicht 
mehr ausschließlich der Lebensmittelpunkt;
Grundrecht auf freien Hochschulzugang (Rückkehr zum Kapazitäts-
recht im Sinne des Urteils des BVerfG-Urteils 1972);
Mehr Studienplätze schaffen, den Hochschulpakt II nutzen, um 
durch eine Quote (10 Prozent) Studienplätze für Studierende ohne 
traditionelle Hochschulzugangsberechtigung zu schaffen;
Studienfinanzierung ausbauen (Grundsicherung).
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Promovieren im Europäischen Hochschulraum
 Anne Krüger

Der Bologna-Prozess fokussiert die akademische Ausbildung, die Promo-
tion ist dagegen zwar ein wesentlicher Qualifikationsschritt, vor allem aber 
eine eigenständige Forschungsleistung. Zudem sind es gerade Promovie-
rende, die an den Hochschulen selbst zur akademischen Ausbildung von 
Studierenden beitragen. Sie leisten sowohl in der Lehre, als auch in der 
Forschung ganze Arbeit. 

Dieses Problem ist im Laufe des Bologna-Prozesses zunehmend er-
kannt worden, wie ein Vergleich der Erklärungen der Bildungsminister/ 
-innen von Bologna (1999) bis Leuven (2009) zeigt. Der wissenschaftspoliti-
sche Trend seit Bergen 2005 tendiert dahin, die Promotionsphase verstärkt 
als wichtigen Bestandteil des Europäischen Forschungsraums zu denken. 
Dennoch wird die Promotionsphase weiterhin nach Bachelor und Master 
als „third cycle“ der Hochschulausbildung betrachtet. So kommt es zu dem 
Paradox, dass Promovierende gleichzeitig als Studierende und als „early 
stage researchers“ bezeichnet werden (vgl. Bergen Communiqué, 2005). 

Ausgangspunkt der Diskussion in der Arbeitsgruppe waren Überle-
gungen, welche Inhalte und Ziele die Promotionsphase kennzeichnen. Zum 
einen wurden Forschung und Lehre als die entscheidenden inhaltlichen 
Tätigkeiten von Promovierenden benannt. Im Sinne einer Berufsbefähi-
gung wurde darüber hinaus als ein wichtiges Ziel der Promotionsphase die 
Weiterbildung für (außer-)universitäre Berufe benannt. Darunter fallen zum 
einen bspw. didaktische Fortbildungen, die die Lehrtätigkeit unterstützen. 
Gleichzeitig müssen aber weiterführende Angebote gemacht und wahrge-
nommen werden können, die sich nicht allein auf den Verbleib im aka-
demischen System konzentrieren. Die Promotionsphase muss zudem eine 
kritische Reflexion des Wissenschaftssystems beinhalten, die eine Ausei-
nandersetzung mit der fächerspezifischen Wissenschaftspraxis ermöglicht. 
Nur so können innovative Ansätze entwickelt und ein notwendiges und um-
fassendes Selbstverständnis gebildet werden. 

Ausgehend von diesen inhaltlichen Ansprüchen wurden in der Ar-
beitsgruppe Forderungen an die Promotionsbedingungen formuliert: Die-
se beginnen bereits bei der Zulassung zur Promotion: Gefordert werden 
transparente Zugangskriterien, die vor allem die auch im Bologna-Prozess 
geforderte Chancengleichheit berücksichtigen. Eine wesentliche Rolle spielt 
hier das ebenfalls im Bologna-Prozess geforderte Lebensbegleitende Ler-
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nen. Nicht nur Altersbeschränkungen müssen fallen, sondern damit ver-
bunden muss die Durchlässigkeit zwischen der Wissenschaft und anderen 
Berufsfeldern ermöglicht und gefördert werden. Dazu gehören die Promo-
tion mit einem Fachhochschulabschluss und die berufs- oder aber familien-
begleitende Teilzeitpromotion. Gleichzeitig ist hier die im Bologna-Prozess 
angestrebte Mobilität zu berücksichtigen. Vergleichbarkeit als zentrales 
Kriterium im Bologna-Prozess muss hier besonders für die Zugangsvoraus-
setzungen gelten. Hinzukommen müssen zudem Finanzierungsmöglichkei-
ten und die Schaffung zeitlicher Freiräume. 

Die wissenschaftliche Unabhängigkeit von Promovierenden gehört 
zu den wesentlichen Voraussetzungen für die Qualität ihrer Forschungstä-
tigkeit. Entscheidend dafür ist, dass von vornherein keine einseitige Abhän-
gigkeit der Promovierenden zu Doktormutter oder -vater besteht. Deshalb 
wird eine durch Promotionsvereinbarungen und Ombudspersonen profes-
sionalisierte und partnerschaftliche Betreuung gefordert. Mittlerweile ist 
auf der Bologna-Nachfolgekonferenz 2007 in London die Heterogenität in-
nerhalb der strukturierten Promotionsprogramme festgeschrieben worden 
(vgl. London Communiqué 2007). Dies steht im Einklang mit der Forde-
rung, nicht eine „Verschulung“ durch Pflichtcurricula und ECTS zu fördern, 
sondern eine Strukturierung durch freiwillige, promotionsunterstützende 
Angebote und Promotionsvereinbarungen zu ermöglichen. 

Die Promotion ist nicht eine dritte Studienphase, sondern die erste 
Phase wissenschaftlicher Arbeit. In der Praxis allerdings werden viele Pro-
movierende entgegen ihrer tatsächlichen Arbeitstätigkeit über Stipendien 
finanziert und unterliegen damit nicht dem Sozialversicherungsschutz. Be-
sonders wenn Promovierenden in der Lehre tätig sind, fällt noch ein weite-
res Problem ins Gewicht: Zwar erbringen sie damit eine Arbeitsleistung für 
die jeweilige Hochschule. Verfügen sie jedoch nicht über einen Arbeitsver-
trag als Wissenschaftliche Mitarbeiter/-innen, haben sie keinen Anspruch 
auf Personalvertretung. Promovierende ohne Arbeitsvertrag bleiben bis-
lang auch in anderen Hochschulgremien ohne Vertretung. 

Die benannten Probleme sind nicht neu. Zwar werden sie von den 
Bildungsministern und -ministerinnen im Rahmen des Bologna-Prozessses 
bislang kaum wahrgenommen, doch hat bereits 2005 die Europäische 
Kommission reagiert. Sie fordert: „Alle Forscher, die eine Forschungslauf-
bahn eingeschlagen haben, sollten als Angehörige einer Berufsgruppe an-
gesehen und entsprechend behandelt werden. Dies sollte bereits zu Beginn 
ihrer Laufbahn, d. h. nach ihrem Hochschulabschluss, der Fall sein und 
sämtliche Gruppen umfassen – unabhängig von ihrer Klassifizierung auf 
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einzelstaatlicher Ebene“ (Europäische Charta für Forscher, 2005). Die Ar-
beitsgruppe war sich darin einig, diese Forderungen zu unterstützen und 
aus diesem Grund eine Ratifizierung der Europäischen Charta für Forscher 
zu fordern. 

Literatur
Europäische Bildungsminister/-innen 1999: Der Europäische Hochschulraum. Gemeinsame Er-

klärung der Europäischen Bildungsminister. 19. Juni 1999, Bologna. 
Europäische Bildungsminister/-innen 2005: Der Europäische Hochschulraum – die Ziele verwirk-

lichen. Kommuniqué der Konferenz der für die Hochschulen zuständigen europäischen Minis-
terinnen und Minister am 19.–20. Mai 2005, Bergen. 

Europäische Bildungsminister/-innen 2009: The Bologna-Process 2020 – The European Higher 
Education Area in the new decade. Communiqué of the Conference of European Ministers 
Responsible for Higer Education on 28–29 April 2009, Leuven/Louvain-la-Neuve. 

Europäische Kommission 2005: Europäische Charta für Forscher. Verhaltenskodex für die Einstel-
lung von Forschern, Brüssel.
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Gute Bildung – gute Arbeit: Verbesserung  
der Betreuung als Voraussetzung für  
eine erfolgreiche Studienreform
 Carmen Ludwig

Im Wintersemester 2009 haben bundesweit Studierende im Rahmen des 
Bildungsstreiks demonstriert, gestreikt und Hörsäle sowie Hochschulge-
bäude besetzt. Statt zunehmender Fremdbestimmung im Studium for-
dern die protestierenden Studierenden das Ende von Verschulung und 
Dauerüberprüfung, die Umsetzung freier alternativer Bildungskonzep-
te und die Einheit von Forschung und Lehre.38 Die kritische Diagnose 
der Studierenden zur Entwicklung von Studium und Lehre im Bologna-
Prozess wurde in der Arbeitsgruppe weitgehend geteilt: Auch aus Sicht 
der Lehrenden hat die Lehre durch Standardisierung und Orientierung 
auf Wissensvermittlung statt kritischer Reflexion an Attraktivität und Po-
tenzial verloren. Dies steht im Widerspruch zur politisch proklamierten 
Bedeutung der Lehre als „Dreh- und Angelpunkt“39 im Bologna-Prozess. 
Deutlich wird jedenfalls, dass gerade angesichts des Bologna-Prozesses 
eine Diskussion über die Bedingungen für gute Lehre notwendig ist. Doch 
wie kann die Lehre an den Hochschulen verbessert werden und welche 
(Mindest-)Bedingungen braucht es dafür? Die Arbeitsgruppe konnte die 
Thematik zwar nicht abschließend behandeln, aber dennoch einige Kern-
punkte festhalten: 

Einheit von Forschung und Lehre gewährleisten

Akademische Lehre unterscheidet sich von anderen Lehrformen durch das 
Prinzip der Einheit von Forschung und Lehre, die nicht bloß eine abstrakte 
Idee sein darf, sondern im gelungenen Fall bedeutet, dass an der Hoch-
schule Menschen lehren, die zugleich aktive Forscher/-innen sind und die 
ihre Forschungserfahrungen in die Lehrveranstaltungen einfließen lassen. 
Die Forderung nach der Verbindung von Forschung und Lehre – auch unter 
veränderten Bedingungen – wird im Mittelbau an den Hochschulen vielfach 
geteilt. So erklärten etwa wissenschaftliche Mitarbeiter/-innen der Goethe-

38 Vgl. http://www.bildungsstreik.net/aufruf/forderungen-der-studierenden/(Zugriff: 06.02.10)
39 Vgl. bspw. Pressemitteilung des Kultusministers Jan-Hendrik Olbertz zur Bologna-Nachfolge-

konferenz in Leuven 2009: http://bildungsklick.de/pm/68018/qualitaet-der-lehre-ist-dreh-
und-angelpunkt/(Zugriff: 06.02.10)
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Universität Frankfurt 2008: „Wir sind überzeugt, dass universitäre Lehre 
nur dann ihre eigentliche Funktion erfüllt, wenn sie im Anschluss an die in-
ternationale wissenschaftliche Gemeinschaft durch individuelle Forschung 
gestützt wird.“40 

Aufwertung der Lehre und der hochschuldidaktischen 
Qualifizierung 

Statt einer einseitigen Dominanz von Forschungsleistungen in Berufungs-
verfahren ist als Voraussetzung für die Berufung auf eine Professur ebenso 
die Kompetenz zu guter Lehre nachzuweisen – nicht allein durch Lehrerfah-
rung und nicht durch fragwürdige Evaluationsergebnisse, sondern durch 
den professionellen Erwerb hochschuldidaktischer Kompetenzen. Die Ver-
mittlung und Entwicklung von Lehrfähigkeiten muss folglich gleicherma-
ßen wie die Forschung von Anfang an Gegenstand der wissenschaftlichen 
Laufbahn sein. Deshalb sollten Angebote u. a. zur Hochschuldidaktik und 
Studierendenberatung von den wissenschaftlich Beschäftigten während der 
Arbeitszeit und vom Arbeitgeber bezahlt wahrgenommen werden können. 

Personalstruktur an den Hochschulen

Wie auch die Untersuchung von Roland Bloch und Carsten Würmann41 
zeigt, nimmt die Ausdifferenzierung der Stellen an den Hochschulen immer 
weiter zu – mit weitreichenden Konsequenzen für die Lehre. Mit der zuneh-
menden Einrichtung von Stellen mit einem hohen Lehrdeputat wird Leh-
re wie am Fließband abgehalten, womit weder eigene Forschungsarbeiten 
noch eine Weiterqualifizierung vereinbar sind. Zudem wird ein relevanter 
Anteil der Lehre von prekär beschäftigten Lehrbeauftragten abgedeckt. Die 
GEW hat eine Vielzahl von Vorschlägen zur Personalstruktur unterbreitet: 
Sie lehnt Personalkategorien, die auf einer Trennung von Forschung und 
Lehre basieren, ab. Daueraufgaben an den Hochschulen sind von Beschäf-
tigten auf unbefristeten Funktionsstellen wahrzunehmen. Der Geltungsbe-
reich der Tarifverträge ist um bisher ungeschützte Beschäftigte zu erwei-

40 Stellungnahme von wissenschaftlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Goethe-
Universität Frankfurt: „Entwicklungsperspektiven für den wissenschaftlichen Mittelbau an 
der Universität Frankfurt  – für hervorragende Lehre und Forschung“, 25.01.2008. 

41 Vgl. hierzu den Beitrag von Roland Bloch und Carsten Würmann in diesem Band.



189

E | 6Gute Bildung – gute Arbeit: Verbesserung  der Betreuung  

als Voraussetzung für eine erfolgreiche Studienreform

tern und die Lehrverpflichtung tarifvertraglich zu regeln.42 Vorgeschlagen 
wurde in der Arbeitsgruppe, für aus gewerkschaftlicher Sicht wünschens-
werte Personalkategorien Mustertätigkeitsbeschreibungen u. a. mit einer 
Quantifizierung der Arbeitszeitbestandteile zu erarbeiten. 

Alternative Lehr- und Lernformen integrieren

Die Möglichkeit zur eigenständigen und kritischen Auseinandersetzung mit 
den Gegenständen des Studienfaches gilt es an den Hochschulen (wieder) 
zu eröffnen. Die GEW kann ihre Stärke nutzen und Lehrende und Lernende 
zusammenbringen, um Vorschläge zur Umsetzung forschenden Lernens an 
den Hochschulen zu unterbreiten. Neben kleineren Seminargruppen bedarf 
es in erster Linie Zeit und Raum, und dies gilt für Studierende und Lehr-
kräfte gleichermaßen. 

Finanzierung

Last but not least hängen ein gutes Studium und eine gute Lehre mit einer ent-
sprechenden Hochschulfinanzierung zusammen. Die chronische Unterfinan-
zierung der Hochschule muss beendet und die Absicherung aller Fächer über 
eine tatsächlich tragfähige Grundausstattung, die nicht der Ökonomisierung 
und leistungsbezogenen Mittelvergabe unterliegt, gewährleistet werden.  
Dies und nicht die verordnete Kostenneutralität bei der Umsetzung des Bo-
logna-Prozesses sind die elementaren Voraussetzungen für eine Verbesse-
rung der Lehre – darauf ist angesichts der politischen Lippenbekenntnisse 
zur Bedeutung der Lehre immer wieder hinzuweisen.

42 Vgl. u. a. die Stellungnahme der GEW „Die Lehre in den Mittelpunkt“: http://www.gew.de/
Binaries/Binary39385/FB_Hochschule_08.09?SID=096e66aeb5cc338ad337203c7f9399bc 
(Zugriff: 06.02.10). 
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Geschlechtergerechtigkeit als Qualitätsmerkmal  
von Studium und Lehre
 Dorothea Mey/Lydia Kocar/Klemens Himpele

Grundlage der Arbeit in der AG war ein Vortrag von Beate Kortendiek, der 
große Zustimmung fand. Im Anschluss befasste sich die AG mit der grund-
sätzlichen Frage, in welcher Beziehung Gesetze zur Geschlechtergerechtig-
keit einerseits und die tatsächliche Einsicht in die nach wie vor bestehen-
den Barrieren andererseits stehen. 

Andiskutiert wurde das problematische Verhältnis zwischen Ge-
schlechtergerechtigkeit und Diversity.

Verordnungen und deren Umsetzung

Rechtliche Rahmenbedingungen für die Gleichstellung von Frauen sind 
zwingend notwendig. Rein formal ist der Hochschulzugang frei von Ge-
schlechterdiskriminierung, ebenso wie die Wahl des Studienfachs und die 
Erfolgsaussichten auf einen Studienabschluss. Defizite in diesem Bereich 
sind eher indirekt vorhanden, d. h. Tatbestände, die in der derzeitigen Ge-
sellschaftskonstellation Frauen deutlich stärker treffen als Männer werden 
nicht hinreichend berücksichtigt (etwa: Kinderbetreuung). Dennoch: Die 
Wissenschaftskarrieren sind eben nicht geschlechtsneutral. Grob betrach-
tet kann man feststellen, dass mit Fortschreiten der wissenschaftlichen 
Karriereleiter der Frauenanteil kontinuierlich zurückgeht. Auch hier sind 
formaljuristisch an jeder Stufe gleiche Voraussetzungen vorhanden, es gilt 
aber, dass die Gleichbehandlung von Ungleichem ebendiese Ungleichheit 
fortschreibt. 

Daraus folgt zweierlei: Erstens sind die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen für die Förderung von Frauen weiter auszubauen. Zweitens, und 
dies schien der AG fast das Wichtigere, sind die Verhaltensweisen und das 
Bewusstsein zu verändern – denn was nicht reflektiert wird, wird kaum 
überwunden werden. Die AG war sich außerdem einig, dass die Gleich-
stellungspolitik an den Hochschulen einen Beitrag zu einer größeren Ge-
schlechtergerechtigkeit leisten kann, dass sie letztlich aber auch auf um-
fassendere gesellschaftliche Veränderungen angewiesen ist, um erfolgreich 
zu sein. 
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Geschlechtergerechtigkeit und Akkreditierung

In ihrem Impulsreferat hat Beate Kortendiek einen profunden Einblick in 
die gegenwärtige Situation gegeben und Vorschläge entwickelt, das Thema 
Geschlechtergerechtigkeit wirkungsmächtiger in Akkreditierungsverfah-
ren zu verankern. Rasch wurde deutlich, dass die Diskrepanz zwischen 
Normen und realer Umsetzung sich an diesem Beispiel geradezu exempla-
risch veranschaulichen lässt. Das Thema Geschlechtergerechtigkeit ist in 
den Richtlinien für die Akkreditierung als Kriterium 10.4 bereits enthalten: 
„Die Agentur überprüft die Umsetzung des Konzepts der Hochschule zur 
Förderung der Geschlechtergerechtigkeit im gegebenen Studiengang.“ Die 
reale Berücksichtigung dieses Aspekts verdeutlicht hingegen die geringe 
faktische Akzeptanz: „Wir prüfen das Konzept der Hochschule. Wenn die 
Hochschule kein Konzept hat, dann prüfen wir diesen Aspekt auch nicht.“ 
Offensichtlich gibt es keinen Kosens bzw. allgemeingültig definierte Kri-
terien, was Geschlechtergerechtigkeit konkret ist oder wie sie gemessen 
werden könnte. 

Diesen Deutungsspielraum sollte die GEW nutzen, um eigene An-
sprüche an die entsprechenden Konzepte der Hochschulen zu formulieren. 
Neben der Wissensvermittlung – was ist Geschlechtergerchtigkeit über-
haupt? – ist außerdem auf eine Neuformulierung des Kriteriums 10.4 zu 
drängen, die Konzepte zur Förderung Geschlechtergerchtigkeit zu einer 
zwingenden Voraussetzung der Akkreditierung macht. Darauf aufbauend 
ergeben sich konkrete Maßnahmen auf vier Ebenen:

Hochschulen 

Die Hochschulen müssen für die Studiengänge ein Konzept zur Geschlech-
tergerechtigkeit entwickeln, welches mit dem Hochschulentwicklungsplan 
korrespondiert. Daher bietet es sich an, im Rahmen eines Organisations-
konzeptes für die gesamte Hochschule zu beschreiben, anhand welcher Kri-
terien Geschlechtergerechtigkeit definiert und umgesetzt werden soll. 

Akkreditierungsrat 

Bei der Zusammensetzung des Akkreditierungsrates fällt die geringe Be-
teiligung von Frauen auf, deren Repräsentanz ist zu erhöhen. Durch die 
Kooption einer Vertreterin der BuKoF könnte das erforderliche Fachwissen 
in die Gremien hineingetragen werden. Dieses könnte insbesondere bei der 
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(Re-)Akkreditierung der Agenturen genutzt werden, um die Berücksichti-
gung von Gender-Aspekten durch die Agenturen und deren Gender-Kom-
petenz zu überprüfen. 

Akkreditierungsagenturen 

Neben der Erhöhung des Frauenanteils müssten Gender-Experten und -Ex-
pertinnen integriert werden, um die für die (Re-)Akkreditierung erforder-
liche Kompetenz nachweisen zu können. 

Politik 

Veränderung sind notwendig bei den Vorgaben für die Formulierung von 
Zielvereinbarungen zwischen Land und Hochschule, bei der Gewichtung 
der Kriterien der leistungsbezogenen Mittelvergabe, in der Bereitstellung 
der für die Umsetzung von Konzepten zur Förderung der Geschlechterge-
rechtigkeit erforderlichen Ressourcen sowie in der Gestaltung der gesetz-
lichen Rahmenbedingungen.
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Durchlässigkeit der Studienstrukturen und 
lebensbegleitendes Lernen
 Uta Sändig 

In dieser Arbeitsgruppe fanden sich Vertreter/-innen aller hochschulischen 
Statusgruppen sowie Beschäftigte aus Forschungsinstituten und aus dem 
Verwaltungsbereich ein. Die hauptsächlichen Diskussionsergebnisse wur-
den in einem Forderungskatalog zusammengefasst, der im Folgenden vor-
gestellt werden soll. 

Großzügige Anerkennungspraxis beim Übergang Bachelor – Master 
etablieren

Grundsätzlich gilt: Bachelor ist Bachelor, egal wo er erworben wurde, und 
er ist als Regelvoraussetzung für ein Masterstudium nicht nach dem Belie-
ben einzelner Hochschulen bzw. Fächer infrage zu stellen. In bestimmten 
Fällen, die in ihrer jeweiligen Spezifik weiter zu diskutieren sind, kann es 
aber notwendig sein, den Übergang in ein anschlussfähiges Masterstudium 
an „Nachauflagen“ zu binden oder sogenannte Brückenkurse anzubieten.

Leistungspunkte nicht überinterpretieren

Leistungspunkte sind weder als Allheilmittel noch als Fetisch geeignet; sie 
sind vor allem keine taugliche Maßeinheit, um Studieninhalte zu strukturie-
ren und Kompetenzen zu messen. Sie sind lediglich ein diskutables Hilfs-
mittel, um den geschätzten Arbeitsaufwand (1 Leistungspunkt entspricht 
30 Stunden) abzubilden. Unrealistische Schätzungen, wie sie in vielen Stu-
dienordnungen vorkommen, müssen umgehend korrigiert werden.43 

Personale und soziale Kompetenzen der Studierenden würdigen

Neben solchen Kompetenzen, die im Rahmen bzw. als Ergebnis von hoch-
schulischen Lehrveranstaltungen erworben werden, sollen für eine ge-
rechte Beurteilung studentischer Leistungen auch solche Kompetenzen 
angemessen gewürdigt werden, die das professionelle Tätigkeitsprofil der 
Studierenden bereichern. Die Tätigkeitsfelder, für die Kompetenzen ange-

43 Vgl. hierzu auch den Text von Katrin Heyl in diesem Band. 
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rechnet werden können/sollen, und die Anrechnungsmodalitäten sind aber 
bislang im Einzelnen nicht ausdiskutiert.

Neue Konzepte für die Aus-, Fort- und Weiterbildung erarbeiten

Auf die Hochschul- und Forschungseinrichtungen kommen Aufgaben der 
Aus-, Fort- und Weiterbildung zu, auf die sie kaum oder gar nicht vorberei-
tet sind. Insbesondere geht es um Studienangebote für Lebensältere sowie 
um berufsbegleitende und berufsintegrierende Maßnahmen, auch für Men-
schen ohne akademischen Abschluss. Entsprechende Konzepte, ggf. unter 
Einbeziehung der entsendenden Arbeitgeber/-innen, müssen entwickelt 
werden.

Personal und Kapazitäten für Weiterbildungsmaßnahmen bereitstellen, 
geeignete Lehrformen entwickeln

Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen sind originäre Aufgaben der Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen, deren Realisierung personell und 
kapazitativ sicherzustellen ist. Eine besondere Herausforderung stellt die 
Entwicklung geeigneter Lehrformen dar. Zu denken ist hier z. B. an pro-
jektförmige Lehr-Lern-Arrangements, die die beruflichen Erfahrungen der 
Teilnehmer/-innen umfassend einbeziehen, und an elektronisch gestützte 
Unterrichtsmaterialien, nicht zuletzt im Selbstlernmodus.

Studierwillen von Berufstätigen durch geeignete Regelungen unterstützen

Für berufsbegleitende und berufsintegrierende Studienmaßnahmen sind 
Beurlaubungsregelungen und Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie, 
Beruf und Studium zu entwickeln. Für die Möglichkeit, während einer Pha-
se der Erwerbslosigkeit zu studieren, sind generell die arbeits- und steuer-
rechtlichen Regelungen zu reformieren. 

Gebührenfrage klären

Die GEW-Forderung, dass Bildung gebührenfrei sein muss, ist im Zusam-
menhang mit dem lebensbegleitenden Lernen unter diversen Aspekten neu 
zu diskutieren und ggf. zu relativieren. Eine hemmungslose Privatisierung 
der Weiterbildungskosten ist allerdings klar abzulehnen.



 

F   Bologna: Endstation oder 
Wegmarke?
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Jetzt die Weichen für den Kurswechsel stellen
 Andreas Keller

Es herrscht Wechselstimmung in Bonn. Nach dem Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF), das bereits im Juli 2009 mit einer Pres-
semitteilung zur Durchlässigkeit zwischen Bachelor- und Masterstudium 
für Aufsehen gesorgt hatte, folgten die Hochschulrektorenkonferenz (HRK, 
im November 2009), der Akkreditierungsrat (im Dezember 2009) und die 
Kultusministerkonferenz (KMK, im Dezember 2009 bzw. Februar 2010) 
mit Beschlüssen, die Kurskorrekturen in der Umsetzung der Bologna-
Reformen in Deutschland zum Gegenstand haben. Noch bei der 3. Wis-
senschaftskonferenz der GEW unter dem Motto „Endstation Bologna?“ im 
September 2009 in Bad Wildbad im Schwarzwald war das nicht abseh-
bar. „Nicht Bologna ist gescheitert, sondern Bonn“, lautete die Diagnose 
der Bildungsgewerkschaft,44 nachdem Ulf Banscherus, Annerose Gulbins, 
Klemens Himpele und Sonja Staack (2009) in ihrer im Auftrag der Max-
Traeger-Stiftung erstellten Expertise zur Umsetzung der europäischen Zie-
le in Deutschland nachgewiesen hatten, dass das enorme Reformpotenzial 
des Bologna-Prozesses in Deutschland nicht nur nicht genutzt wurde, son-
dern im Gegenteil sogar Rückschritte zu verzeichnen sind, was die sozia-
le Dimen sion im Europäischen Hochschulraum, die Berufsqualifizierung 
durch die neuen Bachelor- und Masterstudiengänge, das Lebenslange Ler-
nen sowie die Mobilität von Studierenden angeht.45 Die alle in Bonn ansäs-
sigen deutschen Akteure des Bologna-Prozesses – die KMK, das BMBF, die 
HRK und der Akkreditierungsrat – zeigten sich zu diesem Zeitpunkt noch 
weitgehend unbeeindruckt.

Für Aufsehen hatte lediglich die Erklärung von Bundesbildungs-
ministerin Annette Schavan vom 7. Juli 2009 gesorgt. „Der Übergang vom 
Bachelor zum Master muss problemlos möglich sein. Studierende sollten 
selbst entscheiden können, ob sie einen Master machen wollen oder nicht. 
Ich bin gegen eine Quote“, hatte die Ministerin im Beisein des Vizepräsiden-
ten der KMK, Jan-Hendrik Olbertz, und der Präsidentin der HRK, Margret 
Wintermantel, im Anschluss an einen Runden Tisch mit protestierenden 

44 Pressemitteilung vom 10.09.2009, http://www.gew.de/GEW_Nicht_Bologna_ist_gescheitert_
sondern_Bonn.html (Zugriff am 09.03.2010).

45 Siehe auch den Beitrag der Autoren und Autorinnen in diesem Band. 
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Studierenden, Schülern und Schülerinnen und bildungspolitischen Organi-
sationen, darunter die GEW, ausgeführt.46

Der Übergang vom Bachelor zum Master

Der freie Zugang zum Masterstudium für alle Bachelorabsolventen und -ab-
solventinnen war eine der zentralen Forderungen des Bildungsstreik 2009 
von Studierenden und Schülern und Schülerinnen, der im Sommersemes-
ter 2009 bundesweit Bewegung in die fest gefahrene Bologna-Debatte ge-
bracht hatte. Die GEW, die die Bildungsproteste von Anfang an aktiv un-
terstützte, hatte ebenfalls eine „uneingeschränkte Durchlässigkeit“ beim 
Übergang vom Bachelor- zum Masterstudium gefordert, u. a. in ihrem vom 
26. ordentlichen Gewerkschaftstag der GEW im April 2009 in Nürnberg 
beschlossenen wissenschaftspolitischen Programm (GEW 2009). Die Län-
dergemeinsamen Strukturvorgaben für die Akkreditierung von Bachelor- 
und Masterstudien gängen der KMK von 2002 sahen indes gerade vor, dass 
das Masterstudium – über den Bachelorabschluss hinaus – „von weiteren 
besonderen Zugangsvoraussetzungen“ abhängig gemacht werden sollte 
(Ziffer 2.1. der Strukturvorgaben, dokumentiert in HRK 2007, S. 9 ff.).47 
Grundlage dafür war das Verständnis der KMK vom Bachelor als dem „Re-
gelabschluss“, der „für die Mehrzahl der Studierenden zu einer ersten Be-
rufseinmündung“ führen sollte (ebd.).

Die unter dem Eindruck der Bildungsproteste gemachte Forderung 
der Ministerin nach einer Öffnung des Masterstudiums für alle Bachelorab-
solventen und -absolventinnen sorgte bei den Ländern allenfalls kurzfristig 
für Irritationen. Der Bund hatte zwar nach der ersten Föderalismusreform 
von 2006 für Hochschulabschlüsse und den Hochschulzugang eine Gesetz-
gebungskompetenz, tatsächlich deutete aber nichts darauf hin, dass er von 
dieser Kompetenz tatsächlich Gebrauch machen würde. Zugleich setzten 
die Länder darauf, dass die Bildungsproteste nach der Sommerpause nicht 
so einfach wieder zu beleben wären. Das sollte sich als Irrtum erweisen. Das 
Ende der Sommerpause und die Fortsetzung der Bologna-Debatte läutete 
zunächst die GEW mit ihrer Wissenschaftskonferenz ein. Dass es dann ab 
November zu einer zweiten Welle der Bildungsproteste kam, hat nicht nur, 

46 Pressemitteilung vom 07.07.2009, http://www.bmbf.de/press/2614.php (Zugriff am 
09.03.2010).

47 Ziffer 2.1. der Strukturvorgaben, zitiert nach der Fassung vom 22.09.2005. Diese Formulierung 
ist nicht mehr in der neuesten Fassung der Strukturvorgaben vom 04.02.2010 enthalten (siehe 
unten).
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aber auch mit der Ausstrahlungswirkung der Proteste der österreichischen 
Studierenden zu tun, die unter dem Motto Uni brennt im Oktober startete. 
Anlass in Österreich war eine neue Leistungsvereinbarung zwischen Bund 
und Universitäten, die eine Umstellung der lehrerbildenden Studiengänge 
auf Bachelor und Master verlangte, ohne dass zu diesem Zeitpunkt dafür 
ein Konzept vorgelegen hätte. 

Mit zeitgleichen und inhaltlich aufeinander abgestimmten Protes-
ten nicht nur in Deutschland und Österreich, sondern auch in benachbar-
ten Ländern wie Frankreich, der Schweiz oder Kroatien erschloss sich die 
Protestbewegung erstmals selbstbewusst den durch den Bologna-Prozess 
geschaffenen Europäischen Hochschulraum als politische Handlungsare-
na. Dies unterstreicht die gemeinsame Erklärung von 23 Bildungsgewerk-
schaften aus 19 Ländern, in der sich in der Bildungsinternationale (Edu-
cation International – EI) zusammenarbeitende Bildungsgewerkschaften 
auf gemeinsame Initiative der GEW und der österreichischen GÖD (Ge-
werkschaft öffentliche Dienste) mit den protestierenden Studierenden so-
lidarisch erklärten und die gemeinsame Interessenlage von Studierenden 
und Schülern und Schülerinnen auf der einen Seite und Beschäftigten an 
Hochschulen, Schulen und anderen Bildungseinrichtungen auf der ande-
ren Seite hervorhoben.48

Bewegung bei HRK und KMK

Die zweite Welle der Bildungsproteste erzeugte schließlich so viel Druck, 
dass sich im Herbst 2009 nach dem BMBF auch die anderen Bonner Akteu-
re des Bologna-Prozesses bewegten. Am 8. Dezember 2009 beschloss der 
Akkreditierungsrat (2009) die Überarbeitung seiner Grundsätze für die Ak-
kreditierung, die erklärtermaßen auf eine Verbesserung der Studierbarkeit 
und eine Reduzierung der Prüfungslasten abzielte. Deutlich schwerer hatte 
sich zuvor die Mitgliederversammlung der HRK getan, die am 24. Novem-
ber 2009 in Leipzig tagte. Die versammelten Präsidenten und Präsiden-
tinnen und Rektoren und Rektorinnen weigerten sich, der vom HRK-Prä-
sidium vorgelegten Entschließung Weiterentwicklung der Bologna-Reform 
– Agenda für Länder und Hochschulen zuzustimmen. Stattdessen wurde die 
wesentlich zahnlosere Erklärung Die Stimme der Hochschulen: pro Bologna 
beschlossen, die im Kern die Länder dafür kritisierte, dass diese den Hoch-

48 Presseerklärung vom 14.12.2009 mit dem Wortlaut des Aufrufs im Anhang, http://www.gew.
de/Aufruf_von_23_Bildungsgewerkschaften.html (Zugriff am 10.03.2010). 
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schulen „wesentliche Rahmenbedingungen für eine optimale Fortsetzung 
der Reform“ vorenthielten.49 Der ursprüngliche Entschließungsentwurf war 
hingegen in gleicher Weise an die Hochschulen selbst adressiert. Curricula 
wurden als „zu dicht und zu starr strukturiert“ angeprangert, Anwesen-
heitspflichten sollten nur noch dort eingesetzt werden, „wo sie didaktisch 
unbedingt erforderlich sind“. Bemerkenswert ist außerdem die Forderung, 
dass sich Lehrende „noch häufiger neue Lehr- und Prüfungsformen aneig-
nen“ müssten, „idealerweise im kollegialen Austausch im Studiengang und 
ergänzt durch Weiterbildungen“. Ferner wurde ein Ausbau von Angeboten 
„zum Hochschulzugang für beruflich Qualifizierte und zur Anrechnung von 
Wissen und Fähigkeiten, die außerhalb der Hochschule erworben wurden“, 
gefordert. Selbst die von der KMK eingeführte Modulmindestgröße, von der 
die HRK später nichts mehr wissen wollte, wird im Entschließungsentwurf 
vorgeschlagen. Doch der Mitgliederversammlung fehlte im November noch 
der Mut für diesen Befreiungsschlag.

Die KMK gab am 10. Dezember dem Druck nach. Während vor dem 
Wissenschaftszentrum in Bonn-Bad Godesberg 10000 Studierende demons-
trierten, berieten hinter verschlossenen Türen die Präsidien von KMK und 
HRK über Kurskorrekturen im Bologna-Prozess. In ihrer Presseerklärung 
gaben KMK und HRK als gemeinsame Ziele an, die „Prüfungsbelastungen zu 
reduzieren“, „die Arbeitsbelastung für die Studierenden zu überprüfen und 
ein realistisches und vertretbares Maß zu gewährleisten“, „die Anerkennung 
der Prüfungsleistungen zwischen den Hochschulen national und internatio-
nal zu vereinfachen, um die Mobilität der Studierenden zu gewährleisten“, 
„die ländergemeinsamen Strukturvorgaben für die Bachelor- und Master-
studiengänge weitgehend zu flexibilisieren“ sowie „keine über die länder-
gemeinsamen Strukturvorgaben hinausgehenden spezifischen Länderrege-
lungen zu treffen“, die die Gestaltungsfreiheit der Hochschulen einengen.50 
Kultusminister/-innen und Hochschulrektoren und -rektorinnen stellten fest, 
„damit Kritikpunkte der Studierenden zum Bologna-Prozess aufgenommen 
und Entscheidungen getroffen“ zu haben, sodass „es an der Zeit ist, wieder 
zu einem geregelten Studienbetrieb überzugehen“. Im direkten Anschluss 
beschloss die KMK ihre „Eckpunkte zur Korrektur der Ländergemeinsamen 
Strukturvorgaben für die Akkreditierung von Bachelor- und Masterstudien-

49 http://www.hrk.de/109_5207.php?datum=7.+Mitgliederversammlung+am+24.11.2009 
(Zugriff am 18.03.2010).

50 Pressemitteilung vom 10.12.2009, http://www.kmk.org/presse-und-aktuelles/meldung/
kultusministerkonferenz-und-hochschulrektorenkonferenz-handeln-gemeinsam.html (Zugriff 
am 18.03.2010). 
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gängen und der Rahmenvorgaben für die Einführung von Leistungspunkt-
systemen und die Modularisierung“ 51, die am 04.02.10 in einer Überarbei-
tung der Strukturvorgaben sowie – als deren Anlage – der Rahmenvorgaben 
mündeten.52 

Kern der Überarbeitung von Strukturvorgaben und Rahmenvorgaben 
sind die Maßnahmen zur Reduzierung der Prüfungslast (HRK 2007, Ziffer 
1.1). Module sollen künftig eine Mindestgröße von sechs Punkten nach dem 
European Credit Transfer System (ECTS) haben. Die Anzahl der ECTS-Punk-
te drückt aus, welche Arbeitsbelastung („Workload“) mit dem Modul für die 
Studierenden verbunden ist. Da in einem Semester in der Regel insgesamt 
30 ECTS-Punkte vergeben werden, bedeutet eine Mindestmodulgröße von 
sechs ECTS-Punkten, dass maximal fünf Prüfungen pro Semester möglich 
sind. Außerdem können „in besonders begründeten Fällen“ mehrere Module 
mit einer Prüfung abgeschlossen werden. Darüber hinaus heißt es in der 
neuen Fassung der Rahmenvorgaben, dass die Vergabe von Punkten „nicht 
zwingend“ eine Prüfung voraussetzt, sondern alternativ der „erfolgreiche Ab-
schluss“ des Moduls ausreicht. Der Reformansatz der KMK ist zweifellos gut 
gemeint, bleibt aber im Ergebnis halbherzig und wird daher in der Praxis 
wenig bewirken. Die Maßnahmen zur Reduzierung der Prüfungslast beruhen 
auf Soll-, Kann- oder Ausnahmebestimmungen: Die Hochschulen sind nicht 
verpflichtet, die Prüfungslast zu reduzieren; tun sie es doch, müssen sie dafür 
besondere Begründungen angeben, die der kritischen Überprüfung durch die 
Akkreditierungsagenturen standhalten müssen. Die Akkreditierungsagentu-
ren dürften die eigentlichen Gewinner der vermeintlichen Regulierung der 
Struktur- und Rahmenvorgaben sein, die tatsächlich eine Verschiebung der 
Regulierung von der Ebene der KMK auf die Ebene der Hochschulen bzw. 
Akkreditierungsbürokratie darstellt. In welchen Studiengängen es tatsächlich 
zu einer Entrümpelung der Studienordnungen im Sinne einer Deregulierung 
für die Studierenden kommt, ist also schwer vorherzusehen. Hinzu kommt: 
Erst bei der Akkreditierung oder Reakkreditierung der Studiengänge wird 
überprüft, ob die KMK-Vorgaben umgesetzt wurden. Das kann Jahre dauern. 
Zehn Jahre nach dem Start der Bologna-Reformen ist in Deutschland noch 
nicht einmal die Hälfte der neuen Studiengänge akkreditiert.

51 Pressemitteilung vom 10.12.2009, http://www.kmk.org/no_cache/presse-und-aktuelles/
meldung/ergebnisse-der-328-plenarsitzung-der-kultusministerkonferenz-am-10-
dezember-2009.html?cHash=42492b6845&sword_list[0]=eckpunkte%20zur%20korrektur 
(Zugriff am 18.03.2010). 

52 http://www.kmk.org/fileadmin/veroeffentlichungen_beschluesse/2003/2003_10_10-
Laendergemeinsame-Strukturvorgaben.pdf (Zugriff am 18.03.2010). 
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Wenig Beachtung fand, dass die KMK bei der Überarbeitung der 
Strukturvorgaben die Anzahl der Kategorien für Masterstudiengänge 
von drei auf zwei reduziert hat (HRK 2007, Abschnitt A.4). Vorgesehen 
sind nur noch „konsekutive Masterstudiengänge“ und „weiterbildende 
Masterstudien gänge“, die Kategorie der (nicht weiterbildenden) „nicht kon-
sekutiven Masterstudiengänge“ wurde gestrichen. Auch wenn die Defini-
tion der konsekutiven Studiengängen erweitert wurde (diese müssen nicht 
mehr „inhaltlich aufeinander aufbauen“): Nicht alle bisherigen nicht-kon-
sekutiven Studiengängen werden sich umstandslos der Kategorie konse-
kutiv zuordnen lassen. Es dürfte einen Sog zur Weiterbildung geben: Viele 
Hochschulen werden sich fragen und von Akkreditierungsagenturen und 
Ministerien fragen lassen müssen, warum sie ihre bisherigen nicht konse-
kutiven Masterstudiengänge nicht als weiterbildend einstufen, zumal sich 
dann kräftig Geld mit ihnen verdienen ließe – weder die in elf von sechzehn 
Bundesländern geltende Studiengebührenfreiheit noch die in den übrigen 
Ländern geltende Begrenzung der Gebühren auf 500 Euro pro Semester gilt 
in der Regel für weiterbildende Masterstudiengänge, Gebühren von mehre-
ren Tausend Euro pro Semester sind nicht selten.

Um ein wesentliches Kernproblem ihrer Strukturvorgaben hat 
sich die KMK elegant herumgemogelt: die Hürden beim Übergang vom 
Bachelor- zum Masterstudium. Zwar ist das Masterstudium nicht mehr 
wie bisher zwingend von „weiteren besonderen Zugangsvoraussetzungen“ 
abhängig zu machen, sondern es heißt nun: „Zur Qualitätssicherung oder 
aus Kapazitätsgründen können für den Zugang oder die Zulassung zu Mas-
terstudiengängen weitere Voraussetzungen bestimmt werden“ (HRK 2007, 
Abschnitt A.2.1), aber der Zugang zum Masterstudium kann weiterhin 
durch Mindestnoten oder Quotenregelungen beschränkt werden. Eine zen-
trale Forderung der Bildungsproteste haben die Länder damit ignoriert. 
An einer ernsthaften Auseinandersetzung mit den Studierenden und Hoch-
schulbeschäftigten schien die KMK ohnehin nicht interessiert gewesen zu 
sein. Die Überarbeitung der Strukturvorgaben zwischen November 2009 
und Februar 2010 fand im Arkanbereich der Bonner KMK-Bürokratie 
statt, eine Beteiligung der Stakeholder fand nicht statt. Als endlich für den 
3. März 2010 gemeinsam mit der HRK „ausschließlich hochrangige Ver-
treterinnen und Vertreter der Wissenschaftsministerien, der Hochschulen 
und der Studierenden“, zudem „Akteure des Akkreditierungssystems und 
weitere Interessenvertreter“53 zur „Fachtagung zur Weiterentwicklung des 

53  Einladungsschreiben vom 05.02.2010, das dem Verfasser vorliegt.
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Bologna-Prozesses“ eingeladen wurde, auf der die HRK-Präsidentin und 
der KMK-Vizepräsident sich dann tatsächlich mit allen Teilnehmern und 
Teilnehmerinnen auf Augenhöhe am World Café beteiligten, waren die 
Messen längst gesungen. 

Ministertreffen in Wien und Budapest

Die Bildungsproteste in Deutschland, Österreich und anderen europäi-
schen Ländern fanden schließlich auch im Europäischen Hochschulraum 
Gehör: Beim Bologna-Gipfel der inzwischen 47 Unterzeichnerstaaten der 
Bologna-Erklärung am 11. und 12. März 2010 in Budapest und Wien. Sie 
ließen sich auch nicht überhören: Einige Tausend Studierende hatten sich 
in Wien zum Bologna-Alternativgipfel versammelt und vor der Hofburg 
demonstriert, wo die Minister/-innen zehn Jahre Bologna-Prozess im Ball-
saal zelebrierten. Die Budapest-Wien-Erklärung vom 12. März nahm ex-
plizit auf die „Proteste in einigen Ländern“ Bezug und gestand Fehler bei 
der Umsetzung des Bologna-Prozesses ein (Europäische Bildungsminister/ 
-innen 2010). Bei den angekündigten Nachjustierungen sollen sowohl die 
Studierenden als auch die in Lehre, Forschung und Verwaltung tätigen 
Hochschulbeschäftigten besser beteiligt werden. In keiner anderen Erklä-
rung war bisher die Rolle der Hochschulbeschäftigten so deutlich hervor-
gehoben und ihre Unterstützung zugesagt worden. Die GEW wird gegen-
über Bund, Ländern und Hochschulen bei der weiteren Umsetzung des Bo-
logna-Prozesses auf Geist und Buchstaben der Budapest-Wien-Erklärung 
zurückkommen.

Im Übrigen ist die Budapest-Wien-Erklärung relativ unspektakulär, 
aber genau das ist das Bemerkenswerte an ihr. Denn noch zum letzten 
Gipfel der europäischen Bildungsminister/-innen im April 2009 in Leu-
ven und Louvain-la-Neuve hatte es kräftig im Bologna-Gebälk geknistert. 
Das Bologna-Sekretariat hatte ein Papier vorlegt, das auf eine umfassende 
Erweiterung des Bologna-Prozesses abzielte. Hatte dieser bisher auf Fra-
gen der Studienreform wie die Schaffung zweistufiger Studienstrukturen 
(Bachelor und Master), die Förderung der Mobilität oder die Qualitätssi-
cherung, aber auch die Durchsetzung der sozialen Dimension des Euro-
päischen Hochschulraums fokussiert, sollte dessen Agenda für die nächste 
Dekade von 2010 bis 2020 um neue Handlungsfelder ergänzt werden. Die 
Etablierung eines europäischen Hochschul-Rankings, die Förderung von 
Spitzenuniversitäten nach dem Vorbild der deutschen Exzellenzinitiative, 
die Ausweitung des privaten Anteils an der Hochschulfinanzierung ein-
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schließlich Studiengebühren – kaum ein Reizwort, das die Autoren und 
Autorinnen des Berichts „Bologna beyond 2010“ ausgelassen hätten.54

Gegen diesen Vorschlag für ein Bologna 2.0 hagelte es Kritik. Nicht 
nur von den europäischen Dachorganisationen der Studierendenvertre-
tungen (European Students Union – ESU) und der Bildungsgewerkschaf-
ten (Education International – EI). Auch viele Hochschulleitungen, die gar 
nichts prinzipiell gegen Rankings, Exzellenz und Studiengebühren einzu-
wenden haben, gaben zu bedenken, dass der Bologna-Prozess mit neuen 
Zielsetzungen überfrachtet werden könnte, bevor die alten Ziele erreicht 
sind. Dass das „Hintergrund-Papier“ zwar von der Leuvener Konferenz zur 
Kenntnis genommen, aber in Budapest und Wien nicht wieder aufgegrif-
fen wurde, ist der eigentliche Erfolg der europäischen Bildungsproteste des 
Winters 2009/2010.

Anforderungen an die zweite Bologna-Dekade

Für die zweite Dekade des Bologna-Prozesses wird es im Kern darum ge-
hen, bei den Regierungen und Hochschulen die unerfüllte Verheißung von 
Bologna einzufordern. In Deutschland werden die Klagen von Studierenden 
auch nach den halbherzigen Kurskorrekturen der KMK nicht verstummen. 
Statt Mobilität zu fördern und die Studienbedingungen zu verbessern, er-
schweren die neuen Studienstrukturen den Studienortwechsel, steigern in 
vielen Studiengängen die Abbrecherquoten. Eine falsch verstandene Mo-
dularisierung der Studiengänge führt zur Verschulung des Studiums, zur 
Verdichtung der Curricula und Stundenpläne und zu einem Übermaß an 
Prüfungen. Statt die Betreuung der Studierenden zu verbessern, sorgen die 
Bologna-Reformen bei einer stagnierenden Ausstattung der Hochschulen 
für eine höhere Arbeitsbelastung – sowohl für die in Lehre, Verwaltung und 
Beratung tätigen Kollegen und Kolleginnen als auch für die Studierenden.

In der hochschulpolitischen Auseinandersetzung um den Bologna-
Prozess dominierten zwei Richtungen: Während die eine Richtung die be-
stehenden Probleme zu kaschieren versucht und die Strukturreform auf 
Biegen und Brechen durchsetzen will, möchte die andere Richtung Bologna 
am liebsten ganz zu Fall bringen. Einige konservative Universitätsprofes-
soren und -professorinnen möchten das Rad der Geschichte am liebsten 

54 Bologna beyond 2010, Report on the development of the European Higher Education Area, 
Background paper for the Bologna Follow-up Group, prepared by the Benelux Bologna 
Secretariat, http://www.ond.vlaanderen.be/hogeronderwijs/bologna/conference/documents/
Beyond_2010_report_FINAL.pdf (Zugriff am 18.03.2010). 
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nicht nur vor 1999, sondern vor 1968 zurückdrehen – als Ordinarien noch 
ans Katheder treten konnten, ohne sich darum kümmern zu müssen, was 
von ihrer Vorlesung bei den Hörern und Hörerinnen ankam. In dieser Zeit 
blieben die Söhne und wenigen Töchter aus bürgerlichen Häusern an den 
Universitäten weitgehend unter sich und schafften den Sprung auf einen 
lukrativen Posten auch dann, wenn ihr Studium keine Kompetenzen ver-
mittelte und nicht berufsbefähigend war. In einer Zeit, in der in Deutsch-
land 40 Prozent, im Durchschnitt aller OECD-Staaten über 55 Prozent eines 
Altersjahrgangs ein Hochschulstudium aufnehmen, reicht das aber nicht 
mehr aus. Bildungsaufsteiger/-innen fordern zu Recht, dass ihr Studium 
beides leistet: Bildung und Ausbildung. Wer die soziale Öffnung der Hoch-
schulen ernst meint, muss die Qualität von Studium und Lehre entwickeln.

Auf ihrem Nürnberger Gewerkschaftstag im April hat sich die GEW 
in ihrem Appell an die zeitgleich in Leuven tagende europäische Bildungs-
ministerkonferenz für eine differenzierte Position entschieden (dokumen-
tiert in Banscherus et al. 2009 S. 105 ff.). Auf der einen Seite verdienen 
viele Zielsetzungen des Bologna-Prozesses Unterstützung: die Internatio-
nalisierung von Lehre und Studium, die Erleichterung der Mobilität von 
Studierenden und Beschäftigten im Europäischen Hochschulraum oder die 
Förderung lebenslangen Lernens. Bologna hat mit dazu beigetragen, dass 
Studium und Lehre wieder in den Mittelpunkt der hochschulpolitischen 
Debatten gerückt sind. Auf der anderen Seite läuft vieles schief – das ist 
der Grund für den Kurswechsel im Bologna-Prozess, den die GEW for-
dert: im Sinne einer Stärkung der sozialen Dimension des Europäischen 
Hochschulraums durch Chancengleichheit beim Hochschulzugang und im 
Studium, einer uneingeschränkten Durchlässigkeit beim Übergang vom 
Bachelor- zum Masterstudium, mehr Flexibilität bei der Einführung der 
neuen Studienstrukturen, der Sicherung von Studierbarkeit und Studier-
freiheit für alle Studiengänge, der Anerkennung der Promotionsphase als 
erste Phase wissenschaftlicher Berufstätigkeit statt als dritter Abschnitt 
des Studiums, der Gewährleistung der Berufsbefähigung der Studiengänge 
in einem über Employability hinausgehenden, umfassenden Sinne, einem 
Recht auf Mobilität für alle Studierenden und Hochschulbeschäftigten ein-
schließlich des wissenschaftlichen Nachwuchses sowie des technischen 
und Verwaltungspersonals, einer Weiterentwicklung des Europäischen 
Hochschulraums zu einem Europäischen Bildungsraum mit einem inte-
grierten und durchlässigen tertiären Bildungsbereich, mehr Transparenz 
und Partizipation in allen Verfahren Qualitätssicherung und Qualitätsent-
wicklung. Bund, Länder und Hochschulen müssen jetzt die Weichen dafür 
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stellen, dass der Kurswechsel in der zweiten Dekade des Bologna-Prozes-
ses 2010 bis 2020 Realität wird. 

Zum Bologna-Gipfel im März 2010 in Budapest und Wien hat Edu-
cation International eine Studie über die Auswirkungen der Bologna-Refor-
men auf die an den europäischen Hochschulen lehrenden und forschenden 
Wissenschaftler/-innen vorgelegt (EI 2010). Demnach ist die Umsetzung 
des Bologna-Prozesses in den Unterzeichnerstaaten mit einem hohen, auch 
bürokratischen Aufwand und dadurch zusätzlichen Belastungen für die 
Hochschulbeschäftigten verbunden; zugleich verschlechtern sich für viele 
Kollegen und Kolleginnen die Arbeitsbedingungen. Nicht nur Studierende, 
auch Lehrende leiden unter dem Übermaß an Workload und Prüfungsbe-
lastungen. Die Beschäftigten in Lehre, Forschung, Verwaltung und Service 
schultern viele zusätzliche Aufgaben: Sie reformieren Studiengänge und 
entwerfen Modulhandbücher, evaluieren die Lehre und stellen Akkreditie-
rungsanträge, nehmen Prüfungen ab und beraten Studierende. Auf Dau-
er lässt sich das nicht mit stagnierender Personalausstattung oder gar mit 
Stellenstreichungen machen. Eine Erfolgsbedingung des Bologna-Prozesses 
ist daher eine bessere Personalausstattung und attraktive Arbeits- und Be-
schäftigungsbedingungen, um eine bessere Betreuung der Studierenden 
und eine höhere Qualität der Lehre garantieren zu können. Denn gute Ar-
beit und gute Bildung sind zwei Seiten einer Medaille.
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